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US-Mobilmachung
Kongreß beschließt Reagan-Programm zur „Restauration 
der amerikanischen Führung“
Reagan versteht es, den patriotischen 
Taumel, der ihn ins Präsidentenamt 
gespült hat, auszukosten und für die 
Ziele der US-Monopolbourgeoisie um­
zumünzen. „Diese Republik ist ein 
Traum“ zitierte Reagan am 28.4. vor 
dem Kongreß einen US-Poeten, um 
dann in eigenen chauvinistischen Tö­
nen fortzufahren: „Das ist es, was uns

USA: Export­
offensive

US-Exporte 1980

Anteil 
am Exp.*

Steig.rate 
Exp. 78-J^^

1. Europa.......... 33,4% 4- 60%
- GB................... 6,0% + 76,5%
- BRD............... 5,1% + 54,8%
- Frankr............. 3,5% 4- 77,2%
- Ital................... 2,5% 4- 57,3%
- UdSSR.......... 0,5% - 49,5%
2. Asien............... 27,6% 4- 45,9%
- Japan ............. 9,5% 4- 55,4%
3. Kanada.......... 16,3% 4- 20,4%
4. Lateinamer. .. 16,3% 4- 68,9%
- nörd. LA . . . , 9,6% 4- 83,1%
5. Afrika............. 4,1% 4- 47,3%
- Südafrika .. .. 1,0% 4-104,4%
6. Australien/
Ozean................... 2,3% 4- 37,8%
•Datenbasis nicht inflationsbereinigt
♦Quelle: Survey of current business, January 1981, Uni- 
ted States Department of Commerce

Schon unter der Carter-Regierung 
hat die USA eine offensive Export­
politik begonnen. Der wertmäßige 
Anteil der US-Waren am Welthandel 
war von 1970 15,4% auf 1979 12,1% 
gefallen. Der Abstand zum imperiali­
stischen Konkurrenten BRD betrug 
nur noch 0,6%. Die Carter-Regie­
rung unternahm Schritte, „das allge­
meine nationale Interesse an expan­
dierenden Exporten“ durchzusetzen. 
Verbesserung der Versicherung bei 
Exporten (zum Beispiel gegen Enteig­
nung), Steuervorteile, bessere Unter­
stützung der US-Imperialisten durch 
Finanzhilfen durch die US-Bank für 
Export und Import waren nur einige 
Schritte, die in Angriff genommen 
wurden.

An den US-Exporten von 1980
208.9 Mrd. $ hatte der Export von 
Maschinen den größten Anteil mit
53.9 Mrd. $. An zweiter Stelle steht 
der Export von landwirtschaftlichen 
Waren mit 38,7 Mrd. $. Dann folgt 
Transportausrüstung (Flugzeuge, 
Autos und Autoteile) mit 27,3 Mrd. 
$. Darunter Autos und Autoteile mit 

Amerikaner anders macht. Wir haben 
immer nach einem neuen Geist gesucht 
und große Ziele anvisiert. Wir sind im­
mer mutig und entschlossen, furchtlos 
und kühn gewesen. “JiJach-solcher Ein­
stimmung beschloß das mehrheitlich 
demokratische Repräsentantenhaus 
mit den Stimmen von 63 Abgeordneten 
der Demokratischen Partei/Reagans 

14,1 Mrd. $. Die Steigerungsraten 
beim Export dieser Waren vom Jahr 
1978 bis 80 liegen jedoch den US- 
Imperialisten verhältnismäßig zu nie­
drig. Für Transportausrüstung betra­
gen sie 22,9% (Autos nur 6,4%). Die 
Wachstumsrate bei landwirtschaftli­
chen Produkten liegt für diesen Zeit­
raum bei 31,7% und bei Maschinen 
bei 45,8%. Verglichen mit den Stei­
gerungsraten im Export für minerale 
Brennstoffe (Kohle, Öl) von 102,1% 
und Eisen und Stahl von 77,3% sind 
sie bescheiden.

Das ist auch genau das Problem 
der US-Imperialisten, die bei heftiger 
Steigerung der Exporte gerade in ih­
ren wichtigsten Exportbranchen im 
Hintertreffen sind. So erklärt sich 
auch die Aufhebung des Weizenem­
bargos gegen die Sowjetunion aus 
dem Interesse der US-Imperialisten 
an Ausbau des Exports von landwirt­
schaftlichen Produkten. Ein anderer 
Grund ist, daß im Moment die BRD 
als größter westlicher Exporteur im 
Ostgeschäft dasteht, während die

Baumwollernte. Die USA sind der 
weltgrößte Baumwollexporteur

USA nur einen kleinen Anteil daran 
haben. Genauso ist auch der Han­
delskrieg um den Automarkt mit Ja­
pan zu verstehen.
Quelle: Survey of current business, January 1981, Uni- 
ted States Department of Commerce 

Haushaltsentwurf 1982, der den Mili­
täretat enorm aufstockt, dagegen das 
Sozialbudget um bislang 25 Mrd. $ 
kürzt und damit mindestens 20 Mio. 
US-Bürger, vor allem Alte und Farbi­
ge, noch tiefer ins Elend drückt (s. PoL 
Ber. 6/81)£ln der letzten Woche vo-^ 
Fierte der US-Senat mit 78:20 Stimmen 
für Reagan. Damit ist auch sicher, daß 
die aus dem Etat folgenden Gesetze in 
einigen Monaten angenommen wer­
den. Lediglich Reagans Plan, die Ein­
kommenssteuern für drei Jahre um li­
near 10% zu senken, was vor allem Ka­
pitalbildung bei den höheren Einkom­
men fördern würde, ist unter den 
Bourgeois noch umstritten. Die Wall­
street-Bankiers wünschen stattdessen 
weiteren Nachlaß bei den Gewinnsteu­
ern. , _____ ____

ScEoirtrüten--Rea^^
weiteren Streichungen: Den Rentnern, 
die Jahrzehnte an die staatliche Sozial­
versicherung gezahlt haben, Söll die 
Anpassung der Rentenbezüge an die 
Preissteigerungen gestrichen werden - 
bei einer Inflation von 12%. Das Ren­
tenalter soll von 65 auf 68 erhöht wer- 
den. Auf der Streichungsliste stehen 
ferner Wohlfahrtsbezüge für Schwan­
gere und Familien von Streikenden. 
„Wir betonen, daß Arbeit wieder er­
mutigt werden soll“, lautet die Philo­
sophie des Programms. Außerdem hat 
die Reagan-Administration in den 100 
Tagen seit dem Amtsantritt schon 107 
Arbeits- und Umweltschutzbestim­
mungen, &egen die die Industrie Sturm 
gelaufen (hattet ausgesetzt bzw. über-

Es hat den Anschein, daß der Ver­
such der US-Monopolbourgeoisie an-* 
schlägt, mit dem Reagan die von der 
Arbeiterbewegung in den letzten 50 
Jahren - seit Roosevelts New Deal - 
erkämpften Errungenschaften rück­
gängig zu machen, alle Schranken der 
Ausbeutung und Verelendung einzu­
reißen und mobilzumachen für die 
Wiederherstellung der „amerikani­
schen Führung“ in der Welt. Wie sind 
die Aussichten für die Mobilmachung?

In den letzten drei Quartalen ver­
zeichnete die US-Produktion ein Plus 
von jeweils über 4% gegenüber dem 
Vorjahr. Allerdings ist sie damit erst 
wieder auf dem Niveau von 1979. 
Wachsende Exporte und anziehende 
Investitionen haben da.s Plus bewirkt, 
während die Massen ihren Konsum 
weiter einschränken mußten, die Spar­
quote mit 3,9% auf den niedrigsten 
Stand seit 30 Jahren gefallen ist und 
die Rücklagen auch der mittleren Ein-



US-Bergarbeiter strei­
ken seit V/2 Monaten

Die US-Bergarbeiter streiken jetzt 
seit dem 27.3. Die Bituminous Coal 
Operators Association (BCOA), die 
die 130 größten Kohlekapitalisten 
bei den Tarifverhandlungen ver­
tritt, hat der Gewerkschaft United 
Mine Workers (UAW) noch immer 
kein neues Angebot vorgelegt. Die 
kleinen Kapitalisten, die 1978 den 
damaligen Abschluß mit unter­
zeichnet hatten, haben jetzt eine 
neue Organisation gegründet, die 
darauf aus ist, einen separaten Ab­
schluß durchzusetzen. Sie haben 
Angst vor dem Ruin.

Die nationale Produktion war 
schon Mitte April von 17 Mio. t pro 
Woche vor dem Streik auf 8,7 Mio. 
t gesunken. Noch ist kein Ende des 
Streiks abzusehen. Die westlichen 
Imperialisten, zum Beispiel Frank­
reich, fangen an, ihre Schiffe aus 
den USA abzuziehen, und drohen 
mit Vertragsentzug. Aber das Pro­
blem der Imperialisten ist damit 
nicht gelöst. Die USA sind der 
größte Kohleexporteur der westli­
chen Imperialisten. Sie haben ihre 
Position auf dem Weltmarkt 
sprunghaft verbessert. Eine Maß­
nahme war der Ausbau der Infra­
struktur, um den Kohletransport an 
die Küste zu erleichtern. 1979 wur­
den 64,7 Mio. t exportiert, 1980 wa­
ren es schon 89,9 Mio. t (Quelle: In­
ternational Herald Tribüne, 
18./19.4.81). Danach folgt Austra­
lien mit 43 Mio. t, Polen mit 32 
Mio. t und Südafrika mit 29 Mio. t. 
Der polnische Kohleexport ist von 
79 auf 80 um 9 Mio. t gefallen, die 
westlichen Imperialisten rechnen 
mit einer weiteren Einschränkung. 
Ihr Problem ist, wo sie überhaupt 
billige Kohle herbekommen sollen.

Allerdings ist die Lage der 
US-Bergarbeiter in diesem Streik 
schwierig. Die Gewerkschaftsfüh­
rung war ursprünglich für den alten 
Vorschlag der Kapitalisten. Was 
aber noch schwerer wiegt, ist die 
Tatsache, daß die BCOA die Ver­
handlungen offensichtlich heraus­
zögert. Sie will den Anteil der 
Bergwerke, in denen die Arbeiter in 
der UMW organisiert sind, an der 
gesamten Kohleproduktion weiter 
senken. Dieser Anteil ist schon in 
den letzten acht Jahren von 70% 
auf 44% gefallen. Denn die Kapi­
talisten eröffnen im Westen der 
USA neue Kohlegruben, in denen 
der Organisationsgrad der Arbeiter 
zunächst ganz niedrig liegt. 

kommensschichten immer mehr aufge­
fressen werden. Ganze Industriezweige 
- Bau, Stahl- und Autoindustrie - 
stecken tief in der Krise, und allein im 
letzten Halbjahr haben 6000 Unter­
nehmen pleite gemacht, stranguliert 
durch Zinssätze von über 20%. Die 
US-Bundesbank hat erklärt, daß die 
Zinsen vorerst hoch bleiben; es ist 
noch nicht genug Kapital vernichtet. 
Die Investitionsquote (als Anteil am 
Bruttosozialprodukt) liegt unter der 
der BRD und Japans. Hier schafft das 
Reagan-Programm Abhilfe: Die Ab­
schreibungsmöglichkeiten werden er­
heblich verbessert, die Steuern auf Un­
ternehmensgewinne um 30% gesenkt. 
Die gigantisch wachsenden Rüstungs­
ausgaben werden ebenfalls die Gewin­
ne sprudeln lassen. Beschleunigte Um- 
wälzung^des US-Produktionsapparates 
für die Exportoffensive und für die 
Kriegsfähigkeit ist das, sichere Ergebnisv 
des Reagan-Programms. Ob damit al­
lerdings, wie angekündigt, 1982 ein

5000 demonstrieren am 17.1. in Berkeley (Kalifornien) gegen die US- 
Intervention in El-Salvador

Wirtschaftsboom die fast 10jährige 
faulige Stagnation ablöst, ist fraglich. | 

Denn auf dem HauptabsatzmaricT 
für den US-Export, der EG, bedroht 
die Wirtschaftskrise das Geschäft. Auf 
den Märkten der Dritten Welt, gerade 
auch in Lateinamerika, das das US- 
Handelsministerium zum Hauptfeld 
der Expansion erklärt hat, treffen die 
US-Konzerne mehr denn je auf japani­
sche und EG-Konkurrenz. Reagans 
Traum einer ,,nordamerikanischen Al­
lianz“, die Mexiko und Kanada in 
, »Schutzgebiete“ des US-Imperialis- 
mus verwandeln würde, stößt in diesen 
Ländern auf keine Gegenliebe. Die von 

[den USA erzwungene ^Selbstbeschrän- 
kung^für japanische Autoexporte und 
der Streit mit der EG um subventio­
nierte Exportkredite verschärfen den

Handelskrieg, dessen Ergebnis keines­
wegs ein Durchbruch für die USA sein 
muß. Schließlich ist der Produktivi­
tätsvorsprung der US-Imperialisten ge­
genüber der Konkurrenz in den letzten 
Jahren fast weggeschmolzen. Dem­
gegenüber stehen die Konkurrenzvor-' 
teile der US-Imperialisten - billigere 
Energie und Rohstoffe, niedrigere 
Lohnkosten als z.B. in der BRD, der 
drastisch gesunkene Dollarkurs. Da­
durch haben die USA ihren Weltmark­
tanteil am Industriegüterexport von 
17% 1978 auf 18,5% 1980 gesteigert 
(1970: 21,3%). Außerdem sichern die 
riesigen Auslandsinvestitionen (Be­
stand 1979: 193 Mrd. $; Rückfluß dar­
aus in die USA: 38 Mrd. $) die Märkte 

-fui^cien US-Warenexport. _
Die Versuche des Reagan-KabinetTST' 

den Verbündeten die Lasten und die 
Folgen der Mobilmachung gegen die 
Sozialimperialisten aufzuhalsen, sto­
ßen auf reservierte Zurückhaltung. Der 
japanische Premier Suzuki ließ sich bei^

seinem USA-Besuch keine Zusage für 
gesteigerte japanische Rüstung und 
Übernahme von Militäraufgaben in 
Fernost abhandeln. Sein Außenmini­
ster, der von einer Militärallianz mit 
den USA sprach, mußte seinen Hut 
nehmen. Das US-Angebot auf Beteili­
gung an einer NATO-Eingreiftruppe 
für den Nahen Osten, die bislang kein 
Golf-Staat beherbergen will, haben die 
BRD-Imperialisten ausgeschlagen. Die 
CDU/CSU möchte dafür die US- 
Truppen in Europa durch die Bundes­
wehr ,,entlasten“. Denn was sind Bun­
deswehrsoldaten unter US-Kommando 
im Nahen Osten gegen die Aussicht, als 
BRD direkt in Saudi-Arabien Fuß zu 
fassen? Aufgrund ihrer geographi­
schen Lage sind die USA bei der Mo­
bilmachung gegen die SU, bei ihren 



Operationen in Europa, im Nahen 
Osten, in Asien und Afrika auf ihre 
Verbündeten angewiesen. Dieses J\b- 
hängigkeitsyerhältnis verhindert, daß 
die USA als Vormacht ihrejnteressen 
einfach diktieren können. (S^) drücken 
flenn auebA die in der US-Presse allge­
mein als US-Triumph verbuchten Er­
gebnisse der jüngsten NATO-Konfe- 
renzen, vor allem die anvisierte Steige­
rung der Rüstungsausgaben über die 
3%-Marke hinaus, u.a. aus, daß die 
westeuropäischen Imperialisten und 
Kanada für ihre eigenen Interessen die 
Kriegsvorbereitungen forcieren wollen

In den USA selbst kann sich auf­
grund des Fehlens einer Arbeiterpartei 
die Bewegung gegen den Kurs der US- 
Monopolbourgeoisie nur schwer for­
mieren, können ausgerechnet Multi­
millionäre wie Edward Kennedy sich 
im US-Kongreß als Anwälte der Ar­
men aufschwingen: „Die Alten haben 
im nächsten Winter die grausame Wahl 
zwischen einem gedeckten Tisch und

Lis *■>- u-^

Kubanische Söldner, ausgehalten vom CIA, feiern in Miami (Florida) den Jah­
restag der gescheiterten US-Invasion 1961 gegen Kuba.

einer geheizten Wohnung.“ Doch vor 
wenigen Wochen haben Hunderttau­
send in Washington gegen das Kriegs­
programm, die US-Intervention in El 
Salvador und die brutalen Streichun­
gen am Sozialbudget demonstriert (s. 
Pol. Ber. 10/81). Trotz der Spaltung 
der US-Gewerkschaften über das Rea­
gan-Programm hat sich eine Koalition 
unter Beteiligung des Gewerkschafts­

dachverbandes AFL/CIO, vieler Ein­
zelgewerkschaften, der Organisationen 
der Afroamerikaner, der Bürgerrechts­
bewegung, der Komitees von Umwelt­
schützern usw. gebildet, die das Mobil­
machungsprogramm zu Fall bringen 
will. Dieser Kampf kann das Konzept 
der US-Imperialisten, die US-Vor- 
machtStellung in der Welt zu restaurie­
ren, erschüttern.

Haushaltseinkommen in den USA: 
Spaltung vertieft

25 Mio. US-Bürger, mehr als 11% 
der Bevölkerung, vegetierten 1977 
unter der offiziellen Armutsgrenze, 
nach der Statistik definiert als der 
Geldbedarf, der für eine angemesse­
ne Ernährung unerläßlich ist. Für ei­
nen 3-Personen-Haushalt lag die Ar­
mutsgrenze 1977 bei ca. 5000 $. Da­
gegen verbuchten fast 30% aller 
Haushalte ein Jahreseinkommen von 
20000 $ und mehr, genug, um ein Ka­
pital auf die Seite zu legen. 82% aller 
Haushalte mit Jahreseinkommen 
über 25000 $ hatten neben dem Ge­
halt noch andere Einkommensquel­
len. Die US-Monopolbourgeoisie hat 
die enorme Spreizung des Einkom­
mensgefüges der US-Bevölkerung — 
auf der einen Seite eine große Elends­
schicht, auf der anderen Seite ein er­
heblicher Bevölkerungsteil, dessen 
Lebensverhältnisse sich denen der 
Bourgeoisie annähern - in den zehn

Einkommen aller US-Haushalte
"(Linie: 1977, Raster: 1967)

512 2048 8192 32769
1024 4096 16384 65536 $

Jahren seit 1967 noch erheblich ver­
stärkt. Damals verfügten gerade 20% 
der Bevölkerung — in 77er Dollars ge­
rechnet - über ein Einkommen von 
20000 $ und mehr. In der Verteilung 
tritt die Absonderung der Schicht ho­
her Einkommen in dem Zeitraum 67 
bis 77 deutlich hervor, wie sich auch 
schon weitere Spaltungen bei den mitt­
leren Einkommen (50% der US-Haus­
halte lagen 77 über bzw. unter einem 
Einkommen von 13300 $) abzeichnen.

Haushaltseinkommen Weiße
(Linie: 1977, Raster: 1967)

1024 4096 16384 65536 $

Daß die US-Monopolbourgeoisie die 
Rassen- und die ethnischen Spaltungen 
ausnutzt, um die Lohnabhängigen aus 
den Minoritäten besonders tief zu 
drücken und darüber den Lohnstan­
dard der gesamten Arbeiterbevölke­
rung zu senken, geht aus der Vertei­
lung der Haushaltseinkommen der 
Afroamerikaner hervor. Die Vertei­

lung weist eine ganz andere Struktur 
auf, und 50% der Afroamerikaner- 
Haushalte hatten 1977 ein Einkom­
men unter 8780 $. Auffällig die deut­
liche Herausbildung einer schwarzen 
Oberschicht, mit der die US-Mono­
polbourgeoisie den politischen Zu­
sammenschluß der Afroamerikaner 
spalten will.

Schließlich sind die Haushaltsein­
kommen von 67 auf 77 real nicht ge­
stiegen; das Durchschnittseinkom­
men ist unverändert geblieben. Es ist 
zu vermuten, daß nach den Lohnsen­
kungen der letzten Jahre die Masse 
der Haushaltseinkommen abgesun­
ken ist, gerade auch bei den Mittel­
klassen, und daß die Spaltungen zwi­
schen den Einkommenszonen sich 
weiter vertieft haben.

Quellen: Bureau of Census, Household Inco- 
me in 1977, Washington 1979; Daten vor Abzug 
von Steuern und Sozialversicherung, in 1977er 
Dollars.
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Aus Politik und Wirtschaft — kurz berichtet

Noch kein Konzept für 
die Wirtschaftsreform 
In Vorbereitung des 9. außer­
ordentlichen Parteitags im Juli 
kommt die Führung der PVAP 
nicht über die Hürden des 
Wirtschafts- und Stabilisie­
rungsprogramms hinweg. Die 
der zuständigen Parlaments­
kommission verspätet vorge­
legten Berichte der Regierung 
wurden zurückgewiesen und 
müssen neu erarbeitet werden. 
Die Abgeordneten kritisierten, 
die Dokumente enthielten 
„keine volle Analyse der ge­
sellschaftlichen Wirklichkeit 
und der Ursachen der entstan­
denen Krise“. Nach wie vor ist 
die Unabhängige Gewerk­
schaft Solidarität nicht bereit, 
sich an den Plänen für die 
Wirtschaftsreform zu beteili­
gen. Beschlossen hat die Regie­
rung, mit Wirkung ab 1. Juli 
die Subventionen für die staat­
lichen und genossenschaftli­
chen Landwirtschaftsbetriebe 
zu streichen, die damit den pri­
vaten Bauern gleichgestellt 
werde, was die Belieferung mit 
Produktionsmitteln betrifft. 
Abzusehen ist die Verschär­
fung der Konkurrenz unter 
den Bauern. Die Kommission 
für die Strafrechtsreform hat 
empfohlen, die Todesstrafe 
abzuschaffen, die bei Mord 
und Hochverrat verhängt wer­
den kann, und die Höchststra­
fe auf 25 Jahre Gefängnis zu 
beschränken.

Beutelschneider 
Gscheidle

Neben den Bundesbahntarifen 
(1981 insgesamt 14,3%) will 
Minister Gscheidle auch die 
Postgebühren erhöhen. Von 
einer Verteuerung bei den 
Briefen von 60 auf 80 Pfg. und 
bei Paketdienst und Postzei­
tungsdienst Anfang oder Mitte 
1982 ist die Rede. Begrün­
dung: Die Ablieferungspflicht 
der Post an den Bund steige in 
diesem Jahr von 6,66 auf 10% 
der Betriebseinnahmen.

Britischer 
EG-Vorsitz

Gerade noch über Fischerei- 
und andere Fragen heftig zer­
stritten, verständigten sich 
Schmidt und die britische Pre­
mierministerin Thatcher in 
„freundlicher Atmosphäre“ in 
Chequers, Großbritannien, 
über gemeinsame Interessen. 
Die BRD jedenfalls unterstützt 
das Programm, das die briti­
sche Regierung während ihres 
Vorsitzes im EG-Ministerrat

ab 1.7.81 durchsetzen will. 
Hauptpunkte: „Reform“ der 
EG-Agrarpolitik, d.h. wahr­
scheinlich Abschaffung der In­
terventionspreise, infolgedes­
sen Sinken der landwirtschaft­
lichen Erzeugerpreise; Reform 
des EG-Haushalts und des 
Zahlungsmodus zugunsten der 
BRD und Großbritanniens als 
«den größten Netto-Zahlern. 
Praktisch würden den anderen 
Ländern damit höhere Zahlun­
gen abverlangt.

Keine Senkung des 
Unterhaltgeldes!

Der Koordinationsausschuß 
der Umschülervertretungen, 
der 55 Umschülervertretungen 
vertritt, führt eine Unterschrif­
tensammlung gegen die Sen­
kung des Unterhaltgeldes 
(UHG) durch. 1976 bereits 
hatte die Bundesregierung das 
UHG von 90 auf 80% des letz­
ten Nettolohns gekürzt, jetzt 
will sie es auf 75% herunter­
drücken. Entsprechend Be­
schlüssen des DGB und der 
IGM fordern die Umschüler 
Erhöhung auf 90%, außerdem 
als Mindest-UHG einen Betrag 
von 1000 DM.

Papstattentat: Ermitt- 
Iungsergebnisse dürftig 
Wer die Interessenten und viel­
leicht auch die Organisatoren 
des Papst-Attentates gewesen 
sind, die Öffentlichkeit wird 
das kaum erfahren. Der Fall 
wird verhandelt wie schon die 
Bombenmassaker in Bologna 
und München. Am Schluß­
punkt der Ermittlungen findet 
sich ein letzten Endes armer, 
wenn auch gemeingefährlicher 
Irrer oder eben auch nichts. 
Die christliche Tugend der 
Feindliebe ergreift in derarti­
gen Fällen anscheinend Poli­
zeidirektoren, Staatsanwälte, 
Innenminister, Gerichte. Ein 
Effekt der Grausamkeiten 
wird der Schrei nach verstärk­
ter Sicherung der öffentlichen 
Ordnung durch öffentliche 
Gewalt sein. Das Attentat auf 
den Papst ist nicht ganz ver­
gleichbar mit den blind bruta­
len Bombenanschlägen, wenn­
gleich nicht zu übersehen ist, 
daß man eine Form gewählt 
hat, die einem verrückten 
Schießen in eine betende Men­
ge nahekam und entsprechend 
Opfer kostete. Mag die Eigen­
schaft Wojtylas als Stellvertre­
ter Gottes auf Erden stark um­
stritten sein, die eines hohen 
Repräsentanten des Christen­
tums in der Öffentlichkeit ist 
gewiß. Das reaktionäre Auf­

Auf Initiative hauptsächlich der Unterzeichner des ,,Krefelder 
Appells“ gegen die Stationierung von US-Mittelstreckenraketen 
in Europa ist es am Samstag, 16. Mai, zu größeren Demonstratio­
nen in Frankfurt, Mönchengladbach und Bielefeld gekommen. 
In Frankfurt beteiligten sich nach Polizeiangaben 9000, nach An­
gaben der Veranstalter bis zu 20000. Der SPD-Bundestagsabge­
ordnete Coppik erklärte, an der Rüstungspolitik der Sowjetunion 
sei „sehr viel Kritik zu üben“, doch gehe „in der gegenwärtigen 
Lage die Hauptgefahr für den Frieden von der Politik der US-Re- 
gierung aus“. In Mönchengladbach beteiligten sich mehr als 
15000 an einer Protestaktion gegen Kernkraftwerke und Atomra­
keten am Niederrhein (Bild), und in Bielefeld demonstrierten 
nach Angaben der Veranstalter über 10000 zu dem 25 km ent­
fernten NATO-Atomraketenlager Borgholzhausen.

putschen von Gefühlen kon­
servativ denkender Leute ge­
hört zum Handwerkszeug von 
Reaktionären und Faschisten. 
So ist nicht lange her, daß in 
der BRD die Rehabilitation 
des Kommunisten van der 
Lubbe, der von den National­
sozialisten wegen der Reich­
stagsbrandstiftung hingerich­
tet wurde, gerichtlich rückgän­
gig gemacht wurde. Ein drei­
fältiges Glück, daß die Gläubi­
gen den Attentäter unzweifel­
haft feststellten, daß Wojtyla 
überlebte und hoffentlich ge­
sunden wird und daß endlich 
der Attentäter eindeutig einer 
politischen Richtung zuzuord­
nen ist, die von christlichen 
Politikern hierzulande eher ge­
schätzt, höchstens aber sanft 
getadelt wird.

NATO: Weltweites 
Operationsgebiet 

Keine Ausweitung des NATO- 
Operationsgebietes - die Be­
teuerungen der Bundestags­
parteien klingen noch in den 
Ohren. Unterdes haben die 
NATO-Verteidigungsminister 
auf ihrer Frühjahrstagung das 
Operationsgebiet faktisch er­
weitert. Sie haben nämlich 
„anerkannt, daß Situationen 
außerhalb der Grenzen der 
NATO dann, wenn der Frie­
den, das internationale Gleich­
gewicht und die Unabhängig­
keit souveräner Staaten be­
rührt werden, die lebenswichti­
gen Interessen des Westens be­
drohen und daher Auswirkun­
gen auf die Sicherheit der Mit­
glieder des Bündnisses haben 
können.“ Die NATO deckt 
damit nicht nur den Aufbau

und Einsatz der US-Eingreif- 
truppe am Golf - sie hat sich 
auf die Erklärung festgelegt, 
mit der sie jede Beeinträchti­
gung der imperialistischen In­
teressen ihrer Mitglieder als 
„Bündnisfall“ behandeln und 
beantworten kann. Die BRD 
drängt sich, die USA in Mittel­
europa zu „entlasten“. Ihre 
Beteuerung, selbst keine Trup­
pen ins Golfgebiet zu senden, 
ist keinen Pfifferling wert.

Fünfzackiger Stern 
,,Werbung für RAF“

Seit dem 5. April 1981 befin­
den sich zehn Personen aus 
Heidelberg, Stuttgart und 
Marburg in Haft. Auf die; 
Rückseiten von 16 Autobahn­
schildern auf der Strecke Heil­
bronn-Stuttgart wurden Paro­
len zur Haftsituation und dem 
Hungerstreik der RAF-Gefan­
genen gesprüht. Gegen die 
zehn Personen wurde auf An­
trag der Bundesanwaltschaft 
vom Ermittlungsrichter beim 
Bundesgerichtshof Anklage er­
hoben nach §129a „Werbung 
für eine terroristische Vereini­
gung“. Da es sich um Propa­
gandaparolen wie „Zusam­
menlegung der Gefangenen 
der RAF - sofort“ handle 
und noch dazu ein fünfzacki­
ger Stern gesprüht worden sei, 
bestehe der Verdacht der 
„Werbung und Unterstützung 
der RAF“. Auf der 1. Mai- 
Veranstaltung der GEW in 
Heidelberg wurde ohne Gegen­
stimme von ca. 300 Teilneh­
mern eine Resolution für die 
sofortige Freilassung der zehn 
Inhaftierten verabschiedet.
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Westberlin:

Senatswahlen - vor allem Verluste an 
die Reaktion
Als spannendste Wahl in Westberlin 
seit 1946 kommentierte die bürgerliche 
Öffentlichkeit die Wahlen vom 10. Mai 
und als historisch ihr Ergebnis. Nicht 
nur, weil die CDU von ihrer Ausgangs­
position 24,6% im Jahr 1950 ihre bei 
den letzten Wahlen 1979 errungene Po­
sition als stärkste Partei um weitere 
3% auf 47,9% steigern konnte und in 
jetzt 9 statt bisher 6 Bezirken die Mehr­
heit im Parlament stellt (in 2 weiteren 
Bezirken haben CDU und SPD annä­
hernd gleiche Stimmenzahl). Nicht 
nur, weil die FDP 30 von ihren 36 
Mandaten auf Bezirksebene verloren 
hat und nur noch in drei Bezirken mit 
je zwei Abgeordneten vertreten ist. 
Und auch nicht nur wegen der Verdop­
pelung der Stimmen für die AL auf 
7,2%, in den Bezirken z.T. auf über 
10% (Kreuzberg 16%), wodurch sie so­
wohl im Abgeordnetenhaus (9 AL, 7 
FDP) wie in den Bezirksverordneten­
versammlungen (44 AL, 6 FDP) mehr 
Abgeordnete als die FDP stellt. Son­
dern auch, weil die Propaganda dieses 
Wahlkampfes, daß der parlamentari­
sche Wechsel die tragende Säule der 
Demokratie überhaupt sei, bei den 
Wählern ein offenes Ohr gefunden ha­
be. In der Tat können hier Punkte von 
der Bourgeoisie verzeichnet werden. 
Mit dem Volksbegehren, dem soge­
nannten, hatte es bereits angefangen. 
Der CDU gelang es, den Ärger vieler 
über die Politik des SPD/FDP-Senats 
demagogisch zur Aufmotzung der eige­
nen Reihen als Westberlins Biedermän­
ner und Weißmacher Nr. 1 zu miß­
brauchen - oder doch zumindest da­

Westberlin, 8.5.81. 25000 demonstrieren gegen die Kriegsgefahr.

zu, den ,, Macht wechsel“ als „sau­
bere“ Lösung der Senatskrise hinzu­
stellen.

Die Arbeiterbewegung ist aus den 
politischen Auseinandersetzungen der 
letzten Monate nicht gestärkt hervor­
gegangen. Initiativen in den Gewerk­
schaften, politisch in diesem Wahl­
kampf für die Interessen der Arbeiter 
und Angestellten öffentlich Partei zu 
ergreifen, blieben auf halber Strecke 
stecken. Unterstützung fanden sie dar­
in bei keiner der kandidierenden Par­
teien, auch nicht bei der AL.

Die CDU wird die Regierungsge­
schäfte übernehmen, soviel scheint 
klar. Die FDP wird, wenn schon nicht 
mit ihr koalieren, sie zumindest tolerie­
ren. Weizsäcker fehlen nur 2 Stimmen 
im Abgeordnetenhaus, die kann er 
kriegen, aus der FDP auf jeden Fall. 
Einige Sofortmaßnahmen von Seiten 
der CDU sind angekündigt: Erhöhung 
der Kita-Gebühren auf das 4—5fache, 
keine Mietpreisbindung bei neuen 
Mietverträgen ab 1983, sofortige Räu­
mung der besetzten Häuser, Wieder­
einführung der Regelanfrage im öf­
fentlichen Dienst, stärkere Investi­
tionsanreize für das Kapital.

Die SPD rüstet sich darauf, in der 
Oppositionsrolle Boden in den Ge­
werkschaften und in den verschiedenen 
Jugendprotestbewegungen zurückzu­
gewinnen. Die Falken dürfen auf SPD- 
Großveranstaltungen wieder „Wir sind 
die junge Garde de$ Proletariats“ sin­
gen und Hans-Jochen Vogel schrieb in 
der „Berliner Stimme“, der Zeitung 
der SPD, nach den Wahlen zum Wahl­

erfolg der AL: „Die CDU und erstaun­
licherweise auch die FDP reagieren 
darauf mit pauschalen Disqualifikatio­
nen und dem Vorwurf, es handele sich

1948 50 54 58 63 67 71 75 79 81

Ergebnisse der Wahlen in Westberlin 
seit 1948

dabei um eine undemokratische, ja so­
gar um eine verfassungsmäßig bedenk 
liehe Gruppierung. Das ist kurzsichtig 
und führt in die Irre.“

Welche Handlungsmöglichkeiten die 
CDU in den nächsten Monaten haben 
wird, entscheidet sich weder über die 
Politik der SPD noch der AL. Es ent­
scheidet sich darüber, welchen Fort­
gang die politischen Auseinanderset­
zungen innerhalb der Arbeiterbewe­
gung nehmen, ob es gelingt, Fortschrit­
te zu machen in der Frontbildung ge­
gen die eigene imperialistische Finanz­
bourgeoisie - dann kann verschiede­
ner nützlicher Druck auf die SPD aus­
geübt werden und können die Parla­
mentspositionen der AL von Nutzen 
sein - oder ob Reformismus und Li­
beralismus weiter Platz greifen, die 
wehrlos machen gegenüber der Reak­
tion.

Mitterand Präsident
„Nichts wird gegeben 
ohne unseren Druck“

Francois Mitterand ist seit dem 21.5. 
neuer französischer Staatspräsident. 
Zum zweiten Mal nach dem zweiten 
Weltkrieg übernimmt damit ein bür­
gerlicher Politiker, der nicht den politi­
schen Formationen der französischen 
Reaktion angehört, diese Funktion 
(1947 - 1954 hatte der Sozialist Auriol 
diesen Posten inne). Ein Großteil der 
französischen Arbeiter, Angestellten 
und Bauern hat die Wahlniederlage 
Giscards, den Rücktritt seines Premier­
ministers Barre und kurz darauf seinen 
eigenen Abgang mit unverhohlenen 



Freudenkundgebungen begleitet. Wen 
kann das wundem, bedenkt man, daß 
sieben Jahre Giscard u.a. Vervierfa­
chung der Arbeitslosen - jetzt 1,8 
Mio. -, Verdoppelung der Preise, 
Sinken der Kaufkraft der Masse der 
Arbeiterhaushalte zwischen 5% und 
11,5976 und kontinuierlichen Fall der 
Einkommen von kleinen und mittleren 
Bauern bedeutete.

Der neue Präsident hat die National­
versammlung aufgelöst, für Mitte Juni 
Parlamentswahlen angesetzt und zwi­
schenzeitlich eine Übergangsregierung 
aus Politikern der PS gebildet. Die 
letzten Parlamentswahlen 1978 waren 
von der gaullistischen RPR und Gis­
cards Sammlungspartei UDF ganz 
knapp gewonnen worden, Mehrheits­
wahlrecht und eine vorteilhafte Wahl­
kreiseinteilung hatten ihnen jedoch zu 
einem Vorsprung von 100 Sitzen ver­
hülfen (s. Pol. Ber. 9/81). Vor wenigen 
Tagen einigten sich Gaullistenführer 
Chirac und UDF-Vorsitzender Leca- 
nuet nach kurzem Krach auf ein enges 
Wahlbündnis mit Einheitskandidaten 
in den meisten Wahlkreisen schon im 
1. Wahlgang. Gleichzeitig kommen­
tierte Chirac: ,,Kommunisten und So­
zialisten dürfen nicht die Mehrheit der 
Sitze erhalten, für morgen schließen 
wzr niemanden aus, außer der Kommu­
nistischen Partei.“

Die Mehrheit der Finanzbourgeoisie 
will weiterhin eine ,,breite Regierung 
der Mitte“ neben einem Präsidenten 
Mitterand, um über die Bindung eines 
Teils sowie die Isolierung des klassen­
kämpferischen Kerns der Arbeiterbe­
wegung ihre Chancen in der imperiali­
stischen Konkurrenz zu verbessern. 
Weitere Schwächung der PCF sowie 
der Kräfte, die für die Aktionseinheit 
der Gewerkschaften kämpfen, ist dazu 
erforderlich. Der deutliche Stimmen­
vorsprung Mitterands, seine guten Er­
gebnisse in den Kernregionen des Indu­
strieproletariats und den ,,Hochbur­
gen“ der PCF wie auch unter den klei­
nen Bauern haben jedoch zunächst 
eher die politische Einheit in der Arbei­
terklasse und im Volk wachsen- lassen.

Erste Erklärungen der Führer der 
größten Gewerkschaften CGT und 
CFDT deuten die Möglichkeiten eines 
einheitlichen Vorgehens zur Durchset­
zung der dringendsten Forderungen 
der Gewerkschaftsbewegung - 35-
Stundenwoche, Verrentung mit 60 
bzw. 55 Jahren, Mindestlohn 3400 FF 
- an. Mitterand kann unter Druck 
geraten, unter einen Druck, den der 
Vorsitzender der CFDT Maire ange­
kündigt hat und den das Finanzkapital 
fürchtet. Die zweitägige Aussetzung 
der Börsennotierungen der meisten 
französischen Werte, Ankündigung 
von Kapitalflucht und Preiserhöhun­
gen sind erste, massive Drohungen in 
Antwort auf diese Entwicklung.

CDU/CSU
Bereiten die Bourgeois den Regie­
rungswechsel vor? CDU im Angriff
Die Bundestagsdebatte am 7. Mai über 
die Regierungserklärung anläßlich der 
Schmidt-Reise nach Saudi-Arabien 
und der NATO-Außenministertagung 
bot der CDU/CSU die Gelegenheit, 
erstmals seit den Wahlen voll in den 
Angriff auf die SPD/FDP-Koalition 
überzugehen. Und zwar in den Punk­
ten, wo die herrschende Klasse bei der 
Verfechtung ihrer imperialistischen, 
kriegstreibenden Interessen auf wach­
senden Widerstand im Innern trifft.

Punkt eins: die NATO-Mittel- 
streckenraketenrüstung. Die CDU will 
klare Verhältnisse schaffen; selbst der 
NATO-Beschluß ist ihr als ,,Doppelbe­
schluß“ - Aufrüstung und Verhan­
deln - noch zu zweideutig: „Die Vor­
stellung, man könne durch erfolgreiche 
Verhandlungen mit Moskau die Not­
wendigkeit der Nachrüstung ausräu­
men, war zu keinem Zeitpunkt 
richtig“ (Kohl). Wer den Frieden will, 
muß aufrüsten, basta. „Sie haben 

Die CDU sorgt für die Kriegsfähigkeit des BRD-Imperialismus. Voraussetzung 
ist die Zerschlagung der Bewegung gegen die Kriegspolitik.
durch ständigen Hinweis auf das Ver­
handlungsangebot zur Rüstungskon­
trolle die Flucht vor der politischen 
Auseinandersetzung über die Notwen­
digkeit der Nachrüstung gewählt.“ 
Wie will die SPD, wenn sie Hoffnun­
gen auf Verhandlungen und Entspan­
nung aufrührt, denn die Bereitschaft 
wecken, das „Deutsche Volk tapfer zu 
verteidigen“, wo und wann immer es 
befohlen wird? In dieser Auseinander­
setzung mit den Gewerkschaften und 
mit der Jugend versucht die 
CDU/CSU die SPD zu treiben, in der 
Absicht, die Bewegung gegen die Mit­
telstreckenraketen und den imperiali­
stischen Krieg zu brechen und zugleich 
die SPD darin aufzureiben.

Punkt zwei: Verteidigungshaushalt. 
„Wir haben einem Verteidigungsmini­
ster der Sozialdemokraten nach dem 
anderen geholfen . . . Aber das hat 
jetzt ein Ende, weil wir nicht mehr das 
Gefühl haben, daß Sie das tun, was für 
die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland und unserer Bürger und 
dazu erforderlich ist, die Aufgabener­
füllung der Bundeswehr sicherzustel­
len“ (Wörner). Der CDU-Verteidi­
gungsexperte wies nicht nur auf rund 
ein Dutzend „Versäumnisse“ von der 
Forschung und Entwicklung bis zur 
Luftwaffe hin; er erinnerte vor allem 
daran, daß der gerade um weitere 
850 Mio. Mark aufgestockte Verteidi­
gungsetat nicht einen Pfennig vorsehe 
für die den USA zugesagte Finanzie­
rung ihrer Kriegswaffenlagerung, Ka­
sernenmodernisierung usw. in der 
BRD, für die beschlossene Mittel­
streckenaufrüstung und für die „ver­
sprochene Entlastung der USA in Eu­

ropa ... dafür, daß sie zusätzliche 
Aufgaben für uns alle in der Golfre­
gion übernehmen.“ Die CDU will die 
SPD dazu treiben, noch in diesem Jahr 
den Verteidigungshaushalt um weitere 
Milliarden aufzustocken und das Geld 
dazu durch neue Steuererhöhungen 
beizutreiben. Auch hier rechnet sie 
darauf, daß die Sozialdemokratie die­
sen Angriff auf die Arbeiterbewegung 
ideologisch nicht durchsteht und sie 
sich selbst das Mandat verschaffen 
kann, ihn ohne alle Rücksichten zum 
Erfolg zu führen.

Punkt drei: Waffenexporte. „Meine 
Damen und Herren, wir haben Ihnen 
. .. gesagt, daß die bisherigen Richtli­
nien für Waffenexporte nicht mehr 
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ausreichen, daß der Terminus »Span­
nungsgebiet* nicht mehr ausreiche 
..(Kohl). Und: „Wir haben beige­
fügt, daß wir auch übereinstimmend 
der Auffassung ^eien ...» daß die letz­
te Entscheidung bei Ihnen, der Bun­
desregierung, dem Bundessicherheits­
rat liegen muß, und daß wir dagegen 
sind, daß womöglich in dieser Frage ei­
ne parlamentarische Entscheidung ein­
geführt wird, weil das nach unserem 
Verfassungsverständnis eine Aufgabe 
ist, bei der die Regierung auf Grund ih­
rer Kenntnisse und Einsichten die letz­
te Entscheidung haben muß.“ Unver­
blümt also meldet die CDU an, was sie 
wünscht: Die Debatte der Außenpoli­
tik unter den Volksmassen ist verfas­
sungswidrig und zu unterbinden.

Die bürgerliche Presse hängt ihre 
Fahnen flugs nach dem neuen Wind. 
Interessiert und immer offener bear­
beitet sie die öffentliche Meinung 
zwecks Sturz der sozialliberalen Regie­
rungskoalition. Was die Bourgeoisie 
bewegt: Kann Schmidt die Interessen 
der westdeutschen Imperialisten be­
haupten, wenn die SPD gefordert und 
beschäftigt ist, den Widerstand dage­
gen unter Kontrolle zu nehmen? Wäre 
die Handlungsfähigkeit einer CDU/- 
CDU-Regierung unter diesen Bedin­
gungen nicht größer?

Medizinstudenten
25% endgültig 
durchgefallen

Die Durchfallquote der ärztlichen Vor­
prüfung (Physikum) erreichte im März 
81 eine nie dagewesene Spitze: 56,2% 
bundesweit. Bundesgesundheitsmini­
ster Antje Huber ist ,,bestürzt“, die 

* Professoren erklären, daß sie viele Fra­
gen des eigenen Fachgebietes auch 
nicht lösen können.

Die vds-Fachtagung Medizin (Zu­
sammenschluß aller Medizinfachschaf­
ten) beschloß folgende Forderungen: 
- sofortige und rückwirkende Einfüh­
rung der 18%-Gleitklausel (d.h., wer 
18% unter dem Bundesdurchschnitt 
liegt, hat noch bestanden), - sofortige 
und rückwirkende Einführung der 
50%-Bestehensregel, - Streichung al­
ler abseitigen Fragen, - für alle dann 
noch Durchgefallenen keine Wertung 
des März-Physikums als Prüfungsver­
such, - keine Anrechnung auf die 
BAFöG-Höchstförderungsdauer bei 
Studienverzögerung auf Grund des 
März-Physikums.

Für diese Forderungen streikten an 
15 Universitäten die Studenten eine 
Woche lang, an den anderen Universi­
täten wurden Aktionstage durchge­
führt. Am 7.5. fand eine zentrale De­
monstration in Bonn statt, an der sich 
ca. 8000 Medizinstudenten beteiligten.

Demonstration von Medizinstudenten 
gegen die 56,2%-Durchfallquote in 
Westberlin am 15.4.
Am 13.5. beschloß die Gesundheitsmi­
nisterkonferenz, jedem Studenten, der 
am März-Physikum teilgenommen hat, 
31 Fragen gutzuschreiben. Wer dann 
noch durchgefallen ist, kann im Au­
gust 81 die Prüfung wiederholen, ohne 
daß der März-Termin als Prüfung ge­
wertet wird.

Nach dieser Regelung sind endgültig 
ca. 25% der Prüfungsteilnehmer 
durchgefallen. Sie werden mit Sicher­
heit ein Semester verlieren. Ungeklärt 
bleibt, ob das so verlorene Semester 
auf die BAFöG-Höchstförderungsdau­
er von 13 Semestern angerechnet wird 
oder nicht.

Weiter heißt es in dem Beschluß, 
daß im Vorgriff die 3. Approbations­
ordnungsnovelle so geändert werden 
soll, daß bereits für die Prüfung im 
August 81 „eine Gleitklausel angewen­
det werden kann“.

Gegen die Einführung der geforder­
ten 18%-Gleitklausel hat das Bundes­
gesundheitsministerium erhebliche Be­
denken, da erstens „das Niveau zu 
sehr gesenkt würde“ und zweitens die 
Steuerung der Durchfallquoten nicht 
mehr gewährleistet sei (Huber: ,,... 
verdirbt auf Dauer die Preise“).

Wie kann das IMPP (Institut für 
medizinische und pharmazeutische 
Prüfungsfragen) die Durchfallquoten 
steuern? Das IMPP wurde eigens zur 
Durchführung der MC-Prüfungen 
(Multiple-choice-Prüfungen, ähnlich 
wie Führerscheinprüfungen) eingerich­
tet.

Es besteht aus dem leitenden Direk­
tor und einem 13köpfigen Verwal­
tungsrat aus den Vertretern der Sozial­
ministerien der Länder. Für das IMPP 
arbeiten Sachverständige, die pro Jahr 
30 Prüfungsfragen einreichen müssen. 
Diese Fragen werden auf ihre „Trenn­
schärfe“ getestet, d.h. es wird festge­
stellt, „wie gut eine Frage zwischen lei­
stungsstarken und weniger leistungs­
starken Prüflingen zu diskriminieren 

vermag“ (Krämer, Direktor des 
IMPP).

Nach nochmaliger Prüfung der Fra­
gen durch Sachverständige wandern sie 
in einen Pool, aus dem das IMPP sie 
nach eigenem Gutdünken wieder her­
vorholen und zu Prüfungen zusam­
menbasteln kann.

Krämer zu den Fragen der letzten 
Prüfung: Die Prüfungsfragen seien 
nicht mehr wie früher nach dem Zu­
fallsprinzip, sondern nach den gesund- 
heits- und gesellschaftspolitischen Er­
fordernissen unserer Zeit zusammenge­
stellt worden.

Den gleichen Erfordernissen, der 
Verhinderung der sog. Ärzteschwem­
me (nach Angaben der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft fehlen allein 
im Kliniksbereich 20000 Ärzte) ordnet 
sich auch die anstehende 3. AO-Novel- 
lierung unter. Sie soll die relativ grobe 
Steuerung der Durchfallquoten noch 
durch zusätzliche mündliche Prüfun­
gen (in der Ärztlichen Vorprüfung und 
im 2. Abschnitt der Ärztlichen Prü­
fung) verfeinern.

Ein Entwurf des Westdeutschen Me­
dizinischen Fakultätentages zur Gestal­
tung und Durchführung dieser Prüfun­
gen wird bereits im Juni dieses Jahres 
auf dem ordentlichen Fakultätentag 
diskutiert werden.

Billig-Flaggen
ITF-Erfolg in 
westdeutschen Seehäfen

Vom 5. bis 9. Mai wurde in den west­
deutschen Seehäfen erstmalig eine Ak­
tionswoche der ITF (Internationale 
Transportarbeiter Föderation) durch­
geführt. Sie hatte zum Ziel, alle Schiffe 
unter Billig-Flagge zu kontrollieren, ob 
ein ITF-Vertrag vorliegt und inwieweit 
dieser eingehalten wird. Die Aktions­
woche war international und ist be-

Letzte Instruktionen an philippinische 
Besatzungsmitglieder vor dem Boykott 
der „Moselstein“.



wußt vor die Ende Mai stattfindende 
UNCTAD-Konferenz gelegt worden, 
um die Forderung der Länder der Drit­
ten Welt nach Schließung der ,,Offe­
nen Register“ (Billig-Flaggen-Länder 
heißen auch Offene Register) zu unter­
stützen. Die ÖTV hatte schon im Ja­
nuar eine Denkschrift veröffentlicht, 
in der sie darlegt: - Die Nutznießer 
der Offenen Register sind ausschließ­
lich die westlichen Industrienationen, 
die dadurch mehr als 86% der Welt­
handelsflotte beherrschen (1977). - 
Die Entwicklungsländer werden am 
Aufbau eigener Flotten und am Trans­
port der eigenen Ladung gehindert. 
Sie dienen nur als Reservoir billigster 
und völlig rechtloser Arbeitskräfte. - 
Um die Seeleute vor fortschreitender 
Senkung des Lohns, vor der Vernich­
tung aller erkämpften Schutzrechte 
und vor dem Verfall der Sicherheit an 
Bord zu schützen sowie zum Schutz 
der Weltmeere vor Tankerunglücken 
etc., ist deshalb die Forderung nach 
Schließung der Offenen Register und 
Ladungsaufteilung zu unterstützen. 
(ÖTV-Seeschiffahrt 1/81)

Um eine wirksame Kontrolle vor­
nehmen zu können — allein in Ham­
burg liegen täglich ca. 17 Billig-Flag­
gen-Schiffe - wurden die Inspektoren 
der ÖTV-Seeschiffahrt von See- und 
Hafenbetriebsräten unterstützt. Die 
Reeder und ihre Kapitäne wagen es 
nicht, die Kontrollen an Bord irgend­
wie zu behindern. Sie üben stattdessen 
massiven Druck auf ihre Mannschaf­
ten aus, zwingen sie, gefälschte Heuer­
listen zu unterzeichnen (die tatsächli­
che Heuer liegt meist 50 bis 75% da­
runter) und würfeln bis zu zwölf Natio­
nalitäten an Bord zusammen, damit 
die Mannschaft sich nicht verständigen 
kann. Auf den in dieser Woche kon­
trollierten Schiffen waren meist philip­
pinische Besatzungen mit Offizieren 
anderer Nationalität. Die Filipinos un­
terschrieben beim Anheuern einen 
Bianco-Vertrag. Sie stehen zu Hause 
unter Kriegsrecht.

Obwohl die Internationale Trans­
portarbeiter Föderation seit Jahren 
keine Kampfmaßnahme zur Durchset­
zung von Heuernachforderungen ab­
schließt, ohne daß eine Strafverzichts­
erklärung, zu unterzeichnen vom See­
fahrtsministerium, der Reederei etc. 
und zu hinterlegen bei einem ITF-An- 
waltsbüro in Manila, zustandekommt, 
bedarf es oftmals mehr, die Seeleute 
selbst in Streik zu kriegen.

Im Fall der ,,Moselstein“, H AP AG- 
Lloyd-Schiff in Hongkong Charter, 
die eine Woche in Hamburg festgehal­
ten wurde, wurden die Seeleute vor al­
lem durch das einmütige und ent­
schlossene Auftreten der Hafenarbei­
ter und ihrer Gewerkschaftsvertreter 
dazu bewegt. Der Kapitän wurde dank 
eines Tips aus der Mannschaft kurz vor 
Ablauf des Ultimatums bei der Fäl-

Die Arbeit an MS ,,Moselstein“ am Distelkai in Hamburg wird zur 2. Schicht 
nicht wieder aufgenommen. Sofort ist auch die Wasserschutzpolizei da.

schung der Heuerlisten gestellt. Ein 
Boykottbeschluß des ÖTV-Hauptvor- 
standes lag vor. Der Abteilungssekre­
tär Seehäfen leitete selbst die Aktion. 
Trotz Androhung fristloser Kündigung 
an die Schauerleute von Unikai 
(HAPAG-Lloyd) lehnten die Arbeiter 
immer wieder das Betreten des Schiffes 
ab.

Die Kapitalisten mußten völlig zu­
rückstecken, weil sie die gesamten ge­
werkschaftlich organisierten Hafenar­

Innenministerkonferenz
CDU-Vorstöße zwecks Ausweitung 
der Polizeiunterdrückung
Die Jugend müsse zur positiven Ein­
stellung zu Staat und Gesellschaft erzo­
gen werden, forderte im April der 
CDU-Abgeordnete Kroll-Schlüter. Die 
Bundestagsparteien einigten sich auf 
die Einsetzung einer Enquete-Kommis­
sion ,,Jugendprotest im demokrati­
schen Staat“. Auf der Sondersitzung 
am 6. Mai gab die Innenministerkonfe­
renz (IMK) der Kommission den guten 
Rat mit auf den Weg: „Sie sollte die 
vorliegenden, auf langjährigen Erfah­
rungen beruhenden Erkenntnisse aus 
dem Polizeibereich nutzen.“ Doch das 
nur nebenbei. Hauptsächlich befaßten 
sich die Innenminister damit, wie und 
mit welchen Mitteln der Jugend die 
„positive Einstellung“ einzubleuen ist.

Einberufen worden war die Sitzung, 
weil die Innenminister der CDU/CSU- 
regierten Länder darauf drängen, 
Gummigeschosse gegen Demonstratio­
nen einzusetzen. Nach dem ersten Vor­
stoß des bayerischen Innenministers 
Tandler jedoch, der große öffentliche 
Empörung hervorgerufen hatte, zog 
die Konferenz es vorerst vor, diese Fra­
ge durch den „Arbeitskreis für öffent­
liche Sicherheit und Ordnung“ abklä­
ren zu lassen; bis Ende des Jahres wird 
er einen Bericht vorlegen, „der sowohl 
die technischen Erkenntnisse als auch 

beiter gegen sich hatten. Das wurde 
nicht zuletzt daran sichtbar, daß die 
Betriebsratsvorsitzenden der wichtig­
sten Hafenbetriebe sich an den Streik­
posten beteiligten.

Angesichts dessen traten dann auch 
die Seeleute in Streik. Das ist wichtig, 
denn so lernen sie, sich selbst auf die­
sen Schiffen zu wehren — unterstützt 
von der ITF. Die Aktion brachte auf 
drei bestreikten Schiffen in der BRD 
800000 DM.

Fragen der Zweckmäßigkeit und der 
Verhältnismäßigkeit des Einsatzes um­
faßt“. Doch einigten sich die Innenmi­
nister von Bund und Ländern auf ei­
nen ganzen Katalog von Maßnahmen, 
mit denen sie das Demonstrationsrecht 
weiter einschränken und die bürger­
kriegsmäßige Aufrüstung der Polizei 
beschleunigen.

„Rasch“ eingeführt werden sollen 
neue Wasserwerfer. Bisher schon wer­
den bei ihrem Einsatz giftige Cyan-Ga­
se beigefügt; die CDU wünscht diese 
durch wirkungsvollere Cäsium-Gase zu 
ersetzen.

In Punkto „Einsatzbekleidung und 
Schutzausstattung“ einigte sich die 
IMK auf folgende „Verbesserungen“: 
„Verbesserung der Haltbarkeit der 
Schutzschilde bei Niedrigtemperatu­
ren; schwer entflammbare Einsatzan­
züge; Ausstattung mit Schlagstöcken 
in Langform mit Parierscheibe für 
Räumungs- und Schutzaufgaben; sta­
bilere Schutzhelme mit verlängertem 
Nacken- und Gesichtsschutz; Schutz 
der Einsatzkräfte gegen Hieb- und 
Stoßverletzungen durch Schlagschutz­
vorrichtung (Knie-, Schienbein-, Un­
terarm-, Schulter- und Unterleibs­
schutz).“

Zugleich mit der „Schutzausstat­
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tung“ nahm die IMK auch die ,»Ver­
besserung der Rechtsgrundlagen für 
das polizeiliche Tätigwerden“ in An­
griff: ,,Die Innenminister ... weisen 
darauf hin, daß die zuständigen Ord­
nungsbehörden unter Ausschöpfung 
der vorhandenen rechtlichen Möglich­
keiten Demonstrationen mit Auflagen 
belegen können, in denen zum Beispiel 
— ein Verbot der Vermummung oder 
der passiven Bewaffnung ausgespro­
chen wird, - eine ausreichende An­
zahl von Ordnern verlangt wird, - De­
monstrationen nur an dafür geeigneten 
Orten zugelassen werden.“

Bereits 1977 hatte die CDU/CSU 
mit einem Gesetzentwurf das Verbot 
,,passiver Bewaffnung“ gefordert und 
als „passive Bewaffnung“ definiert: 
„2. sonstige Gegenstände, die dazu ge­
eignet und bestimmt sind, ... vor der 
Anwendung unmittelbaren Zwangs 
durch die Polizei zu schützen ... “ (s. 
auch Pol. Ber. 7/81, S. 27). Wie der 
,,Schlagstock in Langform mit Parier­
scheibe“ des Polizeibeamten als 
,,Schutz“, so zählen der Helm gegen 
Schlagstockeinsätze, das Taschentuch 
gegen Tränengaseinsätze, die Öljacke 
gegen Wasserwerfereinsätze des De­
monstranten als „Waffe“. Jeder

Helm, jedes Taschentuch, jede Öljacke 
kann entsprechend den Festlegungen 
der IMK als Vorwand für Polizeiüber­
fälle auf eine Demonstration herhal­
ten. Ebenso auch jeder „hochgezogene 
Pullover kragen“, jede „ins Gesicht ge­
zogene Kapuze“, die nach den Aus­
künften des Justizministers Schmude 
im Bundestag den Tatbestand der 
„Vermummung“ bereits erfüllen kön­
nen.

Dennoch ist’s die CDU/CSU nicht 
zufrieden. Zwar können die Ordnungs­

behörden einer Demonstration ent­
sprechende Auflagen machen; aber sie 
müssen nicht. Zwar können die Ge­
richte bei Verletzung der Auflagen den 
Versammlungsleiter verfolgen, aber 
mangels Gesetz müssen sie nicht. Die 
CDU/CSU fordert daher das gesetzli­
che Verbot von „passiver Bewaff­
nung“ und „Vermummung“ und will 
den Gesetzentwurf von 1977 erneut ins 
Parlament einbringen, um die Grund­
lagen zu schaffen, von denen aus Poli­
zei, Staatsanwalt und Richter nicht nur 
gegen den jeweiligen Versammlungslei­
ter, sondern gegen alle ,,bewaffneten“ 
und ,,vermummten“ Demonstranten 
vorgehen können. Außerdem will die 
CDU/CSU eine Strafgesetzänderung 
von 1970 rückgängig gemacht wissen, 
die die demokratische Bewegung da­
mals erreicht hatte: Der Landfriedens- 
Paragraph soll wieder auf alle und 
nicht nur auf ,,unfriedliche“ Demon­
strationsteilnehmer angewandt werden 
können.

Wohl, weil sie fürchtet, weiteren 
Einfluß auf die Massenbewegungen zu 
verlieren, lehnt die SPD die von der 
CDU geforderten weiteren gesetzlichen 
Einschränkungen des Demonstrations­
rechts ab. Sie hält die bestehenden Ge-

setze für „ausreichend“. Immerhin, 
1979 erfaßten die entsprechenden Stel­
len 60230 „Straftaten“ im Zusammen­
hang mit „Widerstand gegen die 
Staatsgewalt“ bzw. andere „Straftaten 
gegen die öffentliche Ordnung“ wie 
Landfriedensbruch usw.; von 100000 
Einwohnern machten sich damit 98 
(1978: 94) solcher „Verbrechen“
schuldig. Zwar wird ein größerer Teil 
dieser „Fälle“ nicht in direktem Zu­
sammenhang mit politischen Kämpfen 
und ihrer Verfolgung zu sehen sein. 

Aber dennoch: Die Staatsorgane ent­
falten eine lebhafte Tätigkeit bei der 
Unterdrückung der Massenbewegun­
gen.

Auch hinsichtlich des zentralen Poli­
zeiapparates verweist die SPD/FDP- 
Koalition gerne auf ihre Leistungen. 
Der Bundesgrenzschutz wurde durch 
eine Reihe gesetzlicher und anderer 
Maßnahmen seit 1969 zu einer hochge­
rüsteten Bürgerkriegstruppe ausge­
baut, die die Lohnabhängigen zudem 
noch 1,054 Mrd. DM (Ansatz 1981; 
1969: 318 Mio.) kostet. Bei Großde­
monstrationen ist der BGS inzwischen 
regelmäßig tätig. - Den sowieso zahl­
reichen Aufgaben des Verfassungs­
schutzes wurde 1972 eine weitere hin­
zugefügt, nämlich „Bestrebungen ... 
(zu sammeln und auszuwerten), die 
durch Anwendung von Gewalt oder 
darauf gerichtete Vorbereitungshand­
lungen auswärtige Belange der Bundes­
republik Deutschland gefährden“. - 
Das Bundeskriminalamt wurde ab 
1973 als „Zentralstelle für das Infor­
mationswesen der deutschen Polizei“ 
aufgebaut; gegenwärtig bereitet es die 
Neukonzeption des polizeilichen Fahn­
dungssystems vor: Vor allem soll ein 
Verbundsystem mit den Auskunftssy­
stemen des Bundeszentralregisters, des 
Ausländerzentralregisters und des 
Kraftfahrt-Bundesamtes errichtet wer­
den. Auf den „gesonderten Melde­
dienst »gewalttätige Störer4“, den sie 
zuerst gefordert hatte, konnte die 
CDU/CSU auf der IMK angesichts 
dessen getrost verzichten.

Türkei
Die Junta wütet, die 
IWF-Bankiers kassieren

Die westlichen Imperialisten, allen vor­
an die USA und BRD als größte Gläu­
biger, haben nach sieben Monaten Mi­
litärherrschaft in der Türkei ein um­
fangreiches Register an Verbrechen, 
Morden und Unterdrückungsmaßnah­
men gegen das türkische Volk ange­
häuft:

- Wie die von der türkischen Orga­
nisation Devrimci Yol herausgegebene 
Zeitung „türkei Information“ in ihrer 
Mai-Ausgabe berichtet, sind bis zum 
15. April 487 Todesstrafen vor den Mi­
litärgerichten beantragt worden, 52 
wurden verhängt und vier vollstreckt. 
Bei militärischen Operationen wurden 
über 400 erschossen bzw. nach Fest­
nahmen durch Streitkräfte direkt er­
mordet. Unter den Verurteilten befin­
den sich in Ausnahmen Faschisten, die 
Unterdrückungsmaßnahmen richten 
sich direkt gegen sozialistische und 
proletarische Organisationen, gegen 
den unabhängigen Gewerkschaftsver­
band DISK und gegen Kurden, auch
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Übliche Terroraktion der Militärherrschaft gegen die Volksmassen.

hier gegen kurdische Arbeiterorganisa­
tionen im besonderen. Nach eigenen 
Angaben der Junta v. 12. März wurden 
45000 eingekerkert, nach zahlreichen 
Dokumenten und Briefen aus der Tür­
kei auch systematisch gefoltert.

- Gegen 300 Funktionäre des unab­
hängigen Gewerkschaftsverbandes 
DISK wurde am 18. Mai in einem Vor­
ort von Istanbul der Prozeß fortge­
setzt. Der DISK ist verboten worden, 
sein Vermögen beschlagnahmt, fast al­
le Funktionäre inhaftiert. Die Beiträge 
der rund 600000 Mitglieder werden je­
doch weiter eingezogen und nach Ver­
mutungen des stellvertretenden Gene­
ralsekretärs des Europäischen Gewerk­
schaftsbundes Nalsund demnächst bei 
den Streitkräften Verwendung finden. 
Der DISK-Vorsitzende Bastürk wies 
vor Gericht den Vorwurf der Verfas­
sungsfeindlichkeit des Gewerkschafts­
bundes zurück, griff die Militärherr­
schaft an und erklärte u.a.: ,,Diese 
Anklage wurde erhoben ... aufgrund 
der Tatsache, daß DISK-Gewerkschaf- 
ter als Folge ihrer Ansichten und Ak­
tionen die Rechte und Freiheiten der 
Arbeitnehmer insgesamt verteidigt ha­
ben.“

- Unter diesen Bedingungen, wo 
die türkischen Arbeiter keine Tarif- 
und Streikrechte haben und ihr unab­
hängiger Gewerkschaftsbund verboten 
ist, wird auf Kommando der IWF-Ban­
kiers und der türkischen Großbourge­
oisie der Lohn ins Bodenlose gedrückt. 
Die regierungsabhängige und vom Eu­
ropäischen Gewerkschaftsbund nicht 
anerkannte legale Gewerkschaft Türk­
is hatte berechnet, daß für eine fünf­
köpfige Familie etwa 1000 DM Min­
destlohn erforderlich sind. Die von der 
Regierung eingesetzte ,,Schiedskom­
mission“ setzte zum 31.3.81 den Min­
destlohn auf etwas über 200 DM fest.

Tatort ist die Türkei, die Hauptauf­
traggeber jedoch sind die Imperialisten 
der USA und der BRD. Die dritte 
,,Türkei-Hilfe“ wird mit dem Haus­
halt Anfang Juni im Parlament abge­
segnet. Man soll deshalb nicht von den 

Abgeordneten sowieso geheuchelte 
moralische Entrüstung über,,türkische 
Zustände“ verlangen. Man soll von ih­
nen fordern, die imperialistische ,,Tür­
kei-Hilfe“ sofort einzustellen, ihre 
Kreditforderungen zu streichen und 
sich aus der Türkei absolut herauszu­
halten.

Abzahlungsplan für die De­
visenschulden der Türkei

(in Mio. $, Anfang 1981)

Jahr Tilgung Zinsen
1981 1 188,8/ 1221,5
1982 1 382,8 1 068,7
1983 2162,2 890,6
1984 1840,9 677,6
1985 1715,4 486,9
1986 1244,9 331,3
1987 538,2 241,6
1988 493,0 204,5
1989-
2022 4117,5 1082,8
Gesamt 14683,0 6205,5
Die Zahlen sind dem Bericht der türkischen Regierung 
zum Haushalt 1981 entnommen. Hinzu kommen noch 
weitere Schulden, die in türkischer Währung abzutragen 
sind, zusammen über 20 Mrd. $.

Schweden
Streiks während der
Regierungskrise

Die schwedischen Konservativen traten 
am 4.5.1981 aus der Regierungskoali­
tion aus, die aus der Zentrumspartei 
(Bauernpartei), der liberalen Volkspar­
tei und der Christlich-Demokratischen 
Sammlung bestand. Anlaß war die 
Steuer frage. Die Zentrumspartei war 
bereit, sich mit den Sozialdemokraten 
auf den Kompromiß zu einigen, daß 
der Grenzsteuersatz von 50% bei ei­
nem Jahreseinkommen von 45000 DM 
ansetzen solle statt wie bisher schon bei 
28000 DM. Sowohl die Einkommen­
steuer- und Grenzsteuersätze wie auch 
die Mehrwertsteuer sind in Schweden 
am höchsten.

Am 10.5. trat Ministerpräsident 
Fälldin, gleichzeitig Vorsitzender der 
Zentrumspartei, zurück. Die von ihm 
angestrebte Minderheitsregierung zu­
sammen mit den Liberalen könnte Zu­
standekommen, wenn sich die Konser­
vativen im Reichstag enthalten. Die 
Sozialdemokraten rechnen sich aus, 
bei Neuwahlen die Mehrheit zu gewin­
nen.

Ende April hatte die schwedische 
Regierung angekündigt, sie werde die 
den Kommunen zugeteilten Steuermit­
tel kürzen. Umgehend warteten die 
Kommunen mit dem Plan auf, die ko­
stenintensiven Wochenend- und Feier­
tagsschichten des medizinischen Perso­
nals durch Verlängerung der Dienstzeit 
während der Woche abzubauen. Dage­
gen führten Ärzte in neun Kranken­
häusern schwedischer Großstädte in 
den beiden letzten Wochen jeweils an 
drei Tagen Streiks durch. Nur Notfälle 
wurden versorgt.

Die immensen Steuern waren auch 
eine der Triebkräfte bei den von der 
Angestelltengewerkschaft geführten 
Streiks. Insgesamt 17000 Angestellte 
der auf Export ausgerichteten Indu­
striezweige führten Schwerpunkt­
streiks durch, nachdem ein Schlich­
tungsversuch der Regierung, die oben­
drein eine Kürzung der Sozialausgaben 
angekündigt hatte, gescheitert war. Der 
Kapitalistenverband SAF drohte da­
mit, die Aussperrung gegen bereits be­
streikte Betriebe, u.a. Saab-Scania, 
Volvo und einige Betriebe der Handels­
schiffahrt zu verschärfen. Nach An­
kündigung neuer Streiks setzte er den 
12.5. als Ultimatum.

Zwölf Stunden vor Ablauf der Frist 
schloß die Angestelltengewerkschaft 
einen Tarifvertrag ab, der eine Lohner­
höhung von 8,8% für zwei Jahre vor­
sieht, kein gutes Ergebnis angesichts 
der Inflation von 12%. Die exportie­
renden Kapitalisten sind erleichtert. 
Schweden lieferte 1980 zwei Drittel sei­
nes Exports an Papier und Pappe und 
drei Viertel seines Exports an Zellstoff 
an die EG. Diese droht mit Änderung 
des Freihandelsabkommens, das den 
Wegfall von Zoll und Lieferbeschrän­
kungen bis 1984 vorsieht, und sie weist 
auf die kanadische, brasilianische und 
US-amerikanische Konkurrenz hin. 
Durchgedrückt werden soll, daß die 
schwedische Regierung ihre ausglei­
chende Subventionspolitik gegenüber 
den Kapitalisten aufgibt. Wegfall die­
ser Subventionen würde zu schärferer 
Rationalisierung und weiteren Versu­
chen, die Löhne zu senken, führen. So­
wieso sinken die Preise, die Schweden 
für seine Exportwaren erzielt, ständig 
gegenüber den Preisen, die es für die 
Importprodukte zahlt. Hauptinteres- 
sent an der Fortsetzung dieses ersprieß­
lichen Verhältnisses ist die BRD, mit 
der Schweden im letzten Jahr 12,3% 
seines Exports abwickelte.
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Lohnstandard
Hoffentlich schieben die DGB-Gewerkschaften
weiteren Fallen des Lohnstandards einen Riegel vor
Zum Ende der Lohnbewegung 1981 
der IG Metall und zum ebenfalls 
dicken Ende der Lohnbewegung der 
ÖTV zeichnen die Abschlüsse dieser 
beiden großen Gewerkschaften harte 
Konturen in die lohnpolitische Land­
schaft. Kurz vor Abschluß wurden, in 
der Öffentlichkeit wenig beachtet, die 
neuesten Daten der Entwicklung des 
Einzelhandelsumsatzes zugänglich. 
Der Einzelhandelsumsatz, der einen 
sehr beachtlichen Teil des Konsums er­
faßt, ist gegenüber dem Vorjahr um 
2% gefallen. Da die Preise im selben 
Zeitraum um runde 5,5% inflationier­
ten, scheint der Konsum zurückgegan­
gen um rund 7,5%. Gleichzeitig ist bei 
den Waren für den gehobenen und hö­
heren Konsum ein Steigen festzustel­
len. Diesem statistischen Bild ähnelt 
das politische. Die Begünstigung der 
besitzenden Klassen durch die Gesetz­
gebungtätigkeit und die Schonung der 
Kapitalisten durch die sozialdemokra­
tisch geführte Gewerkschaftsbewegung 
schaffen fast unvermeidlich eine gefe­
stigte soziale Basis für das konservative 
Lager, das seinen politischen Einfluß 
aus dieser materiell gesicherten, staat­
lich gehätschelten und gewerkschaft­
lich geschonten Position heraus gel­
tend macht und, wie sich spätestens 
seit den Bundestagswahlen zeigt, An­
hang einsammelt. Mit dem Absinken 
des Konsums der lohnabhängigen Mas­

sen, der von jedem als Minderung des 
Lebensstandards erkannt wird, muß 
der Zweifel an den sozialreformeri­
schen Versprechungen der Regierungs­
koalition weiter um sich greifen, und 
insbesondere die Erschütterung der 
SPD muß weitergehen. In der Sphäre 
der Reproduktion wird der klassische 
Zustand kapitalistischer Gesellschaften

in der Metallindustrie schloß die IGM eine Einmalzahlung von jeweils 160 DM 
für Februar und März für alle und eine Erhöhung der Tarife um 4,9% ab 1.4. ab. 
Bei Stahl: Kostenneutrale Vorweganhebung von 23 Pf. auf den Ecklohn, je 50 
DM für Februar, März, April; ab 1.5. 4,3%.

Zug um Zug augenscheinlich: eine 
Tendenz zur Verarmung der Arbeiter­
bevölkerung bei gleichzeitig erfinde­
risch gesteigerter Genußsucht der besit­
zenden Klassen. Was nützt da der Hin­

weis, daß derartige Phänomene in an­
deren Ländern oder zu anderen Zeiten 
noch krasser in Erscheinung getreten 
wären; die Ideologie, wonach die lohn­
abhängige Bevölkerung mit wachsen­
der Entwicklung des Kapitalismus in 
wachsendem Umfange an dieser Ent­
wicklung teilnehmen könne, wird 
durch die jüngere Entwicklung des Ka­

pitalismus in der BRD auch dem ober­
flächlichsten Augenschein nach nicht 
mehr bestätigt.

Die Lohnbewegung 1981 der IG Me­
tall war nicht erfolgreich. Sie kann aus

Ehrenbergs 
' Hintertüren

Anfang 1980, kurz vor den Bundes­
tagswahlen, veröffentlicht der Bun­
desminister für Arbeit und Sozialord­
nung Ehrenberg zusammen mit der 
Staatssekretärin Fuchs ein rotbro- 
schürtes Buch mit dem Titel ,,Sozial­
staat und Freiheit“. In dem Buch le­
gen sie die weiteren Schwerpunkte 
der Politik des Arbeitsministeriums 
fest. In einem Kapitel befassen sich 
die Autoren mit dem Thema der Hu­
manisierung der Arbeitswelt. Das 
Buch erscheint nicht mit der Absicht, 
die Wider Sprüche unter den Tisch zu 
kehren - das war nicht mehr mög­
lich. Die Autoren richten ihre Haupt­
kritik gegen die Positionen der 
CDU/CSU und bemühen sich, links 
zu erscheinen. So sprechen sie von 
,,neuartigen Belastungen“ der Arbei­
ter. Von Arbeitsplätzen, „die immer 
noch in der unteren Lohnskala ange­

siedelt“ sind. Diese Feststellungen tref­
fen zu und werden von der CDU/CSU 
nicht bestritten - und als Unvermeid­
lichkeit verteidigt. Welche Ziele haben 
dagegen Ehrenberg und Fuchs?

„Vorrangige Aufgabe des neunten 
Deutschen Bundestages“ soll ein neues 
,,Arbeitszeitgesetz4‘ sein. Ehrenberg 
verspricht, die 40-Stundenwoche ge­
setzlich abzusichern, und will die Rech­
te der Betriebsräte erweitern, damit un­
nötige Mehrarbeit verhindert werden 
kann.

Die Lebensarbeitszeit der Schichtar­
beiter soll verkürzt werden. Auch 
wenn Ehrenberg diese Versprechungen 
macht, ist die Hintertür, durch die er 
sich von diesen Positionen entfernen 
.kann, weit geöffnet: Ehrenberg weiß 
um die „Gefahren“ der Teilzeitarbeit, 
hält aber die Ausweitung für unum­
gänglich.

Gleichzeitig polemisiert er gegen die 
Ladenschlußzeiten, diese „sind keine 
ehernen Gesetze, schon gar nicht, 
wenn es sich um längere Öffnungszei­

ten an einem (!) Tag in der Woche 
handelt (vielleicht bis 21 Uhr) ...“

Die Autoren heben in ihrem Buch 
den Ausbau der Mitbestimmung zur 
Paritätischen Mitbestimmung für die 
Sicherung der Humanisierung der 
Arbeitswelt hervor. Die Montan-Mit- 
bestimmung ist aber durch die Bun­
desregierung eingeschränkt worden. 
Jetzt kürzt Ehrenberg den Haushalts­
posten für die Humanisierung der 
Arbeitswelt von 136 auf 111 Millio­
nen DM. Die IG Metall spricht vom 
Zusammenbruch der Forschungspro­
jekte. Ehrenbergs Zukunftsspläne 
sind deutlich: „Sabbathjahr“. D.h. 
nach einer bestimmten Anzahl von 
Arbeitsjahren soll jeder Arbeiter die 
Möglichkeit haben, für ein Jahr Ur­
laub zu machen. Zur „Wiederauffri­
schung der Arbeitskraft und der gei­
stigen Mobilität“. Dies hört sich toll 
an. Die Kosten sollen aus dem „So­
zialkonto jedes einzelnen“ kommen! 
Kurz: Rentner auf Raten. 
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doppeltem Grund nicht für erfolgreich 
ausgegeben werden. Zuerst ist unzwei­
felhaft ein Abschluß, der die Konsum­
möglichkeit des Arbeiters, der Be­
schäftigung hat, mindert und nicht er­
hält, durch keinerlei Rechenkunst­
stücke als Erfolg bezifferbar. Von ei­
nem Erfolg könnte da nur dann gere­
det werden, wenn gleichzeitig entweder 
die Intensität oder die Dauer des Ar­
beitstages in solchem Umfang gesenkt 
worden wären, daß eine tatsächliche 
Verbilligung der Reproduktion eintritt. 
Dieses wird aber vielleicht doch über­
haupt niemand zu behaupten wagen. 
Sodann war die Forderung der IG Me­
tall begründet aus der Notwendigkeit, 
die allgemeine Inflationsrate für alle 
auszugleichen, im unteren Bereich der 
Lohnskala, wo ein überdurchschnittli­
ches Wirken der Inflation anzunehmen 
sei, jedoch einen deutlich höheren Be­
trag zu erzielen. Demgegenüber war 
das Ziel der Kapitalisten, einen Ab­
schluß möglichst weit unter der Infla­
tionsrate zu erzielen, und zwar ohne 
daß von ihnen ein Nachweis sinkender 
Kapitalerträge verlangt werden könn­
te. Die Kapitalisten wollten neben dem 
wirtschaftlichen auch einen ideologi­
schen Erfolg erzielen: Sie wollten ihr 
Recht behaupten, den Lohn zu senken 
selbst bei gestiegenen und steigenden 
Profiten.

Merkwürdigerweise finden sich nach 
dem 4,9%-Abschluß Kräfte, die einen 
Inflationsausgleich zumindest für die 
unteren Lohn- und Gehaltsklassen be­
rechnen, weil nämlich für die ersten 
zwei Laufzeitmonate pro Monat 160 
DM für alle gleich vereinbart wurden. 
Abgesehen von den besonderen Steuer­
kosten, die eine solche Blockzahlung 
verursacht, abgesehen auch davon, 
daß alle Überstunden z.B. dann in die­
sen zwei Monaten zum alten Tarif ge­
leistet wurden, es ist doch festzuhalten, 
daß für den 1. Februar 1982, wenn also 
um neue Tarife gehandelt werden 
muß, die Basis, auf der verhandelt 
wird, keineswegs um 5,2%, 5,5% oder 
auch um andere Schnapszahlen ange­
hobene Tarife sein werden, sondern 
eben um exakt 4,9% gegenüber dem 
Vorjahr gestiegene. Um zu verdeutli­
chen, was los ist: Freilich kann für eine 
Arbeiterin, sie soll in der Lohngruppe 
zwei genau Tarif verdient haben, also 
im Januar 1981 7,67 DM die Stunde 
oder 1327 DM im Monat, ausgerech­
net werden, daß ihre Lohnerhöhung 
„in 1981“ 6,1% betragen hätte. Wenn 
aber z.B. 1982 dann sagen wir einmal 
5% abgeschlossen würden, ohne ir­
gendwas dazu oder weg oder was, dann 
müßte man schon mit derselben Ener­
gie behaupten, daß die Steigerung für 
diese Arbeiterin bloß 3,8% betrage. Da 
nun schon im vorigen Jahr bekanntlich 
ein Einmalzuschlag von 165 DM ge­
zahlt worden ist, sollte man, wenn man 
schon derartige Ansätze machen will,

Aus neueren tarifpolitischen Ent­
schließungen der DGB-Gewerkschaften

» . Deutscher Gewerk- 
DGB schaftsbund, 11. o. Bun­

deskongress, Mai 1978 
Hamburg
„Zu den Schwerpunkten künftiger akti­
ver Tarifpolitik gehören u.a. nach wie 
vor:
- die weitere Verbesserung der Arbeit­
nehmereinkommen,
- die Beseitigung immer noch vorhande­
ner ungerechtfertigter Lohnunterschiede 
zwischen Männern und Frauen,
- die tariflichen Arbeitszeitverkürzun­
gen, Urlaubsverbesserungen,
- die Erhöhung des zusätzlichen Ur­
laubsgeldes,
- bezahlter Bildungsurlaub,
- Sicherung der Effektivverdienste,
- Schutzmaßnahmen bei Rationalisie­
rung, technischem Wandel, Strukturve­
ränderungen und konjunkturellen Be­
schäftigungsschwankungen,
- vermögenswirksame Leistungen,
- Erweiterung der Mitbestimmung im 
Betrieb durch Tarifverträge.“ (beschl. 
Antrag Nr. 259)

Gewerkschaft Garten­
bau, Land- und Forst­
wirtschaft, 11. o. Ge­

werkschaftstag, Sept. 1977
„Der in den letzten Jahren größer gewor­
dene Abstand der Bruttoarbeitseinkom­
men der Landarbeiter zu vergleichbaren 
Arbeitnehmern der Industrie ist untrag­
bar. Überlange Arbeitszeiten müssen ab­
gebaut werden.
Die Bruttoarbeitseinkommen der Forstar­
beiter, welche mit denen industrieller Ar­
beitnehmer vergleichbar sind, resultieren 
aus überhöhter Leistungshergabe auf­
grund noch bestehender Akkord-Lohnsy­
steme. Der Leistungsdruck wird durch 
Anwendung von neuen Arbeitsverfahren 
mit dem Ziel, Arbeitskräfte einzusparen, 
ständig verstärkt.
Es ist dringend notwendig, Arbeitsplätze 
und Arbeitsabläufe so zu gestalten, daß 
Gesundheitsgefährdungen der Arbeitneh­
mer auf ein Mindestmaß beschränkt wer 
den.“ (Entschließung D)

Gewerkschaft Nah­
rung—Genuß—Gaststät­
ten, 8.o.Gewerk­

schaftstag, September 1978
„Der Gewerkschaftstag . . . geht davon 
aus, daß sich die tarifpolitischen Ausein­
andersetzungen in der Zukunft noch ver­
stärken werden . . . Alle Versuche, den 
Entscheidungsraum der Tarifvertragspar­
teien einzuschränken durch Orientie­
rungsdaten, Lohnleitlinien oder eine aus­
schließliche Koppelung der Entwicklung 
von Löhnen und Gehältern an das Pro­
duktivitätswachstum werden zurückge­
wiesen . . . fordert die Gewerkschaft 
NGG:

- tarifvertragliche Schutzbestimmungen 
gegen negative Folgen des technischen 
Wandels, von Strukturveränderungen und 
konjunkturellen Beschäftigungsschwan­
kungen
- weitere Arbeitszeitverkürzungen in den 
verschiedensten Formen zur Sicherung der 
Arbeitsplätze und zur Erleichterung der Ar­
beit
- gemeinsame Tarifverträge für Arbeiter 
und Angestellte
- 6 Wochen Urlaub unter Beseitigung 
noch vorhandener Staffelung nach der Be­
triebszugehörigkeit, Verbesserung des Ur­
laubsgeldes
- eine Erhöhung der Löhne, Gehälter und 
Ausbildungsvergütungen zur Sicherung und 
Verbesserung der Reallohnposition der Ar­
beitnehmer
- Beseitigung von Ortsklassen- und Alters­
klassenregelungen
- die Vereinbarung eines 13. Monatsein­
kommens
- Abbau unbegründeter Entgeltdifferen­
zierungen
- Berücksichtigung der AT-Angestellten 
und der Angestellten in Leitungsfunktionen 
bei der Regelung von Arbeits- und Entgelts­
bedingungen.“ (ang. Antrag Nr. 67)

Gewerkschaft Textil—Be­
kleidung, 13.o. Gewerk­
schaftstag, Oktober 1978

Mannheim
„Der Hauptvorstand wird beauftragt:
1. den Gesetzgeber aufzufordern, das Tarif­
vertragsgesetz in der Weise zu ändern oder 
zu ergänzen, daß in Zukunft wieder Effek­
tivklauseln vereinbart werden können,
2. durch Abschluß von Effektivklauseln er­
neut der Rechtsprechung Gelegenheit zu ge­
ben, sich zu dem Problem der Effektivklau­
seln zu äußern und die Rechtslage wieder 
herzustellen, wie sie vor dem 14.2.1968 be­
stand.“ (ang. Antrag A/Ta/3)

Gewerkschaft Leder, 
12. Gewerkschaftstag, 
Mai 1980 Düsseldorf

„Die Delegierten erwarten auch für die Zu­
kunft eine Tarifpolitik, die der ständigen 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe­
dingungen der Arbeitnehmer in der Leder­
wirtschaft dient. Hierzu zählen vor allem:
• Erhöhung der Löhne, Gehälter und Aus­
bildungsvergütungen;
• 6 Wochen Urlaub;
• Verbesserung der Rationalisierungs­
schutzabkommen;
• 13. Monatseinkommen für alle Arbeit­
nehmer;
• Verbesserung des Kündigungsschutzes 
und der Verdienstsicherung für ältere Ar­
beitnehmer.
Die in den letzten vier Jahren festzustellen­
den Auseinandersetzungen, die in einigen 
Tarifbereichen von spontanen Arbeitsnie­
derlegungen und Protestaktionen der Ar­
beitnehmer begleitet waren, sind ein deutli­
cher Beweis dafür, daß die tariflichen Aus­
einandersetzungen härter geworden sind. 
Die Delegierten gehen davon aus, daß sich 
die tarifpolitischen Auseinandersetzungen 
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in der Zukunft noch weiter verschärfen 
werden.“ (Entschließung II/l. Tarifpolitik)

Gewerkschaft Öffentliche 
Dienste, Transport und 
Verkehr, 9. Gewerk­

schaftstag, Juni 1980 Westberlin
Einkommen. Der Anteil der Arbeit­

nehmer am Ertrag der Wirtschaft muß er­
höht werden. Die Einkommen müssen den 
Wert der erbrachten Arbeit gerecht abgel­
ten. Sozialen Erfordernissen ist Rechnung 
zu tragen.
Die Tarifpolitik darf sich nicht an Lohnleit­
linien, Orientierungsdaten, Sachverständi­
gengutachten oder anderen statistischen 
Meßziffem orientieren.
Notwendig ist insbesondere:
• Die begonnene Verbesserung der Lohn­
gruppenverzeichnisse und Tätigkeitsmerk­
male in Anpassung an die technische Ent­
wicklung, gestiegene Anforderungen und 
strukturelle Änderungen fortzusetzen;
• die Abhängigkeit der Eingruppierung in 
bestimmten Vergütungsgruppen von Ver­
waltungsprüfungen zu beseitigen;
• das Vergütungsrecht der Angestellten 
von Bund, Ländern und Gemeinden zu ver­
einheitlichen und dabei weiterzuentwickeln;
• die vollen Anfangsbezüge von der Voll­
endung des 18. Lebensjahres ab zu zahlen 
und danach systementsprechend zu stei­
gern;
• den Ortszuschlag in die Grundvergütun­
gen der Angestellten einzubauen; die fami­
lienbezogenen Bestandteile als Familienzu­
schlag an alle Arbeitnehmer zu zahlen;
• die allgmeinen Zulagen in die Vergütun­
gen und Monatslöhne einzubauen;
• Zulagen, Zuschläge, Überstunden Vergü­
tungen, Bereitschaftsdienstvergütungen 
usw. weiter anzugleichen und anzuheben;
• die Belastungen der Schicht-, Wechsel­
schicht- und anderer unregelmäßiger oder 
gesundheitsgefährdender Arbeiten noch 
stärker zu berücksichtigen ...

IV. Gleiches Recht für Angestellte und Ar­
beiter .Alle noch bestehenden tarifrechtli­
chen Unterschiede zwischen Arbeitern und 
Angestellten sind zu beseitigen. Für Ange­
stellte und Arbeiter ist ein einheitliches 
Tarifrecht zu schaffen. Im öffentlichen 
Dienst ist dies ein Schritt zum einheitlichen 
Personalrecht. Für vergleichbare Tätigkei­
ten sind unter Berücksichtigung sozialer 
Gegebenheiten gleiche Einkommen zu zah­
len. Besondere Arbeitsumstände sind für al­
le in gleicher Weise abzugelten ...

VI. Arbeitszeit/Urlaub. Die Arbeitszeit 
muß bei vollem Lohn- und Gehaltsaus­
gleich weiter verkürzt werden. Der Mindest­
urlaub soll sechs Wochen betragen. Die 
Verkürzung der Arbeitszeit darf nicht zu ei­
ner höheren Belastung für den einzelnen 
Arbeitnehmer führen. Die Urlaubsdauer 
hat sich ausschließlich nach dem Lebensal­
ter zu richten. Bezahlter Bildungsurlaub ist 
tarifvertraglich zu vereinbaren.
Schichtarbeit - insbesondere Nachtarbeit 
- darf nur da geleistet werden, wo es ge­
sellschaftlich notwendig ist. Die Möglich­
keiten, von Arbeitnehmern Mehrarbeit 
oder Überstunden zu verlangen, sind einzu­
schränken. Für Schicht- und Nachtarbeit 
sowie für gesundheitsgefährdende und be­
sonders schwere Arbeiten sind zusätzlich 

Freizeit oder Urlaub zu vereinbaren.“ (ang. 
Antrag 359) 
A Industriegewerkschaft

Metall, 13. o. Gewerk - 
i_____ J schaftstag, Septem­
ber 1980 Westberlin
„Die IG Metall fordert:
1. Die Sicherung und Erhöhung der Real­
einkommen durch:
• Erhöhung der Löhne, Gehälter und Aus­
bildungsvergütungen;
• Erhöhung des Urlaubsgeldes;
• ein volles 13. Monatseinkommen für alle 
Arbeitnehmer.
2. Angleichung der Tarifbestimmungen für 
Arbeiter und Angestellte durch:
• die Vereinbarung eines Monatsentgeltes 
für Arbeiter, entsprechend den Gehaltsbe­
stimmungen für Angestellte;
• gemeinsame Tarifverträge für Arbeiter 
und Angestellte über Arbeitsbedingungen 
und Entgeltbestimmungen ...
5. Die Verbesserung der Arbeitsbedingun­
gen mit dem Ziel der Humanisierung der 
Arbeit erfordert:
• Bestimmungen gegen überhöhte Arbeits­
beanspruchung und steigenden Leistungs­
druck durch:
- Beseitigung des einseitigen, undemokra­
tischen Bestimmungsrechtes der Arbeitge­
ber über die abgeforderte Leistung bei Zeit­
löhnern und Angestellten;
- Durchsetzung des Grundsatzes, daß die 
verlangte Leistung im Rahmen der Zumut­
barkeit bleibt und nach dem heutigen Stand 
der Erkenntnisse keine vermeidbaren ge­
sundheitlichen Risiken in sich birgt ...
7. Die zunehmende Schicht- und Nachtar­
beit und die damit verbundene soziale und 
gesundheitliche Beanspruchung erfordern 
besondere Tarifbestimmungen für Schicht- 
und Nachtarbeit:
• Strengere Voraussetzungen für die Zu­
lässigkeit von Nacht/Wechselschichtarbeit; 
• kürzere Schichtarbeitszeit;
• zusätzlicher Urlaub bzw. Freischichten;
• Festlegung der Leistungsnormen unter 
Berücksichtigung der biologischen, sozialen 
und sonstigen Bedingungen der Schichtar­
beit;
• Anpassung der Schichtpläne an die so­
zialen und gesellschaftlichen Bedürfnisse 
der Schichtarbeiter; ... “ (Entschließung 
12. Tarifpolitik, im Forderungsteil vollstän­
dig dokumentiert: Pol. Ber. Nr. 4/80, S. 5)

Industriegewerkschaft 
Chemie—Papier—Ke- 

_____  ramik, 11. o. Gewerk­
schaftstag, Sept. 1980 Mannheim 
„1. Die Entgeltfindung soll sich an den An­
forderungen des Arbeitsplatzes orientieren. 
2. Die integrierten Entgeltgruppen sollen so 
aufgebaut sein, daß für alle Arbeitnehmer, 
unabhängig vom Geschlecht, bei entspre­
chendem Zuwachs an Wissen, Können und 
Anforderungen die Durchlässigkeit der 
Entgeltgruppen gewährleistet ist.
3. Bei der Erstellung von Entgelttarifverträ­
gen ist unbedingt darauf zu achten, daß 
nicht erneut Leichtlohngruppen entstehen

5. Für gleichwertige, vergleichbare Arbeiten 
müssen gleiche Entgelte gezahlt werden.
6. Monatslohn ist obligatorisch zu verein­
baren. Dabei ist festzulegen, welche Ein­
kommensbestandteile pauschaliert oder pe­
riodenkonstant abzugelten sind.

7. Die in den jetzigen Tarifverträgen ent­
haltene unterschiedliche Bezahlung nach 
Alter, Berufs- oder Gruppenzugehörig­
keit ist durch die Einführung begründba­
rer Übergangszeiten bis zur Erreichung 
der Endstufe abzulösen.
8. Die Leistungsvergütungsgrundsätze 
sind für gewerbliche und angestellte Ar­
beitnehmer einheitlich zu regeln.
9. Nach dem derzeitigen Erkenntnisstand 
sollte in großflächigen Tarifverträgen die 
summarische Eingruppierung Vorrang 
haben.
10. Für entstehende Härtefälle bei der 
Einführung und Anwendung von Entgelt­
tarifverträgen sind für die davon betrof­
fenen Arbeitnehmer Absicherungen zu 
treffen ...
12. In der allgemeinen Tarifpolitik darf 
während der Verhandlungen über einen 
Entgelttarifvertrag kein Stillstand eintre­
ten ... “ (ang. Antrag 421)

Is Industriegewerkschaft 
Druck und Papier 
12. o. Gewerkschaftstag

Oktober 1980 Augsburg
„B Schwerpunkte der tarifpolitischen 
Zielsetzung. Die Industriegewerkschaft 
Druck und Papier hält die Sicherung und 
Verbesserung der Realeinkommen für un­
abdingbar. Außerdem verfolgt sie für alle 
Tarifbereiche folgende Schwerpunkte:
• Schaffung von gleichen und einheitli­
chen tariflichen Ansprüchen und Leistun­
gen für Arbeiter und Angestellte.
• Verbesserung der Tarifstrukturen.
• Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf 
35 Stunden bei vollem Lohnausgleich.
• Tarifliche Regelung der Aus-, Fort- 
und Weiterbildung, um berufliche Quali­
fikation zu ermöglichen, zu erhalten und 
zu fördern.
• Ausschöpfung aller Möglichkeiten zur 
Durchsetzung des Grundsatzes .Gleicher 
Lohn für gleiche und gleichwertige Ar­
beit*.“ (ang. Antrag 1)

Industriegewerkschaft 
Bergbau und Energie 
12. Gewerkschaftskon­

greß, November 1980 Aachen 
„Der Hauptvorstand wird beauftragt, 
seine Bemühungen weiterhin fortzuset­
zen, daß alle im Bergbau Beschäftigten an 
die Spitze der Lohnskala kommen. 
Begründung: Die Bergbautätigkeit ist mit 
keiner anderen Arbeit vergleichbar. Ne­
ben der Schwere der Arbeit sollte auch die 
Verantwortung jedes Belegschaftsmitglie­
des im mechanisierten Bergbau entspre­
chend honoriert werden.“ (ang. Antrag 
Nr. 80)

„Der Hauptvorstand wird beauftragt, 
sich für die Einführung eines garantierten 
Monatslohns für die Arbeiter einzuset­
zen. Gleichzeitig sollte die Auszahlung zu 
einem früheren Zeitpunkt erfolgen. 
Begründung: Es kann nicht länger hinge­
nommen werden, daß die Arbeiter-Kolle­
gen über drei Wochen auf die Auszahlung 
ihres Lohnes warten mtjssen und daß die­
ser Lohn von Monat zu Monat unter­
schiedlich hoch ausfällt.“ (Antrag Nr. 84, 
einstimmig als Material an den Hauptvor­
stand überwiesen) 
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auch von dieser Vorjahresbasis aus 
rechnen. Also folgendermaßen: 1979 
stand dieser Tarif auf 7,18 DM. Das 
Erhöhungsvolumen 1980 hat auf diese 
Lohngruppe, die Einmalzahlung einge­
rechnet, 7,9% 1 betragen. Die jetzige 
Steigerung ist deswegen, berechnet auf 
das Vorjahr, keineswegs 6,1% wert, 
sondern eben nur 5,0%.

Wie aus dem Rundfunk zu hören 

war, haben sowohl die IG Metall wie 
auch Untemehmerverbände erklärt, 
von weiteren Volumenberechnungen 
Abstand nehmen zu wollen. Verständ­
lich, vom Standpunkt der Kapitalisten 
aus. Denn diese Volumenrechnungen 
können nur ergeben, daß eine reine 
Prozenterhöhung der nächsten Tarife 
nach der reaktionären Formel X% - 
(minus!) y DM wirksam würde.

Dieser Sachverhalt ist nicht eigent­
lich kompliziert, sondern bloß ein biß­
chen verwickelt. Unverrückbar fest 
steht aber, daß ein reiner Prozentab­
schluß für 1982 für die unteren Ränge 
der Lohnskala unterproportional aus­
fallen würde. Insofern steht ein Teil 
der Forderung, die für 1982 zu erheben 
ist, auch schon fest: nämlich der tarifli­
chen Absicherung der für 1980 und

Statistisches 
zur Preisrate
Noch bis in den März hinein waren 
fallende Preissteigerungsraten ein 
Tarifargument der Kapitalisten. Was 
besagen amtliche Teuerungsraten, 
die in so handfesten Widerspruch zu 
aktuellen Einkaufs- und Verbrauchs­
erfahrungen geraten?

Gewöhnlich werden zum Monats­
ende hin mitgeteilt die Veränderung 
der Lebenshaltungskosten (Bilder Al 
- A3) und die Veränderung der Ein­
zelhandelspreise (Bl - 3). Beide Ver­
änderungen werden als monatlicher 
Index durch das Statistische Bundes­
amt festgestellt (Al, Bl). Für die 
Messung der Veränderung wird eine 
gleiche Warenmenge monatlich in ih­
rem Gesamtpreis erfaßt. Dieser wird 
in % des Preises im Jahr der Festset­
zung des benutzten Warenkorbes 
oder der Umsatzstruktur angegeben, 
z.B. unter Bezug auf 1970 = 100%.

Die monatlich mitgeteilte Rate der 
Veränderung der Lebenshaltungsko­
sten oder der Preise (A2, B2) nimmt 
gewöhnlich Bezug auf das Niveau des 
gleichen Monats im Vorjahr. Z.B. 
der Index für die Lebenshaltungsko­
sten wurde im März 1981 auf 171,3 
(% von 1970) festgestellt. Im März
1980 stand dieser Index auf 162,4. 
Also errechnet sich für den Zeitraum 
von Mitte März 1980 bis Mitte März
1981 eine Erhöhung der Lebenshal­
tungskosten um 5,5%. Die offiziellen 
Angaben über die Veränderung der 
Lebenshaltungskosten eines be­
stimmten Jahres werden durch Ver­
gleich der jeweiligen einfachen Index- 
Durchschnitte mit denen des Vorjah­
res ermittelt.

Jedoch diese Vergleiche zum Vor­
jahr ergeben nur eine ganz begrenzte 
Auskunft über die Bewegung der 
Preise, über die spürbare Teuerung. 
Stehen z.B. die Indexwerte im Januar 
des Jahres xy und des Jahres xy+ 1 
gleich und tritt in beiden Jahren eine 
gleiche Teuerung auf den Februar 
von 1 % ein, so ergäbe die im Februar 
auf den Vorjahrs-Februar berechnete 
Preissteigerungsrate 0,0% Preisstei­
gerung. Unterstellt man den gleichen 
Vorgang für alle 12 Monate des Jah­
res, so würde die auf den Vorjahrs­
monat berechnete Rate fortwährend

Al Preisindex für die Lebenshaltung al­
ler privaten Haushalte
1970= 100

A2 Teuerungsrate der Lebenshaltungs­
kosten monatlich gegenüber dem ent­
sprechenden Vorjahrsmonat (Punkte) 
und jährlich (Linie)
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B2 Teuerungsrate der Einzelhandels­
preise monatlich gegenüber dem ent­
sprechenden Vorjahresmonat (Punkte) 
und jährlich (Linie)
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A3 Teuerungsrate der Lebenshaltungs­
kosten gegenüber dem Vormonat, je­
weils berechnet auf das ganze Jahr 
(Punkte); Jahresdurchschnitt dieser 
Teuerungsraten (Linie)
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B3 Teuerungsrate der Einzelhandels­
preise gegenüber dem Vormonat, je­
weils berechnet auf das ganze Jahr 
(Punkte); Jahresdurchschnitt dieser 
Teuerungsraten (Linie)

ergeben, während die Preise 
zum Jahresende doch immerhin um 
12,7% über dem Niveau zu Jahresbe­
ginn stehen. In allen auf den Vorjahrs­
monat bezogenen Raten spielt also 
auch die Preisbewegung im Vorjahr 
mit.

In den Bildern A3, B3 sind die Ver­
änderungen zum Vormonat jeweils als 

mögliche Rate für alle Monate des 
Jahres behandelt und somit als Jah­
resrate ausgedrückt worden. Das gibt 
eine Vorstellung über die aktuelle 
Preisbewegung: die Verteuerung der 
Lebenshaltungskosten von Februar 
auf März 1981 um 0,65% würde für 
das ganze Jahr angenommen eine 
Teuerung von 8% bedeuten.
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1981 gezahlten Zu-, Ab- und Umschlä­
ge, die noch genau ausgerechnet wer­
den müßte. Wollte man unbedingt et­
was Positives zu diesem Abschluß sa­
gen, dann vielleicht, daß immerhin die­
ses Problem jetzt auf der Tagesord­
nung steht.

Die Kapitalisten, die ihren Anspruch 
auf wachsende Profite durch Lohnsen­
kung behauptet haben, planen jetzt 
weiter an einer gewaltigen Rationalisie­
rungswelle. Bis auf anderthalb, man­
che sagen sogar zwei Millionen soll die 
Arbeitslosenzahl in diesem Jahr noch 
anschwellen. Das heißt im Klartext: 
Sowohl werden Arbeitskräfte durch 
Rationalisierung freigesetzt, wie Ar­
beitskräfte freigesetzt werden durch 
Stillegungen ganzer Produktionsabtei­
lungen. Nachdem das Kapital als sein 
gutes Recht durchgeboxt hat, die Pro­
fite durch Senkung der Reallöhne zu 
steigern, beansprucht es jetzt das 
Recht, die Profite auf Basis schrump­
fender Produktion zu steigern. Wie 
sollen die Gewerkschaften, die bereits 
jetzt schwach wurden, dann noch auf 
irgendeiner Sicherung des Reallohns 
bestehen?

Man kann nur hoffen, daß sich noch 
im Laufe dieses Sommers die DGB-Ge­
werkschaften zu einer vereinheitlichten 
Taktik zusammen finden und einen Ka­
talog von Interessen aufstellen, von de­
nen sie nicht abrücken. Wie müßte ein 
solcher Katalog aussehen?

1. ) Die ruhige Bereitwilligkeit, mit 
der die Gewerkschaften in diesem Jahr 
die Steueranhebungen geschluckt ha­
ben, müßte klaren Forderungen vor al­
lem gegen die Steuerprogression wei­
chen.

2. ) Die Gewerkschaften dürften sich 
auf der kommunalen Ebene nicht fer­
ner dafür hergeben, die Erhöhung aller 
Sorten Abgaben auch noch mit zu be­
gründen. Sie müßten diesem Treiben 
durch Unterstützung der Bewegungen, 
die es fast überall gibt, ein Ende setzen 
und die Bereicherung der Kapitalisten

Für März und April 120 DM jeweils für alle, ab 1.5. 4,3%: erneut niedrigerer Ab­
schluß im öffentlichen Dienst. - Die Große Tarifkommission der HBV lehnte 
den Abschluß der DAG mit den Banken (4,8%) ab. Die HBV rief die Bankange­
stellten zu Protest- und Streikaktionen auf.

Erhöhung der Tarife um 5% ab 1.4. in 
der Druckindustrie 

durch kommunale Begünstigungen ab­
stellen.

3. ) Die Gewerkschaften müßten ver­
langen, daß die Kapitalisten direkt zur 
Finanzierung der Arbeitslosenversiche­
rung herangezogen werden. Der gegen­
wärtige Zustand, nach dem die Einzah­
lungen halbe/halbe erfolgen und Zu­
schüsse aus dem Bundeshaushalt zur 
Begründung der Steueranhebungen 
herangezogen werden, ist unerträglich 
und geeignet, die Kapitalisten zur bru­
talen Frechheit direkt aufzureizen.

4. ) Vielleicht wäre auch eine Kam­
pagne für das gesetzliche Verbot von 
Überstunden am Platze, denn zu er­
warten ist, daß die Abwechslung von 
Kurzarbeit und Überstunden sowie 
von Arbeitslosigkeit und Beschäfti­
gung zu Überzeiten mit steigender Ar­
beitslosigkeit immer verrückter wird.

5. ) Vor allem aber müßte eine Erör­
terung einsetzen, ob die Lage sich nun 
wirklich dahin entwickelt hat, daß die 
Reallöhne und der große Teil der rea­
len Gehälter sinken oder nicht. Selbst­
verständlich kommt es im kapitalisti­
schen Wirtschaftsleben zu solchen Si­
tuationen. Dies ist immer dann der 
Fall, wenn die gewerkschaftliche Orga­
nisation unter dem Druck der Arbeits­
losigkeit nicht mehr standhalten kann,

nicht mehr streikfähig ist, den massen­
haften Streikbruch nicht mehr abwen­
den kann. Aber besteht eine solche La­
ge in der Bundesrepublik Deutschland 
und Westberlin? Dies ist gegenwärtig 
nicht der Fall und würde wahrschein­
lich auch bei zwei Millionen Arbeitslo­
sen nicht der Fall sein. Eine solche Ge­
fahr würde ernsthaft wirksam werden, 
wenn eine weitere Senkung der Ar­
beitslosenversicherungsgelder einsetzte 
und nicht aufgehalten werden könnte.

Zu bedenken ist auch dies: Aller 
Vermutung nach werden die Kapitali­
sten nach diesen Abschlüssen sich er­
mutigt finden, den Effektivlohn um 
weniger als die tarifierten 4,9% zu he­
ben. Das wird in anderen Branchen 
auch zu spüren sein. In der Folge wer­
den sich die Steuerschätzungen, die ih­
rerseits auf einer ausgeglichenen Ent­
wicklung von Löhnen und Preisen ba­
sieren, als fehlerhaft erweisen. Folglich 
werden sich weitere Löcher in den öf­
fentlichen Haushalten auftun. Folglich 
wird die Tendenz stark sein, über öf­
fentlich rechtliche Maßnahmen, seien 
es nun die Steuer oder die Abgaben an 
die Gemeinden, gerade deswegen auf 
den Lohn durchzugreifen, weil die Er­
höhung unterhalb der Inflationsrate 
gelegen hat.

Ohne jeden Zweifel wird die Bun­
desregierung versuchen, die Arbeiter­
bewegung mit Versprechungen auf die 
Neuregelung der Arbeitszeitordnung 
zu befrieden. Ohne jeden Zweifel wer­
den die Forderungen der Arbeiterbe­
wegung, die gerichtet sind auf Verbot 
der Arbeit bei Nacht und in Schichten, 
Verbot der Überstunden, Verkürzung 
der Arbeitszeit, im Laufe dieses Jahres 
verstärkt vorgetragen werden. Jedoch 
ist naiv zu erwarten, daß die Arbeiter­
bewegung ihre Position, die in der Ver­
teidigung des Reallohnes nun doch 
jahrelang bestanden hat, einfach räu­
men kann und - quasi zum Ausgleich 
- dafür verbesserte Arbeitsbedingun­
gen auszuhandeln imstande wäre. 
Ganz im Gegenteil: Nachgeben bei den 
Löhnen wird bestraft werden mit stär­
kerer Besteuerung der Löhne. Nachge­
ben bei den Löhnen wird bestraft wer­
den mit beschleunigtem Rationalisie­
rungstempo. Nachgeben bei den Löh­
nen wird zum Einsatz von menschli­
cher Arbeit unter immer schlechteren 
Arbeitsbedingungen zwangsläufig füh­
ren. Nachgeben bei den Löhnen wird 
die Kluft zwischen Akkordarbeitern 
und Zeitlöhnern weiter aufreißen, wird 
dazu führen, daß sich zunehmend wel­
che um Überstunden bewerben müs­
sen, Nachgeben bei den Löhnen wird, 
das wird sich umfassend zeigen, um­
fassend schlechte Folgen haben. Die 
Vorstellung, im komplizierten Gefüge 
der Wirtschaft der BRD die Lohnfrage 
umschiffen zu können, ist hoffnungs­
los naiv. Fällt der Lohnstandard, so 
fällt alles andere mit.
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Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

Wahlrecht für 
Ausländer abgelehnt 

Eine Klage des 1<) Jahre in 
Hannover lebenden Türken 
Atalay, Mitglied des DGB- 
Vorstands Hannover, hat das 
Verwaltungsgericht abgewie­
sen. Eine Verletzung des 
Gleichheitsgrundsatzes durch 
§34 der Niedersächsischen Ge­
meindeordnung, der Auslän­
der vom Kommunalwahlrecht 
ausschließt, sieht das Gericht 
nicht, da der §34 all jene mit 
einbeziehe, die nicht wie Ata­
lay selbst voll integriert und 
damit als gleichberechtigt an­
zusehen sind. Die Notwendig­
keit der Gesetzlockerung für 
Personen wie Atalay ist im Ur­
teil selbst angelegt. Bleibt ab­
zuwarten, wie die nächste In­
stanz entscheidet.

18,7% für Thatcher, 
7% für Angestellte

Einen einwöchigen Vollstreik 
planen die Gewerkschaften der 
britischen Regierungsbeschäf­
tigten für Anfang Juni. Die 
Entschlossenheit, die bisheri­
gen Warn- und Teilstreiks 
(z.B. bei den Fluglotsen) aus­
zuweiten, wurden durch eine 
Regierungserklärung in der 
vorletzten Woche gestärkt: Die 
Regierung gab sich selbst und 

Über 25000 Beschäftigte des öffentlichen Dienstes in Belgien, 
darunter auch Angehörige der Polizei und der Reichswache, de­
monstrierten am 16.5. auf Aufruf der Gewerkschaften durch 
Brüssel. Sie wenden sich vor allem gegen die Absicht der Regie­
rung, die Pensionen im öffentlichen Dienst zu kürzen. Danach 
sollen die Beschäftigten, statt wie bisher 75% des Lohns auf Basis 
der letzten fünf Jahre, 75% auf Basis aller Beschäftigungsjahre 
als Pension erhalten. Zum zweiten wenden sie sich gegen die Re­
gierungspläne, den Lohn durch Außerkraftsetzung bzw. Ein­
schränkung der Indexierung noch weiter zu senken. Ohnehin ha­
ben die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes seit sieben Jahren 
keine tarifliche Lohnerhöhung mehr erhalten. Drittens fordern 
sie die feste Einstellung auch der 200000 im öffentlichen Dienst, 
die, da ohne Arbeitsvertrag, bisher jederzeit gekündigt werden 
können. Stattdessen will der Dienstherr Entlassungen im öffentli­
chen Dienst durch ein neues Statut erleichtern.

In Leer (Ostfriesland) besetz­
ten am 12.5.1981 1500 Be­
schäftigte des dortigen Olym­
pia-Werks, der Maschinenfa­
brik Cramer und andere Me­
tallarbeiter das Rathaus, nach­
dem sie eine Straßenkreuzung 
in der Innenstadt besetzt hat­
ten. Die Aktionen richteten 
sich gegen den Plan von AEG, 
750 Beschäftigte des Olympia- 
Werkes zu entlassen. Der IG- 
Metall-Bevollmächtigte Bollen 
warnte Konzernleitung und 
Politiker davor, die Region 
zum Armenhaus verkommen 
zu lassen. Der Bürgermeister 
sicherte eine Ratssondersit­
zung für den 22.5. zu.

den Parlamentsabgeordneten 
Gehaltserhöhungen von
18,7%. Außerdem wird der 
Sold der britischen Berufsar­
mee um 7,3% erhöht. Für die 
530000 Regierungsangestellten 
aber, von denen ein Drittel so­
gar bei der Armee bzw. im 
Verteidigungsministerium an­
gestellt ist, bietet die Regierung 
weiterhin nur 7% Lohnerhö­
hung. Die Gewerkschaften 
fordern 15% und führen jetzt 
in der zwölften Woche Streik­
aktionen gegen das Angebot 
durch. Die Flughäfen, Muni­
tionswerke und Radarstatio­
nen sind bevorzugte Streikzie­
le.

Frankreich: Streik 
der Seeleute

Cannes. Vom 13. bis 15. Mai 
haben die Beschäftigten der 
französischen Marine ge­
streikt. Sie wurden unterstützt 
von Besatzungen der Fischerei­
flotte, der Fähren und den Ha­
fenarbeitern. Der Fährverkehr 
nach Korsika, Großbritannien 
und Irland kam zum Erliegen. 
Die Gewerkschaft CFDT hatte 
am 7. April zu dem Streik auf­
gerufen, um gegen die beab­
sichtigte Kürzung der Pensio­
nen für die Seeleute um rund 
40% zu protestieren. Zuvor 
waren drei Verhandlungen mit 
dem Transportminister ge­
scheitert. Für den Streik spra­
chen sich die Besatzungen von 
138 Kampfschiffen aus. 27 
stimmten dagegen. Die beab­
sichtigte Pensionskürzung 
wird damit begründet, daß die 
Rentenkasse leer sei, weil 
77000 Beschäftigten 105000 
Rentner gegenüberstehen, für 
die Zahlungen fällig sind. Die 
durchschnittliche Pension liegt 
zur Zeit bei 910 DM im Mo­
nat. Die CFDT fordert, daß 
die neue Regierung die Pensio­
nen gesetzlich absichert.

Die DAG spaltet bei 
Lohntarifabschlüssen

Der diesjährige Tarifkampf 
sollte nach den Vorstellungen 
der HBV dazu führen, endlich 
dem Ziel, die Lohn- und Ge­
haltsgruppen im Handel denen 
der Industrie mehr anzuglei­
chen, näherzukommen. In 
Bayern stellte die Gewerk­
schaft für den Groß- und den 
Buchhandel eine Forderung 
von mindestens 9,5%, minde­
stens 160 DM auf, im Einzel­
handel liegt die Forderung für 
die einzelnen Gehaltsgruppen 
zwischen 165 und 240 DM. Die 
DAG machte bis jetzt der 
HBV sowohl beim Buchhandel 

als auch beim Großhandel ei­
nen Strich durch die Rech­
nung: Sie schloß für den Buch­
handel unter 5% und beim 
Großhandel um die 5% ab. Im 
Buchhandel liegt jetzt auch ein 
Abschluß der HBV vor 
(5,4%), der unter dem Druck 
des Abschlusses durch die 
DAG zustandegekommen ist. 
Der Abschluß der DAG im 
Großhandel: Bei den Gehalts­
gruppen II und III 5,3% und 
bei I, IV, V und VI jeweils 
4,8%. Im Einzelhandel liegt 
von den Kapitalisten bis jetzt 
ein Angebot von ca. 4% vor, 
die Verhandlungen sollen am 
27. Mai weitergeführt werden. 
Auf das Angebot der Bankka­
pitalisten von 4,8% wurden in 
einigen Städten der BRD 
Warnstreiks von der HBV 
durchgeführt, die mindestens 
einen Teuerungsausgleich will. 
Die DAG schloß dabei ab.

Banken: Lage nach 
4,8% DAG-Abschluß

Sollen sich die Bankangestell­
ten Lohnabschlüsse von den 
Bankkapitalisten mittels DAG 
diktieren lassen? Müssen sie ei­
ne Lohnsenkung um weitere 
0,1% hinnehmen, wo ihr 
Durchschnittslohn schon um 
200 DM unter dem der Versi­
cherungsangestellten liegt? 
Sollen sie auf Freischichten im 
2-Schichtbetrieb verzichten? 
Keine Maßregelungsklausel? 
Die Große Tarifkommission 
der HBV berät am 22. Mai 
weitere Aktivitäten auf der 
Grundlage einer Befragung der 
Beschäftigten. Die Tarifkonfe­
renz der Ortsverwaltung 
Frankfurt hat wie die Vertrau­
ensleutevollversammlung 
Saarland die Fortführung des 
Lohnkampfs gefordert. Der­
zeit sind ca. 60000 der 315000 
Bankangestellten in der HBV 
organisiert, 30000 in der 
DAG.
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Niedersachsen
Statt Kindergartenplätzen - 
Babyprämie
Die niedersächsische Landesregierung 
hat angekündigt, in diesem Jahr zu­
sätzliche 86 Mio. DM für die Förde­
rung der Familie auszugeben; im näch­
sten Jahr sollen es 120 Mio. DM sein. 
Drei Maßnahmen verbergen sich hinter 
diesem Millionen bet rag, der 0,8% 
bzw. 1,1% des niedersächsischen 
Lohnsteueraufkommens ausmacht.
- Erstens sollen Familien mit einem 
Familieneinkommen unter 36000 DM 
und alleinstehende Mütter mit einem 
Einkommen unter 24000 DM ab Okto­
ber 81 für die Geburt eines Kindes mit 
einem Tausendmarkschein ausgezeich­
net werden. Wegen der Einkommens­
grenzen wird diese Regelung bei etwa 
der Hälfte aller Geburten zur Anwen­
dung kommen.
- Zweitens sollen Familien und allein­
stehend Erziehende - bis zu denselben 
Einkommensgrenzen - zwischen 30 
und 50 DM Zuschuß pro Schuljahr für 
die Beschaffung von Schulbüchern er­
halten.
- Drittens wird für jedes fünf- und 
sechsjährige Kind die Gebühr für den 
Kindergarten erstattet, soweit sie 10 
DM übersteigt.

Dieses Programm — von der Lan­
desregierung als warmer Geldregen für 
die Familie ausgegeben - ist in Wirk­
lichkeit eine erneute Ablehnung von 
Forderungen, die die Gewerkschaften 
zur Frage der Kindererziehung und der 
Ausbildung erheben.

Die Lernmittel/rezTiezr wird durch 
dieses Programm erneut abgelehnt. 
Die angekündigte Lernmittel/zz7/e ist 
so erbärmlich, daß Albrecht damit so­
gar unter seinen christdemokratischen 
Amtskollegen als Geizkragen dasteht.

Genausowenig ist der 1000-DM-Ba­
byscheck eine großzügige Geste. Man 
tut gut, ihn daran zu messen, was die 
Landesregierung den Familien vorent­
hält. Das ,,Landesentwicklungspro­
gramm Niedersachsen 1985“ (Stand 
Sommer 1973) gibt als Zielvorgabe an: 
Es ,,sollen für 70% der Drei- und Vier­
jährigen ab 1980 Plätze in Kindergär­
ten und für 85% der Fünfjährigen bis 
1980 und für 100% bis 1985 Plätze in 
Kindergärten oder Vorklassen bereit­
gestellt werden“. Die Erfüllung dieser 
Zielvorgabe würde heute 159500 Kin­
dergartenplätze erfordern; vorhanden 
sind aber ganze 118000. Seit Albrechts 
Regierungsantritt im Jahre 1976 ist in 
Niedersachsen kein einziger Kindergar­
tenplatz neu geschaffen worden. Ge­
genwärtig fördert die Landesregierung 

jeden vorhandenen Kindergartenplatz 
mit 940 DM jährlich. Durch Unter- 
schreitung der Zielvorgabe des Landes­
entwicklungsprogramms um 41500 
Plätze spart die Landesregierung somit 
39 Mio. DM in diesem Jahr. Für den 
Babyscheck veranschlagt die Landesre­
gierung einen jährlichen Kostenauf­
wand von 40 Mio. DM.

Babyscheck statt Kindergartenplätze, 
das ist das Programm, das Albrecht 
diktieren will. Mit 1000 DM die Ver­
wehrung eines Kindergartenplatzes 
ausgleichen zu wollen, ist unverfroren. 
Durch Nacht- und Schichtarbeit, 
durch Einbeziehung der Frau in die 
Produktion oder die vielbeschworene 
Mobilität der Arbeitskraft werden die 
Arbeiterfamilien auseinandergerissen, 
und sie sind deshalb auf öffentliche 
Einrichtungen zur Erziehung der Kin­
der angewiesen. Die Arbeitskraft, die 
die Eltern unter diesen Bedingungen 
anstelle der Kindergärtnerin für die 
Kindererziehung aufbringen müssen, 
weil kein Kindergartenplatz zur Verfü­
gung gestellt wird, ist nicht mit einem 
Tausendmarkschein abzutun.

„Wenn’s wegen Krisen fröstelt, 
dann bekommt das Wort Familie für 
die Konservativen wieder etwas Wär­
mendes“, so kritisierte Gisela Kessler, 
Frauensekretärin der IG DruPa auf 
dem letztjährigen Gewerkschaftstag 
diese Strickart christdemokratischer 
Familienpolitik. Stärkung und Förde­
rung der Familie, das ist die christlich­
reaktionäre Umschreibung für den Ab­
bau öffentlicher Einrichtungen und 
das Aufbürden neuer Lasten auf den 
Rücken der Arbeiterklasse.

SKF Schweinfurt
Streik gegen Einführung 
der dritten Schicht

Schweinfurt. Am 13.4. streikten ca. 
300 Arbeiter aus dem Werk III von 
SKF Schweinfurt eine Stunde lang und 
sandten eine Delegation zum Verwal­
tungshochhaus. Mit ihrem Streik ant­
worteten die Arbeiter auf eine Provo­
kation des Vorsitzenden der Geschäfts­
leitung Westphal. Westphal war in der 
vorangegangenen Woche trotz Einla­
dung nicht auf einer Abteilungsver­
sammlung erschienen, auf der er Stel­
lung beziehen sollte zu den Forderun­
gen, die der Betriebsrat bezüglich der

16000 Schweinfurter Metaller bei 
Warnstreik, Sternmarsch und Kundge­
bung am 6.4. - die größte Streikak­
tion seit 1954. Bei SKF, wie schon seit 
1977, bei FAG Kugelfischer, wie be­
reits 1980, werden die 4,9% nur auf 
den Tariflohn bezahlt. Nur bei 
Fichtel & Sachs konnte die effektive 
Auszahlung durchgesetzt werden.

Einführung der Drei-Schicht-Arbeit 
aufgestellt hatte. (Vergl. Politische Be­
richte Nr. 5/81)

Nachdem die Geschäftsleitung zu­
nächst für 400 Arbeiter die dritte 
Schicht neu einführen wollte, hatte der 
Betriebsrat der Einführung der Schicht 
für 60 Arbeiter vorbehaltlich der Be­
dingung zugestimmt, daß bis Ende 
März die Geschäftsleitung auf folgen­
de Forderungen des Betriebsrates ein­
geht: Arbeitsplatzsicherung im Zusam­
menhang mit geplanten Rationalisie­
rungen bis 1985, Aufstockung des 
Kurzarbeitergeldes auf vollen Lohn 
und ein Investitionsprogramm bis En­
de des Jahres, das bis ca. April näch­
sten Jahres Überstunden in einzelnen 
Produktionsbereichen und die vor kur­
zem begonnene dritte Schicht beseiti­
gen soll.

Die SKF-Geschäftsleitung hat diesen 
gesetzten Termin ohne Kommentar 
verstreichen lassen. Daraufhin hat der 
Betriebsrat seine Zustimmung zur drit­
ten Schicht zurückgezogen.

Westphal hat den Streik der SKF- 
Arbeiter dadurch provoziert, daß er 
unmittelbar nach der Abteilungsver­
sammlung, wo er nicht erschienen war, 
erklärt hat, daß er in Zukunft keine 
Abteilungsversammlung mehr dulden 
werde und in dieser Sache keine Ver­
handlungen mehr mit dem Betriebsrat 
führen werde. Die Delegation der strei­
kenden Arbeiter überbrachte am 13.4. 
das Ultimatum, daß Westphal am fol­
genden Tag auf einer Abteilungsver­
sammlung erscheinen soll. Sie legte ei­
nen Fragenkatalog vor, der neben den 
Forderungen zur dritten Schicht die 
Offenlegung geplanter Investitionen 
und Verlagerungen von Produktions-
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bereichen in andere Werke, insbeson­
dere in das neuerrichtete in Singapur, 
beinhaltete. Bei SKF ist die Rede da­
von, daß im Zusammenhang mit den 
geplanten yerlagerungen ca. 500 Ar­
beiter wegrätionalisiert werden sollen.

Tags darauf mußte Westphal aus sei­
nem Auslandsurlaub zurückkehren 
und auf der Abteilungsversammlung 
erscheinen. Dort konnte er nur be­

Graubremse Heidelberg
Kampf um günstigere Betriebs­
vereinbarungen
Heidelberg. Seit 31.12.80 hat der Kapi­
talist Grau die betriebliche Arbeitszeit- 
Regelung gekündigt. Für etwa 300 
(77%) der ca. 390 gewerblichen Be­
schäftigten im Stammwerk Heidelberg 
der Graubremse beträgt sie laut 
Schicht-Betriebsvereinbarung acht 
Stunden einschließlich drei bezahlter 
Pausen von zweimal 20 und einmal 30 
Minuten. Über die Einstellung der 
Nachtschicht will Grau für die 1. und

Seit den 60er Jahren ist die für einen Mittelbetrieb als kampfstark bekannte 
Graubremse-Belegschaft in Tarifstreiks einbezogen. In mehreren erfolgreichen 
innerbetrieblichen Streiks konnten vorteilhafte Betriebsvereinbarungen zu höhe­
ren Leistungszulagen, Fahrtzuschuß, Arbeitszeitverkürzung erreicht werden. 
Bild: Streikposten im Lohntarifstreik Frühjahr 1978.

2. Schicht die Bezahlung der Mittags­
pause streichen und so zu 8/2 Stun­
den kommen.

Ebenso sollen die 1 DM pro Stunde 
,, frei willige“ Nachtzulage ab 19 Uhr 
und der betriebliche Fahrtkostenzu­
schuß weg (für Entfernungen um 25 
km wie Mannheim 132 DM im Monat). 
Eine Kantinenessenserhöhung von 1,50 
auf 2 DM ist beantragt. 28 Arbeiter ab 
59 Jahren sollen mit 15000 DM früh- 
verrentet werden. Seit 27.2. ist ein Tag 
pro Woche Kurzarbeit, im Zweigwerk 
Regensburg zwei Tage. Der Betriebs­
rat in Heidelberg hat nur zugestimmt 
unter der Bedingung, daß sie auf drei 

schwichtigen und keine konkreten 
Auskünfte erteilen. Jedoch mußte er 
sich bereit erklären, mit dem Betriebs­
rat neu über die dritten Schicht zu ver­
handeln. Sollte es bei diesen Verhand­
lungen zu keiner Einigung kommen, 
hat der Betriebsrat angekündigt, zur 
Einigungsstelle und vor das Arbeitsge­
richt zu gehen. Die Verhandlungen 
dauern an.

Monate befristet wird und Grau allen 
unter 2000 DM Brutto-Monatsver­
dienst den Unterschied zwischen Kurz­
arbeitergeld und vollem Nettolohn aus­
gleicht. Am 13.5. haben die Kapitali­
sten für Heidelberg Verlängerung der 
Kurzarbeit und zusätzlich 29 Entlas­
sungen (4,6%) verlangt.
Die eingangs genannte, in der Metall­
verarbeitung wohl einmalige Betriebs­
vereinbarung konnte die Belegschaft

1976 erstreiken. Damals hatte Grau ei­
ne Steigerung des Umsatzes pro Be­
schäftigten um 25,9% zu verzeichnen 
und wollte von Zwei- auf Dreischicht­
betrieb. Ungefähr ein Drittel der 300 
unter die Vereinbarung fallenden Ar­
beiter muß Schicht schaffen, davon 
Dreierschicht momentan 13 Mann. 
Rund 220 (73%) arbeiten Akkord, ca 
70 (23%) Akkord und Schicht. 200 
schaffen also ständig von 6.30 bis 
14.30 Uhr, 80 im Zeitlohn und 50 so­
wohl nur in der ersten Schicht als auch 
im Zeitlohn.

Tariflich ist nur für Dreischicht-Ar­
beiter im Akkord diese reine Arbeits­

zeit von 6 Stunden und 50 Minuten ge­
sichert.

Die Graubremse mit insgesamt rund 
900 Beschäftigten ist Bremsen- und 
Zuggabel-Zulieferer für die Nutzfahr­
zeugindustrie. Nach einem Rekord von 
82 Mio. DM und 40 Neueinstellungen 
1979 ist der Umsatz 1980 auf 81 Mio. 
DM gesunken. Derzeit hocken die Ka­
pitalisten auf 26 Mio. DM Lagerbe­
stand und laufen Gefahr, gegenüber 
ihren Konkurrenten Knorr, Westing- 
house, Bosch weiteren Boden zu verlie­
ren. Im 1. Quartal 81 soll der Umsatz 
nochmals um 7,7% gefallen sein. Auf­
tragseingang und -bestand seien um 20 
bzw. 29,2% niedriger als im Vorjahr. 
Klöckner wolle z.B. 1981 5000 LKW 
weniger bauen.

Den immer stärkeren Druck, den 
Abnehmer wie MAN, IVECO, KHD 
ausüben, versucht der Kapitalist Grau 
auf die Belegschaft abzuwälzen. Die 
Banken würden ihm Ende des Jahres 
die Kredite versagen, falls er nicht 
,»unpopuläre Maßnahmen“ ergreife: 1 
„Für betriebliche Vergünstigungen ist 
kein Spielraum mehr!“

Die 4,9%-Tariferhöhung hat Grau, 
abgesehen in Bezug auf die 1 DM be­
triebliche Nachtzulage, ins Effektive 
überwälzen müssen. Obwohl mit den 
durchschnittlich je 22,5% Leistungszu­
lagen in den Zeitlohngruppen II bis VI 
bzw. VII bis XII diese um 6,5% über 
Tarif liegen und auch zu 2,2 bzw. 0,4% 
ausdrücklich „freiwillig“ sind. Durch 
die Kurzarbeit jedoch Nettolohnverlu­
ste z.B. im März von bis zu 172 DM 
(Dreierschicht, Steuerklasse III/2) ent­
standen. Auch die Tarif-Nachzahlung 
für Februar/März betrug statt 320 nur 
282 DM brutto. Bei direkter Fortset­
zung würde analog Lohnfortzahlungs­
gesetz das Kurzarbeitergeld weiterhin 
wie bisher auf den alten Lohn 1980 be­
rechnet. Der Betriebsrat fordert des- / 
halb vier Wochen Kurzarbeitsunterbre­
chung oder Nettolohnausgleich zum 
entsprechenden Kurzarbeitergeld bei 
um 4,9% erhöhten Löhnen. Entlassun­
gen lehnt er völlig ab. 1 DM Zulage ab 
19 Uhr und Fahrtzuschuß sollen blei­
ben.

Bei der Arbeitszeit hofft er bis zu ei­
ner besseren tariflichen Regelung die 
bisherige Vereinbarung zumindest für 
die 2. Schicht halten, bzw. bei Beibe­
haltung der Nachtschicht deren Ver­
kürzung auf sieben Stunden erreichen 
zu können. Durch die Kurzarbeit ist 
die Arbeitszeit um 16% verkürzt. 
„Mindestens 10%“ sind auch laut Ar­
beitsförderungsgesetz Voraussetzung, 
damit die Kapitalisten Kurzarbeiter­
geld aus der Arbeitslosenversicherung 
kassieren können.

Da andererseits die geplante Ände­
rung der Arbeitszeit diese in der Grau­
bremse um 7,3% verlängern würde, 
haben die Kapitalisten Probleme. Am 
20.5. soll erneut verhandelt werden.
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Datenverarbeitung
Ernüchterung bei 
Versicherungen

Nordrhein- Westfalen, Es ist schon bei­
nahe verdächtig, wie bereitwillig die 
Versicherungskapitalisten der überpro­
portionalen Erhöhung der Tarifgrup­
pen I bis IV (9,5%) zugestimmt haben. 
Immerhin befinden sich in TG IV die 
Masse der gelernten Versicherungs­
kaufleute. Und immerhin haben sich 
ihre Klassenkameraden von Gesamt­
metall heftig der stärkeren Anhebung 
der unteren Lohngruppen widersetzt. 
Sicherlich ein Erfolg für die Hart­
näckigkeit der HBV, die seit Jahren ei­
ne Tarifpolitik auf Verdichtung der 
Gehaltsstruktur hin betreibt, ist der 
neue Tarif zugleich auch Ergebnis der 
Bewegung auf dem Arbeitsmarkt. Der 
Bedarf der Versicherungskapitalisten 
an Versicherungsfachleuten und quali­
fiziertem Hilfspersonal ist in der der­
zeitigen Phase des Aufbaus von Daten­
banken groß.

Mit Zähnen und Klauen wehren sie 
sich daher gegen ,,irreparable Korrek­
turen“ der Gehaltsstruktur, wie die 
von der HBV geforderte, aber nicht 
durchgesetzte Streichung der TG I 
(0,9% der Beschäftigten).

Sie wollen freie Hand haben, um die 
Gehälter langfristig und auf Dauer 
deutlich zu drücken mittels der jeweili­
gen Ein-, Um- oder Abgruppierung. 
Die Versicherungskapitalisten haben 
gerade jetzt - im Zuge der allenthal­
ben stattfindenden Arbeiten zum Jah­
resabschluß ’80 - entdeckt, daß die 
Kostenersparnis durch die computer­
unterstützte Sachbearbeitung längst 
nicht so kostensenkend profiterhöhend 

» ist wie erhofft.
Die Kosten für die eigentliche Ma­

schinerie sind zwar weniger hoch, hor­
rend aber im Bereich Programmie­
rung, Betreuung der Programme und 
Wartung. Nach ihrem „Das-papierlo- 
se-Büro“-Rausch und der Hymne 
,,Bildschirm, Bildschirm über alles!“ 
hat man in den Vorstandsstäben jetzt 
einen dicken Kopf.

Verkatert bemerkt das Zentralorgan 
,,Versicherungswirtschaft*‘: ,»Produk­
tivität und Kosten einer computerge­
stützten Vertragsverwaltung scheinen 
demnach mit zunehmender Technisie­
rung des Arbeitsplatzes und nach Er­
reichen einer bestimmten Qualität der 
Verarbeitungsprogramme in eine 
Grauzone zu geraten.

Ob sich an dieser Stelle bereits die 
Grenzen einer Rationalisierung in der 
Vertragsverwaltung abzeichnen, weil 
die Substitution menschlicher Arbeits­
kraft durch die Maschine nicht mehr 
zu einer Kostenverringerung, sondern 

zu einer Kostenverlagerung führt, ist 
offen“ (VW 7/81).

Die innerbetriebliche Kosten-Nut­
zen-Rechnung bei Schaffung elf neuer 
Bildschirmarbeitsplätze bei einer Köl­
ner Versicherungsgesellschaft weist 
erst nach anderthalb Jahren eine Ko­
stenersparnis aus. Sie beträgt rd. 40000 
DM.

Justiz
Urteil im Böse-Prozeß 
gesprochen

Freiburg, Am Freitag, dem 8. Mai, 
fand vor dem Freiburger Landgericht 
die Urteilsverkündung gegen den Kran­
kenpfleger R. Böse statt. Reinhard Bö­
se wurde wegen Körperverletzung mit 
Todesfolge in sieben Fällen zu sieben 
Jahren Freiheitsstrafe und lebenslan­
gem Berufsverbot verurteilt. Der Haft­
befehl wurde aufgehoben.

Einen Tag später schreibt die ,,Badi­
sche Zeitung“ (BZ) unter der Über­
schrift ,, Überzeugendes Urteil“: 
,,Körperverletzung mit Todesfolge, 
das ist, wenn man davon ausgeht, daß 
Böse ,es‘ war, eine einleuchtende Wer­
tung ... deshalb ist dieses Urteil auch 
für ihn annehmbar, weil es ihm, trotz 
aller schrecklichen Folgen, gute Motive 
zubilligt ... Er könnte mit ihr (der Ur­
teilsbegründung, d.Verf.) leben“.

Der Schreiberling der BZ drückt den 
Sachverhalt vorsichtig aus. Tatsächlich 
ist es dem Gericht im zweiten Verfah­
ren genausowenig wie im ersten gelun­
gen nachzuweisen, daß R. Böse die 
Herzmittel gespritzt hat. Vielmehr 
wurde im Prozeß deutlich, daß die Zu­
stände im Rheinfeldener Krankenhaus 
- so gab es z.B. keinen festangestell­
ten Anästhesisten am Krankenhaus, 
keinen Stationsarzt für die Intensivsta­
tion usw. usf. - für die Todesfälle ver­
antwortlich sind.

Der Auftrag des BGH an das Land­
gericht Freiburg lautete: Juristischer 
Flankenschutz für die Kostendämp­
fung in den Krankenhäusern, Aburtei­
lung Böses. Und das Gericht kam die­
sem Auftrag mit der Verurteilung R. 
Böses wegen Körperverletzung mit To­
desfolge nach. Aburteilung wegen vor­
sätzlicher Tötung war nicht mehr mög­
lich, da Böse aufgrund zahlreicher 
Zeugenaussagen, Patienten wie Schwe­
stern, immer alles in seinen Kräften 
Stehende getan hatte, um trotz übelster 
Bedingungen den Patienten zu helfen.

Die Körperverletzung mit Todesfol­
ge beruht auf einer eigenartigen Be­
gründung. Hinsichtlich der Körperver­
letzung hatte der Richter bedingten 
Vorsatz angenommen - „Böse habe 
nur die giftigen Nebenwirkungen der 

Überdosen in Kauf genommen“ — 
und hinsichtlich der Todesfolge be­
wußte Fahrlässigkeit, was heißt, daß 
Böse nur die Verwirklichung der To­
desfolge als Gefahr seines Handelns er­
kannte, wohl aber auf das Ausbleiben 
dieser Folge vertraute.

Jemandem helfen wollen, ihm aber 
vorsätzlich Vergiftungen beibringen, 
den Tod verhindern wollen, ihn aber 
als Folge seines Handelns ins Auge fas­
sen und lediglich auf sein Ausbleiben 
vertrauen, das sind unlösbare Wider­
sprüche in der Urteilsbegründung. Bö­
se hat erklärt, daß er dieses Urteil nicht 
annimmt und Revision einlegt.

Brokdorf-Demonstration
Ermittlung gegen
Landtagsabgeordnete

Baden-Württemberg. Der Landrat des 
Kreises Steinburg in Itzehoe kündigte 
den vier baden-württembergischen 
Landtagsabgeordneten Elsbeth Mor- 
do, Hans-Dietrich Erichsen, Helgo 
Bran und Wolf-Dieter Hasenclever mit 
Schreiben vom 23.4.81 ein Ermitt­
lungsverfahren wegen Verstoßes gegen 
das Versammlungsgesetz an. Sie hatten 
sich, wie die Tageszeitung in Wilster 
dies damals namentlich vermerkte, an 
der Demonstration gegen den Bau des 
Kernkraftwerkes Brokdorf am 28.2.81 
beteiligt. Bekannt ist auch, daß schon 
mehrere Demonstrationsteilnehmer 
Bußgeldbescheide erhalten haben.

Mit Verfahren und Bußgeldbeschei­
den die Kosten der Auswirkungen des 
gigantischen Polizeiaufgebotes auf 
Einzelne abzuwälzen, um spürbar zu 
machen, was das persönliche Risiko, 
an einer verbotenen Demonstration 
teilzunehmen, kostet, das ist eine Seite. 
Eine andere ist, daß es der Reaktion 
insbesondere behagt, Parlamentsver­
tretern den Prozeß zu machen, die aus­
drücklich in Opposition zu den bürger­
lichen Parteien gewählt wurden. Zu 
Recht verweisen die vier Abgeordneten 
in ihrer Stellungnahme darauf, daß die 
Teilnahme an der Demonstration in 
Brokdorf in Ausübung ihres politi­
schen Mandates geschah, das sie durch 
240000 „grüne“ Stimmen erhalten ha­
ben. „Wir sind angetreten, den Aus­
bau der Atomkraft mit allen uns zur 
Verfügung stehenden demokratischen 
Mitteln zu verhindern.“ Sie fordern 
den Landrat auf, alle Verfahren sofort 
einzustellen und bereits erlassene Buß­
geldbescheide zurückzunehmen.

Inzwischen haben sie Schützenhilfe 
von einem anderen Landtagsmitglied, 
dem Stuttgarter SPD-Abgeordneten Jo 
Schröder erhalten, der beim Landrats­
amt Steinburg Selbstanzeige erstattet 
hat.
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Medizin im Gefängnis
„Der Gefangene hat die Behandlung 
durch den Anstaltsarzt zu dulden“
Am 27. November 1979 entlud sich die 
Wut der Gefangenen aus dem West­
berliner Frauengefängnis Lehrter Stra­
ße. Es kam zu einer Auseinanderset­
zung mit Wärtern, wo auch Eier und 
Obst geflogen sein sollen. Der Senat 
ließ diesen Auf stand mit Unterstüt­
zung von 20 Polizisten unterdrücken. 
Unmittelbarer Anlaß war, daß sich 
nicht um die starken Zahnschmerzen 
einer Gefangenen gekümmert wurde. 
Zum Ausbruch kam die Wut über die 
allgemein elenden Gefängnisverhält­
nisse und vor allem die völlig mangel­
hafte ärztliche Versorgung. So gibt es 
nach dem Bericht einer Gefangenen 
nachts überhaupt keinen Arzt. Wird 
eine Gefangene krank, läßt sich eine 
Beamtin telefonisch von dem Arzt aus

Interview mit höheren 
Gefängnisbeamten
Reporter: Herr Höflich, Sie sind Di­
rektor der Frauenhaftanstalt in der 
Lehrter Straße, und in Ihrem Ge­
fängnis sitzen einige der Angeklagten 
in dem Prozeß ein ... Und eine der 
Frauen wollte uns ein Interview ge­
ben, oder auch alle drei wären dazu 
bereit gewesen ... Nun meinen Sie 
aber doch, das ginge nicht. Warum? 
Anstaltsleiter Höflich: Meine Ein­
schätzung sieht so aus: die Frauen 
haben sich hier ... auf eine Weise 
mit der hiesigen Situation auseinan­
dergesetzt, auch sehr handgreiflich 
auseinander gesetzt, die, glaube ich, 
kein Mensch akzeptieren kann. Ich 
bemerke, daß die Frauen von einer 
Reihe von Menschen zur Zeit eine 
Rolle zugeschrieben bekommen, die 
ihnen, so meine ich jedenfalls, scha­
det. Sie werden sozusagen ... zu mo­
dernen Robin Hoods hier aufgebaut, 
die sich zu Recht, so wie sie sich ver­
halten, verhalten. Und das ist, was 
ich so nicht dulden kann.
Reporter: Sie haben in Ihrer Verneh­
mung vor Gericht gesagt, der Vor­
gang, um den es da ging, sei ein völlig 
irrationaler, chaotischer und im 
Grunde damit auch unerklärlicher 
Vorgang gewesen, eine Eruption so­
zusagen. Während die Angeklagten 
und ihre Anwälte meinen, daß es 
sich dabei um eine gar nicht erstaun­
liche Folge der hier herrschenden Zu­
stände handelt.
Höflich: Völlig irrational und chao­

dem Gefängnis Moabit beraten, meist 
gibt es dann Beruhigungstabletten, wie 
Neurocil. Geändert worden ist seither 
nichts. Stattdessen sollen jetzt zehn 
Frauen wegen Gefangenenmeuterei mit 
mindestens drei Monaten Gefängnis 
abgestraft werden. Der Prozeß läuft 
noch.

Die medizinische Versorgung von 
Gefangenen ist nach Berichten überall 
ähnlich schlecht, aus allen Gefängnis­
sen wird über ständige Verabreichung 
starker Beruhigungsmittel berichtet. 
Nach dem Strafvollzugsgesetz von 
1977 wird bei den Gefangenen auch die 
medizinische Versorgung durch Zwang 
bestimmt. Behandelt wird durch in den 
Gefängnissen angestellte oder durch 

tisch war der Vorgang an sich, so wie 
er sich abgespielt hat ... Unerklärli­
che Ursachen meine ich allerdings 
nicht ... Man müßte miteinbezie­
hen, daß die Frauen hier in der An­
stalt auch in sehr starkem Maße er­
muntert werden ... sich zu wehren, 
wie man so sagt, und das verstehen 
sie offensichtlich auch so, daß sie 
sich also auch ganz handgreiflich 
wehren. Wir erleben also auch die 
Einflüsse, die hier in die Anstalt hin­
eingehen. Und das alles führt natür­
lich dann auch hier zu einer Ver­
schärfung und zu einer wachsenden 
Konfrontationsbereitschaft auch der 
Frauen.
Reporter: Herr Jetschmann, im Ge­
fängnis stehen Wachpersonal und 
Gefangene auf verschiedenen Seiten, 
aber gibt es nicht auch eine Form von 
Solidarität, daß sie gemeinsam For­
derungen vertreten müßten gegen­
über der Justizverwaltung und dem 
Finanzsenator?
Jetschmann, Vorsitzender des Ver­
bandes der Justizvollzugsbedienste­
ten Berlin: Das ist sicher richtig, daß 
es gemeinsame Ansätze gibt. Ge­
meinsame Ansätze, daß ausreichend 
Haftplätze vorhanden sind; gemein­
same Ansätze auch, was die innere 
Gestaltung des Vollzuges angeht. Da­
mit meine ich konkret die Verwirkli­
chung des Strafvollzugsgesetzes.

(Aus der Fernsehsendung des NDR 3 ,,Hinter­
gründe einer .Meuterei* im Berliner Frauenge­
fängnis“, Sendung vom 26.4.1981) 

Vertragsärzte. Nach §101 ist bei Le­
bensgefahr oder schwerwiegender Ge­
fahr für die Gesundheit des Gefange­
nen oder anderer Personen zwangswei­
se Behandlung zulässig, z.B. zwangs­
weise Spritzen von Beruhigungsmitteln 
oder Zwangsernährung.

Gefangene haben derzeit kein Recht 
auf einen Arzt ihrer Wahl. Dazu führte 
das Oberlandesgericht München 1979 
aus, „der Strafgefangene hat die Be­
handlung durch den Anstaltsarzt so­
wohl zu beanspruchen als auch zu dul­
den“. Entsprechend soll der Gefange­
ne kein Recht auf Kontrolle der ärztli­
chen Leistung und Diagnose haben. 
Das OLG verweigert ausdrücklich je­
des Einsichtsrecht in die Arztunterla­
gen. Dies würde nur der Ausforschung 
auf Kunstfehler oder Irrtümer dienen, 
die meisten Gefangenen würden dies 
nur zu querulatorischen Beschwerden 
nutzen. Ebenso verneinten Oberlan­
desgericht Hamm und Kammergericht 
Berlin 1978 das Arztwahlrecht. Nach 
diesen Entscheidungen steht es im Be­
lieben des Anstaltsarztes, einen Gefan­
genen an einen Facharzt zu überwei­
sen, durchsetzbar ist dies außer bei of­
fenkundigen ärztlichen Fehlern nicht. 
Selbst bei eigener Kostentragung lehnt 
das Kammergericht das Wahlrecht ab. 
Nach §60 haben Gefangene während 
des Urlaubs auch nur ein Recht auf Be­
handlung durch einen Anstaltsarzt. 
Die für 1981 geplante Eingliederung 
der Gefangenen in die gesetzliche 
Krankenversicherung - diese besteht 
schon in der Arbeitslosenversicherung 
- wurde nicht durchgeführt, sie sollte 
auch nur für die Leistungen, nicht für 
die Rechtslage gelten.

Nach einer Entscheidung des Land­
gerichts Regensburg von 1977 soll der 
Anstaltsarzt medizinisch nicht dem 
Dienstherrn, sondern sich selber veran- 
wortlich sein. Tatsächlich ist unter die­
sen Gefängnisverhältnissen folgender 
Vorfall typisch: Der Vechtaer Gefäng­
nisarzt Dr. Jaksch verweigerte 1980 ei­
ner Gefangenen wegen Spuren von 
Mißhandlung durch Beamte ein Attest 
,,im Hinblick auf die Loyalität dem 
Dienstherrn gegenüber“. Unterwerfen 
sich einzelne Ärzte dem Dienstherrn 
nicht, gibt es eine Vielzahl von Mög­
lichkeiten, ihnen das Leben schwer zu 
machen. Weigern sie sich, medizinische 
Zwangsmaßnahmen nach §101 zu er­
greifen, wird mit Strafverfahren ge­
droht, z.B. wegen fahrlässiger Tötung 
bei Nichtdurchführung von Zwangser­
nährung, wenn der Gefangene stirbt, 
wie gegen die Berliner Ärzte beim gera­
de abgebrochenen Hungerstreik. Not­
wendig sind das Recht auf freie Arzt­
wahl, Einsicht in die Arztunterlagen, 
volle Einbeziehung in die gesetzliche 
Krankenversicherung auf Kosten der 
Staatskasse.
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Widerstand gegen 
Gefängnismedizin
Im Frauengefängnis Lehrter Stra­
ße, Westberlin, stellte sich eine An­
staltsärztin auf die Seite der Gefan­
genen - sie wurde entlassen. Im 
Frauengefängnis Vechta, Nieder­
sachsen, fühlte sich der Anstalts­
arzt ausdrücklich der Anstaltslei­
tung verpflichtet. Er legt jetzt sein 
Amt von sich aus nieder. Im Som­
mer 1980 hatte er einer Gefangenen 
über Verletzungen aus einer Abson­
derungsbehandlung ärztliches At­
test verweigert. Die Gefangenen­
mitverantwortung (GMV) hatte in 
einer Resolution gefordert: soforti­
ge Untersuchung durch einen Arzt 
außerhalb der Anstalt. Die höhni­
sche Antwort der Anstaltsleitung 
war: der Anstaltsarzt sei für die Ge­
fangenen da. In einem früheren 
Fall hatte dieser Arzt einer Gefan­
genen, ebenfalls über Verletzungen 
aus einer Absonderungsbehand­
lung, ein Attest ausgestellt.

Sich krank melden und damit 
von der Arbeit fernbleiben, bedeu­
tete in Vechta automatisch eine Dis­
ziplinarstrafe: totale Freizeitsperre, 
d.i. kein Umschluß mit anderen 
Gefangenen, keine offene Tür. 
Fürsorge nannte das die Anstaltslei­
tung. Wer aber am ,,ruhigen“ 
Donnerstag (d.i. kein Umschluß 
usw.) krank war, erhielt die Frei­
zeitsperre nachträglich am Freitag. 
Der GMV ist es jetzt gelungen, die­
se Sorte Fürsorge abzuschaffen. Ei­
ne Untersuchung über die Nichtbe­
handlung von Erkrankungen und 
Beschwerden über den Anstaltsarzt 
ist von der GMV eingeleitet wor­
den. Wenigstens zwei Gefangene 
haben während eines Urlaubs aus 
der Haft wegen Nichtbehandlung 
Anzeige gegen den Anstaltsarzt er­
stattet. Häufige Ekelallergien der 
Gefangenen zum Beispiel, die sich 
in Juckreiz und Hautausschlägen 
äußern, werden grundsätzlich erst 
mal nicht behandelt und als haftbe­
dingt abgetan. Nur durch Hart­
näckigkeit der Gefangenen werden 
Untersuchungen durchgesetzt. Da­
bei stellte sich in einem Fall heraus, 
daß es die Röteln waren.

Nach dem StVollzG sollen in den 
Arbeitsbetrieben die Arbeitsschutz- 
und Unfallverhütungsvorschriften 
beachtet werden. Vorgetragen von 
der GMV hat sich die Anstaltskon­
ferenz wohl erstmals drei Jahre 
nach Inkrafttreten des Gesetzes da­
mit befassen müssen. Es mußte auf 
Antrag der GMV die Anschaffung 
von unfallsicheren Leitern und jetzt 
auch von ,»Gesundheitsstühlen“ 
zugesagt werden.

I Kündigungsschutz
Arbeitsplatzsicherung 
unzureichend

Hamburg, 1229187 Arbeitern und An­
gestellten, das sind 7,4% der in der pri­
vaten Wirtschaft Beschäftigten, wurde 
1978 von den Kapitalisten gekündigt. 
77% aller Kündigungen wurden gegen­
über Arbeitern ausgesprochen, die 
56% der Gesamtbelegschaft stellten. 
Der Frauenanteil an den Gekündigten 
betrug 43% (38% der Gesamtbeleg­
schaft); der Ausländeranteil 25% (10% 
der Gesamtbelegschaft). 67% der Kün­
digungen werden aus ,,Gründen in der 
Person“, 33% aus ,,betrieblichen“ 
Gründen, z.B. Rationalisierung oder 
Betriebsschließung, ausgesprochen. 
Die angeblich in der Person liegenden 
Gründe sind oft als Folge jahrelanger 
Ausbeutung auszumachen: 63% der 
Gründe sind „leistungs- und eignungs­
bezogen“ und bei 30% wird ,,Krank­
heit“ angegeben. Das sind einige Er­
gebnisse einer vom Max-Planck-Insti­
tut im Auftrag des Ehrenbergministeri­
ums erstellten Studie.

97164 Arbeiter und Angestellte, 8% 
der Gekündigten, haben vor dem Ar­
beitsgericht Klage erhoben. 47% der 
Käger sind un- und angelernte Arbei­
ter. was darauf hindeutet, daß ihre An-

1. Mai-Demonstration in Hamburg.

zahl unter den Gekündigten noch hö­
her liegt. Wegen der auf den ersten 
Blick geringen Zahl der Klagen vor j 
dem Arbeitsgericht hat der ,,Stern“, 
was auch die Studie ein wenig nahelegt, 
eine heftige Attacke gegen die Be- ; 
triebsräte gefahren. Allein 21% der 
von den Kapitalisten Geschaßten aber 
arbeiten in Betrieben mit ein bis fünf 
Beschäftigten, die nicht im Geltungs­
bereich des Kündigungsschutzgesetzes 
liegen. 61% der Kündigungen über­

haupt fallen auf Betriebe unter 50 Be­
schäftigte. Oder: jedem neunten Be­
schäftigten in Betrieben mit weniger als 
50 Arbeitern und Angestellten wurde 
gekündigt; in Betrieben mit mehr als 
2000 Arbeitern kam eine Kündigung 
auf 48 Beschäftigte. In Betrieben mit 
existenten Betriebsräten wurden rund 
40% der Kündigungen ausgesprochen, 
dort arbeiten aber 66% der Lohnab­
hängigen. Aus Betrieben mit mehr als 
50 Beschäftigten wurden knapp 50% 
der Klagen eingereicht. In 38,6% aller 
Kündigungen war der Arbeiter oder 
Angestellte noch keine sechs Monate 
im Betrieb, und dagegen kann ein Be­
triebsrat nur auftreten, wenn sich der 
Kapitalist böse Schnitzer erlaubt.

Der DGB fordert in seinem neuen 
Grundsatzprogramm: „Der Kündi­
gungsschutz muß für alle Arbeitneh­
mer den Arbeitsplatz, die soziale Stel­
lung in Betrieb und Verwaltung und 
den erreichten Lebensstandard si­
chern. Älteren Arbeitnehmern, Behin­
derten und anderen gefährdeten Ar­
beitnehmergruppen ist ein besonderer 
Schutz zu gewähren. Die Arbeitneh­
mer, die einen Kündigungsschutzpro­
zeß führen, müssen während der Dau­
er dieses Prozesses weiterbeschäftigt 
werden.“ Kündigungsschutz für alle 
Lohnabhängigen und die Festlegung, 
bis zum Gerichtsentscheid am Arbeits­
platz verbleiben zu können, ist nötig. 
Nach dem Betriebsverfassungsgesetz 
ist die Möglichkeit weiterzuarbeiten an 
die Existenz eines Betriebsrates gebun­
den. Bei Betrieben unter 20 Beschäftig­
ten gibt es zu mehr als 90% und bei Be­
trieben von 20 bis 50 Beschäftigten zu 
70% keine Betriebsräte. In 3033 Fäl­
len, das sind 16% der von den Be­
triebsräten eingelegten Widersprüche 
gegen ordentliche Kündigungen, wur­
de aus Betriebsratsbetrieben heraus 
Klage gegen ordentliche Kündigungen 
(dagegen richten sich 60% aller Kla­
gen) erhoben. 902 Beschäftigte haben 
vorläufige Weiterbeschäftigung ver­
langt, in nur 522 Fällen konnte das 
auch durchgesetzt werden.

Weil fast alle Gekündigten den Ar- 
| beitsplatz verlassen und sich bis zum 

Prozeßtermin z.B. schon neue Arbeit 
suchen mußten, kommt es in den mei­
sten Fällen zum Vergleich. Bei über 
40% der Klagen beträgt die Abfin­
dungssumme unter 2000 DM. Wer 
nicht in der Gewerkschaft ist, für den 
kann der Prozeß wegen der Anwalts­
kosten leicht zum Prozeßrisiko wer­
den; ein weiterer Grund für die niedri­
ge Klagequote. Bei 14% der Klagen 
kommt es zu Gerichtsurteilen. 9% der 
Kläger kommen tatsächlich - durch 
Vergleich oder Urteil - an den alten 
Arbeitsplatz zurück. Dort werden sie 
von den Kapitalisten oft so nieder­
trächtig behandelt, daß mehr als ein 
Drittel von ihnen kurz darauf dann 
doch gehen bzw. gegangen werden.
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Nordrhein- Westfalen
Haushaltskürzung 
im Schulbereich

Bielefeld. Gegen die Kürzung des Kul- 
tusministeretats im nordrhein-westfäli­
schen Haushalt 1981 protestierten 
Schüler und Lehrer in vielfältigen Ak­
tionen. Z.B. demonstrierten am 2.4. 
Schüler in Bielefeld u.a. gegen die als 
Folge der Kürzung drohende Schlie­
ßung einer Realschule und für mehr 
Lehrer. Zum ersten Mal werden in die­
sem Jahr in Nordrhein-Westfalen nicht 
alle ausgebildeten Lehrer eingestellt: 
Für 9200 Bewerber bietet die Landes­
regierung 7800 Stellen, wobei davon 
auszugehen ist, daß sie wie bisher nicht 
alle Stellen besetzen wird.

Personalausgaben/Schülerzahl
NRW Haushaltsentwurf 1981

Schulform
Personal­
ausgaben

Schüler­
zahl

Ausgaben 
je Schüler

Hauptschule 37,4% 39,4% 2466 DM
Realschule .. 17,9% 21,4% 2162 DM
Gesamtsch. . 3,3% 3,3% 2621 DM
Gymnasium . 41,2% 35,9% 2967 DM

Die Lernmittel sind ähnlich wie die 
Personalausgaben gestaffelt. Der 
Bielefelder Eltemrat, Gruppe Haupt­
schulen, fordert gegen die Haushalts­
kürzung bessere räumliche, finanziel­
le und personelle Ausstattung der 
Hauptschulen gegenüber den weiter­
führenden Schulen.

Anfang des Jahres entwarf die 
nordrhein-westfälische Landesregie­
rung eine Änderung des Schulverwal­
tungsgesetzes, mit dem sie den Status 
der Gesamtschule von der Versuchs- 
in die Regelschule zwar änderte - 
wie von der GEW lange gefordert -, 
aber weder die Verpflichtung vor­
schrieb, sie bis zur Sekundarstufe II 
fortzuführen noch als Ganztagsschu­
le zu betreiben. Gleichzeitig sann Fi­
nanzminister Posser im Vorgriff auf 
die zu erwartenden und nun auch be­
schlossenen Kürzungen des Kultus­
ministeretats im Landeshaushalt auf 
Rationalisierungsmaßnahmen und 
schlug zu diesem Zweck vor, die 
Pflichtstundenzahl der Gesamtschul­
lehrer von 24 auf 26 zu erhöhen. Bei­
des stieß auf großen Protest der Leh­
rer und Schüler, die am 24.2. und 
17.3. in Düsseldorf und Köln mit na­
hezu 10000 Teilnehmern u.a. für eine 
Arbeitszeitverkürzung um eine Stun­
de für alle Lehrer und für die Einstel­
lung aller Lehrer demonstrierten; in 

der Zeit vom 24.4. bis 1.5. führte der 
Ausschuß junger Lehrer und Erzie­
her in der GEW unter den gleichen 
Forderungen im ganzen Land eine 
Aktionswoche durch. Die Landesre­
gierung sagte daraufhin zu, die Ar­
beitszeit der Gesamtschullehrer nicht 
zu erhöhen und die Sekundarstufe II 
in die Gesamtschule aufzunehmen.

,,Durch das Gesetz zur Änderung 
des Schulverwaltungsgesetzes entste­
hen unmittelbar keine Kosten“, heißt 
es im Gestzentwurf, der bis zum Be­
ginn des neuen Schuljahres beschlos­
sen sein soll. 1. wird die Gesamtschu­
le nicht als Ganztagsschule betrieben.
2. wird ihre Neueinrichtung an aus­
reichende Schülerzahlen gebunden 
und daran, daß sie mindestens vier­
zügig sein muß, was zusammen mit 
dem Gebot, daß andere weiterfüh-

Aktionswoche des AjLE in Düsseldorf

rende Schulen in erreichbarer Nähe 
sein müssen, in ländlichen Gebieten 
nicht oft erreichbar sein wird. Das 
Gesetz läßt sich also mit der Kürzung 
des Landeshaushalts gut vereinbaren.

Öffentlicher Dienst 
„Einigung“ über die 
Personalvertretung

Frankfurt. Bereits im März 1979 be­
klagte sich Oberbürgermeister Wall­
mann, er habe sich in Frankfurt „mit 
59 Personalräten herumzuschlagen“. 
Folgerichtig überging er zukünftig die 
Personalräte, die dagegen klagten. 
Vom Hessischen Verwaltungsgerichts­
hof erhielt Wallmann im Oktober 1979 
ein Urteil, welches ihm die Auflösung 
der Personalräte der Stadtverwaltung 
ermöglichte, die bislang nach dem 
Grundsatz „für jedes Amt ein Perso­
nalrat“ gewählt worden waren. 

Grundlage war die Feststellung des 
Verwaltungsgerichtshofs, daß die 
Stadtverwaltung eine Dienststelle sei, 
folglich für sie ein Personalrat, ein so­
genannter „ungeteilter“, zu bilden sei. 
Dieses Urteil bedeutete indirekt, daß 
Versetzungen innerhalb der Stadtver­
waltung ohne Zustimmung des Perso­
nalrats erfolgen konnten und können, 
da nach dem Hessischen Personalver­
tretungsgesetz Versetzungen innerhalb 
einer Dienststelle nicht mitbestim­
mungspflichtig sind. Direkt bedeutete 
es die Funktionsunfähigkeit des zu bil­
denden „geeinten“ Personalrats, dem 
im Jahre 1980 gegen 3200 Personalent­
scheidungen vorgelegt wurden, die, um 
die Rechte zu wahren, binnen 14 Tagen 
zu bescheiden waren: 1600 Stellenbe­
setzungsvorschläge, 1 400 Eingruppie­
rungsanträge, 150 Organisations- und 
Kündigungsmaßnahmen. Dies für 29 
Mitglieder bei 14 freigestellten. Ergeb­
nis: Von 15200 Planstellen 1979 sind 
mittlerweile 14500 noch besetzt, der 
Stellenplan wird laut Magistratsbe­
schluß „1982 ... grundsätzlich nicht 
ausgeweitet“.

ÖTV und „geeinter“ Personalrat 
widersprachen von Anfang an der Ein­
richtung dieses Personalrats. Im No­
vember 1980 wurde eine von 10000 Be­
schäftigten besuchte Personalver­
sammlung der Stadtverwaltung durch­
geführt, auf der der ausgepfiffene 
Wallmann die „Unrechtmäßigkeit“ 
der alten „geteilten“ Personalräte mit 
seinem bestellten Urteil darlegen woll­
te. SPD-OB-Kandidat Berg erklärte 
nach Befragen, er sei für das „alte Mo­
dell“. Vor der Kommunal wähl war 
diese persönliche Aussage von Berg 
ebenso angebracht wie das Angebot 
von Wallmann und Personaldezernent 
Brück, doch wieder 28 Personalräte 
zuzulassen.

Gottier von der ÖTV beeilte sich vor 
der Kommunalwahl mit der Einschwö- 
rung auf die eine bürgerliche Partei; 
sofern die bestehenden „Mehrheitsver­
hältnisse* weiter bestünden, müsse der 
Personalrat zu einer Entscheidung 
kommen, da sein „Verhandlungsspiel­
raum erschöpft ist“. Damit war es ge­
lungen, die eindeutige Entscheidung 
der Personalversammlung für die 
Amtspersonalräte umzubiegen in eine 
diffuse Stellungnahme für die Wahl 
der SPD, ansonsten die CDU mit ih­
rem 28er Angebot auch wählbar blieb. 
Außerdem war der Boden schon vor­
bereitet für den Gegensatz „28 oder ei­
ner“. In der Abstimmung, die jetzt 
stattfand, sprachen sich trotzdem 3400 
von 10700 gegen das „Angebot“ des 
Magistrats aus. Rund 4000 stimmten 
erst gar nicht ab. Wesentliche Bereiche 
der Stadtverwaltung wie Organisations­
amt und Personalamt haben weiterhin 
keinen eigenen Personalrat.
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Links: Sinti im KZ. Mitte: In solchen Hütten mußten 30 Sinti 2 Jahre lang in München hausen, bis sie jetzt mit Hilfe des 
Verbandes deutscher Sinti ordentliche Wohnungen erhielten. — Rechts: Hungerstreik Ostern 1980 im ehern. KZ Dachau.

Roma- Welt-Kongreß

Roma und Sinti im Kampf für die Anerkennung 
als Nation — anhaltende Unterdrückung in der BRD

Zum 3. Welt-Roma-Kongreß trafen 
sich vom 16. bis 20. Mai in Göttingen 
300 Delegierte von Sinti- und Roma- 
verbänden aus 28 Staaten West- und 
Osteuropas, Nordamerikas, Indiens, 
Australiens und Japans. Die Delegier­
ten berieten die Arbeit in UNO, in der 
EG, Probleme des Nationalitätenstatus 
der Roma und über den Völkermord 
des NS-Regimes an den Sinti und Ro­
ma und seine Folgen bis heute.

Die internationale Roma-Bewegung 
hat in den letzten Jahren wichtige Er­
folge erzielt. Nach vielen erfolglosen 
Versuchen seit dem Ende des vorigen 
Jahrhunderts gelang es auf dem 1. 
Welt-Roma-Kongreß 1971 in London, 
den Aufbau einer internationalen Or­
ganisation der Roma vorzubereiten. 
Vertreter der Roma aus 14 Ländern 
verabschiedeten eine Deklaration, in 

k der sie forderten, daß die Roma in al­
len Staaten als Volk anerkannt werden 
und die gleichen Rechte wie andere 
Minderheiten bekommen sollten. Auf 
dem 2. Weltkongreß 1978 in Genf 
gründeten die 120 Delegierten aus 26 
Ländern die Romani-Union als Dach­
organisation ihrer lokalen Verbän­
de. 1979 wurden die Roma von der 
UNO als Nation anerkannt und die 
Romani-Union als konsultatives Mit­
glied in den ökonomischen und sozia­
len Rat der UNO aufgenommen. 1980 
erhielten die Roma in Jugoslawien den 
Status einer nationalen Minderheit in­
dischen Ursprungs.

Die deutschen Sinti, soweit sie die 
Nazi Verfolgung überlebt hatten, aller 
Existenzmittel beraubt, viele schwer 
gesundheitlich geschädigt, wurden 
nach 1945 in der BRD auf den Weg in­
dividueller juristischer Durchsetzung 
von Wiedergutmachungsansprüchen 
verwiesen - Verfahren, die zum Teil 
heute noch nicht beendet sind, nach­
dem das Bundesverfassungsgericht 

1956 eine ,,rassische Verfolgung“ der 
Sinti bis 1943 verleugnet hat. Nahtlos 
fortgeführt wurde in der BRD die alte 
Zigeunerpolizei, ab 1953 auf neuer ge­
setzlicher Grundlage die Landfahrer­
zentrale, die erst 1970 aufgelöst wurde.

Mit einer Gedenkkundgebung „In 
Auschwitz vergast, bis heute verfolgt“ 
Oktober 1979 im ehern. KZ Bergen-Bel­
sen machte der Verband deutscher 
Sinti zusammen mit der Romani- 
Union erstmals in der BRD auf die Er­
mordung Hunderttausender Sinti und 
Roma durch die Faschisten und die 
Fortsetzung ihrer Unterdrückung nach 
1945 aufmerksam. Der Verband deut­
scher Sinti veröffentlichte ein Memo­
randum an die Bundesregierung und 
die Regierungen der Länder (siehe S. 
26). Der DGB, SPD und FDP schickten 
Grußbotschaften an die Kundgebung.

Mit dem Hungerstreik Ostern 1980 
im ehern. KZ Dachau erreichte der 
Verband deutscher Sinti weitere öf­
fentliche Unterstützung für seine For­
derung nach Vernichtung aller Akten 
der ehern. Landfahrerzentrale und 
nach öffentlicher Rehabilitation für 
die erlittenen Verfolgungsmaßnahmen. 
Der Hungerstreik wurde nach einer 
Woche abgebrochen, nachdem die 
bayerische Staatsregierung und Vertre­
ter aller Parteien im Landtag zugesagt 
hatten, sich für „den notwendigen Ab­
bau von Vorurteilen und Diskriminie­
rungen gegenüber den Sinti“ einzuset­
zen. Die bayerische Staatsregierung 
hatte zunächst versucht, den Hunger­
streik zu verbieten. In einem Bericht an 
den Landtag kam Innenminister Tand- i 
ler Dezember 1980 zu dem Ergebnis: ! 
„Von einer rechtlichen Benachteili- j 
gung der Zigeuner kann gegenwärtig ; 
nicht gesprochen werden . .. Ein i 
rechtlicher Sonderstatus für Zigeuner 
... ist nicht wünschenswert ... Es 
darf nicht verkannt werden, daß der 

Erfolg aller Bemühungen (um eine 
Verbesserung der Lage der Zigeuner) 
wesentlich vom Verhalten der Zigeuner 
selbst abhängig ist“.

Angesichts solch offener Rechtferti­
gung der nationalen Unterdrückung 
der Sinti und Roma in der BRD ge­
winnt die Durchführung des 3. Welt- 
Roma-Kongresses in der BRD zusätzli­
che Bedeutung. Der Ministerpräsident 
von Punjab, einem Staat im Nordwe­
sten Indiens, aus dem die Roma vor 
gut 1000 Jahren ausgewandert sind, in 
einer Grußbotschaft an den Göttinger 
Kongreß: „Es ist den gemeinsamen 
Anstrengungen der Roma zu verdan­
ken, daß sie von der jugoslawischen 
Regierung als nationale Minderheit an­
erkannt worden sind. Es ist be­
glückend, jetzt zu erfahren, daß der 3. 
Welt-Roma-Kongreß seine Aufmerk­
samkeit darauf richten wird, dies auch 
in anderen Ländern zu erreichen.“

Viele deutsche Sinti leben vom Handel 
mit alten Möbeln.

M. Mamutowski, Vorsitzender des 
Romi-Clubs, eines Zusammenschlusses 
jugoslawischer Roma in der BRD, be­
tonte auf einer Veranstaltung zum Jah­
restag des Hungerstreiks am 4.4.81 in 
Dachau die Bedeutung des Kampfs um 
eine ordentliche Schulausbildung für
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Reportage in der AIZ 1927 über das 
Elend der Zigeuner.

die Kinder der Sinti und Roma. „Die 
Kinder sind die Zukunft unseres Vol­
kes“. In der BRD gibt es - im Unter­
schied z.B. zu den Niederlanden - 
keinerlei besondere schulische Einrich­
tungen für reisende Sinti. Die Kinder 
seßhafter Roma und Sinti werden zu­
meist von vornherein auf die Sonder­
schulen abgeschoben. Da für viele 
Sinti- und Romakinder, die zuhause 
Romanes sprechen, Deutsch Fremd­
sprache ist, können sie dem normalen 
Unterricht auch kaum folgen. Nach ei­
ner Untersuchung der Universität 
Erlangen-Nürnberg hatten 1977 91% 
der ,,nicht mehr schulpflichtigen Zi­
geuner und Landfahrer“ keinen Schul­
abschluß und nur 1% von ihnen eine 
abgeschlossene Berufsausbildung. 
53% der „Zigeuner- und Landfahrer­
kinder“ waren auf einer Sonderschule.

Zwei Sinti-Großfamilien, die seit 
1951 im Barackenlager Straubing-Hen- 
nenwöhrd in 3 Baracken zusammen­
gepfercht leben müssen, haben Anfang 
dieses Jahres mit Hilfe des Verbandes 
deutscher Sinti und einer örtlichen 
Bürgerinitiative die Einrichtung einer 
Tagesstätte durchgesetzt, in der einige 
Erzieherinnen jetzt Schularbeitenhilfe 
für die Kinder und Lese-/Schreibkurse 
für die Erwachsenen machen. Von den 
24 Erwachsenen konnte bisher ein ein­
ziger fließend lesen und schreiben. Alle 
16 schulpflichtigen Kinder sind auf der 
Sonderschule.

Zur Vorbereitung des Göttinger i 
Kongresses hatten sich am 9. Mai Ver- ; 
treter verschiedener Verbände und lo- ; 
kaler Zusammenschlüsse der Sinti und 
Roma in der BRD getroffen, um den 
Aufbau eines einheitlichen Verbandes 
zu beraten. Sie einigten sich darauf, ih­
re Tätigkeiten auf Grundlage des Me­
morandums von Bergen-Belsen abzu- j 
stimmen. i

Memorandum der Romani-Union und des Ver­
bandes deutscher Sinti an die Bundesregierung 

und die Regierungen der Länder (Oktober 1979)
(. ..) Wir halten folgende Schritte in der Bundesrepublik Deutschland für erforderlich:

1. Stellvertretend für die Bundesrepublik Deutschland muß die Bundesregierung eine 
Erklärung abgeben, die den Tatbestand des Völkermordes, begangen vom Dritten 
Reich an den europäischen Roma/Sinti, anerkennt. Die Bundesregierung muß sich ver­
pflichten, eine besondere Verantwortung für den überlebenden Teil des Roma- 
(Sinti-)volkes zu übernehmen, wie sie auch die besondere Beziehung zum jüdischen 
Volk anerkannt hat. Analog zur materiellen Wiedergutmachung am jüdischen Volk, 
die neben der individuellen Wiedergutmachung eine Blockentschädigung an den Staat 
Israel vorsah, muß auch den europäischen Roma/Sinti eine Blockreparation geleistet 
werden. In Übereinstimmung mit der Romabewegung muß ein Wiedergutmachungs­
fonds eingerichtet werden, der von internationalen, unabhängigen, angesehenen Per­
sönlichkeiten in Zusammenarbeit mit Vertretern der Roma-Welt-Union kontrolliert 
wird.(...) Dieser Fonds soll der nachwachsenden Romageneration zugute kommen, 
die zu der wohl unterprivilegiertesten europäischen Volksgruppe gehört. Angesichts 
der bisherigen weitgehend wider die Gutmachung gerichteten ,, Wiedergutmachungspo­
litik“ müssen die abgelaufenen Anspruchsfristen für individuelle Wiedergutmachung 
ausgesetzt, und die noch lebenden Roma/Sinti-Opfer endlich ihrem Schicksal angemes­
sen entschädigt werden.
2. Die Bundesregierung soll sofort eine Kommission einsetzen, die die Staatsangehö­
rigkeitssituation der in der Bundesrepublik lebenden Roma/Sinti überprüft, damit 
Schritte eingeleitet werden, daß deutsche Roma/Sinti, denen das Dritte Reich oder die 
Bundesregierung die Staatsangehörigkeit entzog, diese umgehend zurückerhalten kön­
nen. Die Bundesregierung wird aufgefordert, seit längerem in der Bundesrepublik le­
benden oder nach dem Krieg in die Bundesrepublik geflüchteten osteuropäischen Ro­
ma/Sinti die deutsche Staatsangehörigkeit zu gewähren.
3. Die Bundesregierung wird aufgefordert, Bundes- und Landesgesetze sowie Gemein­
deverordnungen nach Bestimmungen zu untersuchen, die Roma/Sinti diskriminieren. 
Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Tätigkeit der angeblich 1970 geschlossenen 
bayerischen ,,Landfahrerzentrale“, die bei den Landesentschädigungsämtern negati­
ven Einfluß auf Wiedergutmachungsverfahren genommen hat, aufzudecken sowie et­
waige Verbindungen zu entsprechenden Stellen der NS- und Weimarer Zeit zu enthül­
len und deren gesammelte Akten ins Bundesarchiv nach Koblenz zu über führen.
4. Die Bundesregierung und die Länder sollen dafür sorgen, daß die Vernichtung der 
europäischen Roma/Sinti als Thema in den Geschichtsunterricht einbezogen wird und 
die Erforschung des Schicksals der Roma/Sinti in der NS-Zeit gefördert wird.
5. Die Bundesregierung und die Länder sollen Zusammenschlüsse und kulturelle Akti­
vitäten deutscher Sinti und Roma als ethnische Minderheit mit eigener Sprache, Kultur 
und Tradition fördern und die Sinti und Roma als seit Jahrhunderten in Deutschland 
lebende Volksgruppe anerkennen. Diese Anerkennung würde keine Sonderstellung be­
gründen, sondern wie im Falle der Anerkennung der dänischen Minderheit in Süd­
schleswig einer Volksgruppe Möglichkeiten gewähren, die die deutsche Mehrheitsbe­
völkerung als Selbstverständlichkeit genießt.
6. Schließlich soll die Bundesregierung gemeinsam mit den Ländern ein Wohnungs­
bauprogramm für bedürftige deutsche Roma/Sinti finanzieren, das sich in Absprache 
mit ihnen an ihren kulturellen Traditionen orientiert. Derartige Programme sollen ei­
nerseits keinen Ghettocharakter haben, andererseits das Bedürfnis der Sinti und Roma 
auf Kommunikation respektieren.
7. Schließlich soll die Bundesrepublik Deutschland endlich die Empfehlungen des Eu­
roparats für die „Zigeuner und andere Nomaden“ aus dem Jahre 1969 verwirklichen:
a) die Verunglimpfung der Roma/Sinti in der Verwaltungspraxis abzuschaffen,
b) die erforderlichen Wohnwagenplätze, ausgestattet mit sanitären Anlagen und Ge­

meinschaftseinrichtungen für Roma/Sinti zu schaffen,
c) Schulmöglichkeiten zu schaffen, die der Lebensweise nomadisierender Roma/Sinti 

angemessen sind,
d) Berufsausbildungsmöglichkeiten zu schaffen,
e) Organe einzurichten, in denen neben Vertretern der Regierung Vertreter der nomadi­

sierenden Roma/Sinti sitzen, die an der Vorbereitung zur Verbesserung ihrer Lage 
beteiligt sind,

f) Gesetze so zu ergänzen, daß Fahrende die gleiche soziale Sicherheit und Gesund­
heitsfürsorge wie Ansässige erhalten.

8. Die Bundesregierung und die Länder sollen dafür sorgen, daß deutsche und europä­
ische Roma/Sinti auf deutschen Campingplätzen Zutritt haben und der weithin prakti­
zierte Rassismus, Roma/Sinti den Zutritt zu Campingplätzen zu verwehren, ein Ende 
findet.
9. In allen Ausschüssen und Institutionen, in denen Entscheidungen über Roma/Sinti 
getroffen werden, sollen Angehörige dieser Volksgruppe paritätisch beteiligt sein.
10. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird aufgefordert, Sprecher der 
Romani-Union zu einem Gespräch in Bonn zu empfangen.



Stichwort Roma und Sinti
1867 — Gesetz über die Freizü­
gigkeit (Norddeutscher Bund) 
§1 (1) Jeder Bundesbürger hat 
das Recht, innerhalb des Bun­
desgebietes: 1. an jedem Ort 
sich aufzuhaken oder nieder­
zulassen... 3. umherziehend 
oder an dem Ort des Aufent­
halts, bzw. der Niederlassung, 
Gewerbe aller Art zu betrei­
ben, unter den für Einheimi­
sche geltenden gesetzlichen Be­
stimmungen.
§3 (1) Insoweit bestrafte Per­
sonen nach den Landesgeset­
zen Aufenthaltsbeschränkun­
gen durch die Polizeibehörde 
unterworfen werden können, 
behält es dabei sein Bewenden. 
(2) Solchen Personen, welche 
derartigen Aufenthaltsbe­
schränkungen in einem Bun­
desstaate unterliegen, oder 
welche in einem Bundesstaate 
innerhalb der letzten zwölf 
Monate wegen wiederholten 
Bettelns oder wegen wieder­
holter Landstreicherei bestraft 
worden sind, kann der Aufent­
halt in jedem anderen Bundes­
staate von der Landespolizei­
behörde verweigert werden.

1926 — Gesetz zur Bekämp­
fung von Zigeunern, Landfah­
rern und Arbeitsscheuen 
(Land Bayern)
Aus der Begründung des Ge­
setzes: ,,Diese Leute sind von 
Natur aus gegen jede Arbeit 
und vertragen besonders keine 
Beschränkung ihres Nomaden­
lebens; es trifft sie daher nichts 
schwerer als eine Freiheitsbe­
raubung, die mit Arbeitszwang 
verbunden ist.“ Das Gesetz 
sah vor: Erlaubnispflicht des 
Umherziehens, Schulpflicht 
der Kinder, Verbot des Besit­
zes von Schußwaffen, Verbot 
des Reisens und Rastens in 
Horden, sofortige Anmeldung 
bei den Ortspolizeibehörden 
und Hinterlegung der Papiere, 
Aufenthaltsbeschränkungen 
und Reiseauflagen, Möglich­
keit der Ausweisung von Per­
sonen ohne bayerische Staats­
angehörigkeit, Möglichkeit der 
Einweisung von Personen über

16 Jahren ohne geregelte Ar­
beit ins Arbeitshaus.

1937 - Grunderlaß „über die 
vorbeugende Verbrechensbe­
kämpfung durch die Polizei“ 
„In polizeiliche Vorbeugehaft 
(d.h. KZ) kann genommen 
werden, wer ohne Berufs- und 
Gewohnheitsverbrecher zu 
sein, durch sein asoziales Ver­
halten die Allgemeinheit ge­
fährdet.“

1938 - Runderlaß „Bekämp­
fung der Zigeunerplage“
„Die Regelung der Zigeuner­
frage (ist) aus dem Wesen der 
Rasse heraus in Angriff zu 
nehmen ... alle seßhaften und 
nichtseßhaften Zigeuner (sind) 
... zu erfassen“, um „die 
Rassenzugehörigkeit ... fest­
zustellen“. Dazu waren „alle 
Zigeuner ... erkennungs­
dienstlich zu behandeln“. 
Neue Ausweispapiere „für Zi­
geuner“, für „Zigeunermisch­
linge“ und für „nach Zigeu­
nerart umherziehende Perso­
nen“ wurden eingeführt.

1939 - Festsetzungserlaß
Erfassung und Zählung aller 
„Zigeuner“ und „Zigeuner­
mischlinge“ mit der Auflage, 
den jetzigen Wohnsitz oder 
Aufenthaltsort nicht zu verlas­
sen unter der Androhung der 

| Einweisung in ein Konzentra- 
i tionslager. Einrichtung von 

Sammellagern „für Zigeu- 
I ner“. Sämtliche Wanderge- 
i werbescheine werden eingezo- 
i gen.

1949 - Grundgesetz der BRD
I Art. 3 (Gleichheit vor dem Ge- 
! setz) (...) (3) Niemand darf 

wegen seines Geschlechts, sei-
! ner Abstammung, seiner Ras- 
; se, seiner Sprache, seiner Hei­

mat und Herkunft, seines 
Glaubens, seiner religiösen 
oder politischen Anschauun­
gen benachteiligt oder bevor­
zugt werden.
Art. 11 (Freizügigkeit) (...) 
(2) Dieses Recht darf nur 
durch Gesetz oder auf Grund 

i eines Gesetzes und nur für die 
Fälle eingeschränkt werden, in 
denen eine ausreichende Le­
bensgrundlage nicht vorhan­
den ist und der Allgemeinheit 
daraus besondere Lasten ent­
stehen würden oder in denen es 
zur Abwehr einer drohenden 
Gefahr für den Bestand oder 
die freiheitliche demokratische 
Grundordnung des Bundes 
oder eines Landes, zur Be­
kämpfung von Seuchengefahr, 
Naturkatastrophen oder be­
sonders schweren Unglücksfäl-

Zur Lage der Zigeuner in Europa
Empfehlungen des Europarats Nr. 563 vom 30.9.1969
1. Der Europarat stellt fest, daß die Lage der Zigeuner in Europa 
sich durch die schnellen Wandlungen der modernen Gesellschaft 
wesentlich verschlechtert. Den Zigeunern und anderen Nomaden 
werden viele Möglichkeiten für die Ausübung ihrer Berufe und 
überlieferten Handwerke genommen. Ihre Behinderungen in Be­
zug auf die Schulbildung und auf die Berufsausbildung werden 
immer schwerer. (...)
3. Der Europarat ist zutiefst betroffen von der Tatsache, daß oft 
Bemühungen um eine Verbesserung dieser Lage gescheiten sind 
an der Verunglimpfung der Zigeuner, weil sie einer besonderen 
ethnischen Gruppe angehören. Das widerspricht der Europäi­
schen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und der allge­
meinen Erklärung der Menschenrechte, (verkündet von den Ver­
einten Nationen am 10.12.1948).
4. Der Europarat beobachtet, daß das Fehlen von entsprechend 
ausgestatteten Wohnwagenplätzen oder Wohnhäusern sowie von 
Arbeitsplätzen und von schulischen Einrichtungen für Zigeuner 
und andere Nomaden häufig Zusammenstöße zwischen den Fah­
renden und Seßhaften ausgelöst hat. (...)
6. Der Europarat sieht, daß der Bildungsmangel, der vor allem 
eine Folge des Umherziehens der Zigeuner und Nomaden ist, 
über deren wirtschaftliche und finanzielle Verhältnisse hinaus 
weitergehende Folgen für ihre Lebensführung und für ihr soziales 
Klima hat. Diese Rückwirkungen können langfristig die Einglie­
derung in die moderne europäische Gesellschaft und ihre Auf- j 
nähme als gleichberechtigte Bürger verhindern.(.. .)

len, zum Schutze der Jugend 
i vor Verwahrlosung oder um 
I strafbaren Handlungen vorzu­

beugen, erforderlich ist.

1953 — Landfahrerordnung 
' (Land Bayern)
1 Art. 1(1) Landfahrer im Sinn
• dieses Gesetzes ist, wer aus ein­

gewurzeltem Hang zum Um-
| herziehen oder aus eingewur-
1 zelter Abneigung gegen eine
1 Seßhaftmachung mit Fahrzeu- 
i gen, insbesondere mit Wohn­

wagen oder Wohnkarren, oder 
sonst mit beweglicher Habe im 
Land umherzieht. (...)
Art. 2(1) Landfahrer bedürfen 
zum Umherziehen mit Fahr­
zeugen, insbesondere mit 
Wohnwagen oder Wohnkar­
ren, der Erlaubnis der zustän­
digen Kreisverwaltungsbehör­
de. (...)
Art. 6 (1) Landfahrer, die im 
Familienverband oder in einer 
Horde umherziehen, müssen 
in einem gemeinsamen Land­
fahrerbuch eingetragen sein 
(...)

I Art. 7 (1) Landfahrer dürfen 
j nur an Plätzen, die ihnen vom 
I Gemeinderat angewiesen wer- 
i den, . . . für die vom Gemein- 
; derat bestimmte Zeitdauer un- 
i ter freiem Himmel lagern oder 
I ihre Fahrzeuge aufstellen. . .

(3) In gemeindefreien Gebieten 
ist Landfahrern das Lagern 
und das Aufstellen von Fahr- 

| zeugen verboten. (...)

1980 Gewerbeordnung (Reise- 
i gewerbe)

§ 57a Weitere Versagungsgrün­
de. (1) Die Reisegewerbekarte 
kann dem Antragsteller ver­
sagt werden, wenn er, . .
4. im Geltungsbereich des Ver­
trags zur Gründung der euro­
päischen Wirtschaftsgemein­
schaft vom 25. März 195"7 
(BGBl. II s. 766) keinen festen 
Wohnsitz hat oder 5. ein oder 
mehrere Kinder besitzt, für de­
ren Unterhalt und sofern sie 
im schulpflichtigen Alter ste- 

, hen, für deren Unterricht nicht 
genügend gesorgt ist.
Neufassung trat am I 3.80 in Kraft
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Internationale Nachrichten

Kulturreform von 
oben in Afghanistan

Die Organe des Staates und 
der regierenden Demokrati­
schen Volkspartei in Afghani­
stan sollen nach dem Muster 
der UdSSR umorganisiert wer­
den. Ein Oberster Sowjet, ein 
Präsidium, ein Zentrales Ko­
mitee und ein Politbüro wer­
den geschaffen, ein Zerrbild 
einer kommunistischen Partei 
wird aufgebaut. Schwerwie­
gend für die Zukunft ist, daß 
die Ausbildung der Jugend 
strikt nach den imperialisti­
schen Interessen der UdSSR 
ausgerichtet wird. Die Lehr­
pläne werden völlig verändert. 
In der Grundschule z.B. treten 
an die Stelle von Heimatkunde 
Phrasen über die Solidarität 
von Studenten, Arbeitern und 
Bauern. Um die Auffassungen 
der nächsten Generation in 
Afghanistan zu beherrschen, 
sind bereits zahlreiche Jugend­
liche in die UdSSR verfrachtet 
worden. Sie sollen dort eine 
drei- bis vierjährige Ausbil­
dung erhalten und nach ihrer 
Rückkehr als Agenten der Be­
satzungsmacht einsetzbar sein. 
Die afghanischen Lehrer wur­
den vor die Wahl gestellt, der 
Staatspartei beizutreten oder 
gefeuert zu werden. Der Ver­
such, Spezialisten aus der 
UdSSR als Lehrkräfte für Me­
dizin einzusetzen, stieß auf 
heftigen Widerstand der Aus­
zubildenden. Schlechte Aus-

Arabische Staaten gegen Zionistenaggression
Die US-Presse unkt: Der Ver­
such, Saudi-Arabien, Jorda­
nien und die Golfstaaten unter 
US-Flagge zu sammeln, sei ge­
scheitert. Ohne die SU, seit 
Camp David von den USA aus 
allen Nahostverhandlungen 
ausgeschaltet, sei keine ,,Lö­
sung“ möglich. - Dabei hatte 
sich der US-israelische Plan 
zur Teilung des Libanon und 
Vernichtung der PLO so gut 
angelassen: Die von den Zioni­
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USA: Neokolonialer 
Namibia-Plan

Demonstrativ bekundeten 
Reagan und Haig letzte Woche 
gegenüber dem südafrikani­
schen Außenminister Pik Bo­
tha (Bild) die US-Unterstüt- 
zung für das Rassistenregime. 
Zweck seines US-Besuchs - 
des ersten seit 1978, als Carter 
unter dem Druck der Staaten 
der Dritten Welt offiziell Ab­
stand gegenüber Südafrika 
nehmen mußte: Verstärkung 
der militärischen und atoma­
ren Aufrüstung des Rassisten­
regimes und Ausarbeitung ei­
ner neokolonialen Lösung für 
Namibia, das Südafrika mit 
30000 Soldaten besetzt hält. 
Entgegen der UN-Sicherheits­

sichten für den sowjetischen 
Plan, das Gesundheitswesen 
mit dem in Tadschikistan zu 
verkoppeln.

Volksabstimmung zu 
EG-Austritt erst 1982

Die grönländische Regierung 
hat die Volksabstimmung über 
den Austritt aus der EG um ein 
Jahr auf Februar 1982 ver­
schoben. Dänemark mußte 
dem als Kolonie mißbrauchten 
Land 1979 die innere Selbst­
verwaltung zugestehen, will 
sich aber Grönlands Fisch, Öl 
und Uran nicht entgehen las­
sen. Ministerpräsident Joer- 

sten ausgerüsteten christlichen 
Milizen verstrickten syrische 
Truppen, die auf Beschluß der 
Arabischen Liga den Waffen­
stillstand im Libanon garantie­
ren, in heftige Kämpfe. Zum 
,,Schutz“ der Christen drohte 
Israel mit Eingreifen und 
schoß zwei syrische Hub­
schrauber über dem Libanon 
ab. Aber als Syrien daraufhin 
Flugabwehrraketen im Liba­
non stationierte, löste Israel

ratsresolution, die den soforti­
gen Abzug der Truppen Südaf­
rikas und die Durchführung 
von freien Wahlen in Namibia 
unter UN-Kontrolle vorsieht, 
verlangen die US-Imperialisten 
zusammen mit der BRD, 

gensen erklärte, Dänemark 
werde das mit dem EG-Aus­
tritt in Grönlands Finanzen 
entstehende Loch nicht füllen. 
Ein Austritt sei frühestens 
1984 möglich. Grönlands Ver­
treter Motzfeldt schlug Ver­
handlungen über Projekte vor, 
die durch den Austritt betrof­
fen wären.

AKP-Staaten fordern 
höheren Zuckerpreis

Die der EG assoziierten Staa­
ten verlangen ,»einen wesent­
lich höheren Preis“ für den 
Rohzucker, den sie an die EG 
liefern. Hugh Shearer, Außen- 

mit der offenen Kriegsdrohung 
gegen Syrien die Unterstüt­
zung der arabischen Staaten 
(Ausnahme Ägypten) für Sy­
rien aus, die es gerade hatte 
verhindern wollen. In Israel 
selbst wächst der Widerstand 
gegen die Agressionspolitik: 
3000 demonstrierten am Wo­
chenende (Bild). - Die SU, 
mit Syrien durch einen 
Freundschaftsvertrag verbun­
den, hat einen Hubschrauber­
träger vor die libanesische Kü­
ste geschickt. Die USA ent­
sandten zwei Flugzeugträger 
und einen Sonderbotschafter. 
Syrien hat es abgelehnt, auf 
die US-israelischen Erpressun­
gen zur ,,Lösung der Krise“ 
einzugehen: Abzug der syri­
schen Raketen, ungehinderte 
israelische Beobachtungsflüge 
und Bombardements gegen 
Palästinenserlager. Die arabi­
schen Staaten - Saudi-Ara­
bien finanziert die syrischen 
Waffenstillstandstruppen 
wollen eine Konferenz der 
Arabischen Liga einberufen.

Frankreich, GB und Kanada 
zuerst Verfassungs- und Be­
sitzgarantien für die weiße 
Minderheit (100000 von 1 
Mio. Einwohnern) und die im­
perialistischen Bergwerkskon­
zerne. Die afrikanische Bevöl­
kerung soll durch Verfassungs­
privilegien für die Stämme ge­
spalten, ein Wahlsieg der Be­
freiungsorganisation SWAPO 
so verhindert werden. Die 
westlichen Imperialisten wol­
len noch im Mai mit den 
Frontstaaten Angola, Botswa­
na, Sambia, Tansania und 
Zimbabwe und mit Nigeria 
über diesen Plan verhandeln. 
Die USA erwägen, den Abzug 
kubanischer Truppen aus An­
gola zur Vorbedingung jeder 
Namibia-Lösung zu machen.

minister Jamaicas und derzeiti­
ger Sprecher der AKP-Staaten, 
kündigte ,»harte Verhandlun­
gen“ im Juli mit der EG an. 
Jamaica z.B. erwartet allein 
für 1981 45 Mio. $ Verlust in 
der Zuckerproduktion, ob­
wohl der EG-Preis noch über 
dem Weltmarktpreis liegt. Von 
230000 t Jahresproduktion lie­
fert Jamaica 120000 t unter 
dem EG-Zuckerabkommen an 
Großbritannien, die frühere 
Kolonialmacht, während das 
Land selbst 95000 t ver­
braucht. Jamaicas Zucker­
plantagen wurden ursprüng­
lich von kolonialen Gesell­
schaften bzw. britischen Sied­
lern zur billigen Versorgung 
des britischen Marktes gegrün­
det.

Zimbabwe: Kontrolle *■ 
der Bergbaukonzerne

Die Regierung von Zimbabwe 
will die Tätigkeit der imperiali­
stischen Bergbaukonzerne 
kontrollieren und den Bergar­
beitern Mitsprache über Un­
ter nehmensent Scheidungen 
und Anteil an den Gewinnen 
garantieren. Das erklärte Mini­
sterpräsident Mugabe am 1. 
Mai in Salisbury vor 30000 Ar­
beitern. ,,Gegenwärtig ist die 
Regierung auf Berichte der 
Bergbaugesellschaften über 
Förderung und Verkäufe ange­
wiesen . . . Das ist nicht gut so. 
Wir wollen selbst sehen, ob es 
wahr ist, daß so viel Kupfer ge­
fördert wurde. Wir wollen in 
dem Geschäft sein . . . Die Ar­
beiter müssen in der Betriebs­
leitung vertreten sein. Sie müs­
sen die Profite kennen, damit 
sie mit dem Management ent- 

I scheiden können, welchen Ge- 
I winnanteil sie bekommen.“



Irland

Großbritannien fordert Irlands
NATO-Mitgliedschaft

In der irischen Bourgeoisie findet 
der Plan einige Unterstützung; Offizie­
re der (südirischen) Armee sagten 
schon vor einem Jahr jedem, der es hö­
ren wollte, bald sei man in der NATO. 
Premierminister Haughey ist den Plä­
nen ebenfalls nicht abgeneigt.

Mitglieder der Europäischen Men­
schenrechtskommission werden erneut 
die Haftbedingungen im britischen 
Maze-Gefängnis in Nordirland unter­
suchen. Das ist eine Auswirkung des 
seit dem 1. März geführten Hunger­
streiks irisch-republikanischer Gefan­
gener (s. Pol. Ber. 10/81, S. 30).

Die britische Labour-Partei hat sich 
in der letzten Woche zum erstenmal 
für eine grundlegende Änderung der 
Nordirland-Politik ausgesprochen. To­
ny Benn, Anführer der Labour-Lin- 
ken, trat am 12. Mai für den Abzug 
britischer Truppen aus Nordirland und 
den Einsatz einer UN-Friedenstruppe 
ein. Der frühere Nordirland-Minister 
kritisierte Benn dafür, sagte aber 
selbst, die Labour-Partei werde sich 
nicht mehr an die Garantie für nordiri­
sche Protestanten gebunden füh­
len. In dieser Garantie hatte die La­
bour-Partei den protestantischen Or­
ganisationen in Nordirland zugesagt, 
einer Wiedervereinigung Nordirlands 
mit der Republik nicht gegen ihren 
Willen zuzustimmen.

Die Labour-Äußerungen werden 
von diskreteren, aber trotzdem deutli­
chen Sorgen in der konservativen Re­
gierungspartei und der konservativen 
Presse begleitet. Ulster sei unregierbar, 
bemerkte die ,,Financial Times“ und 
forderte irisch-britische Kooperation 
bei der Lösung des ,,Problems“.

Das ,,Problem“ ist für die britischen 
Imperialisten: die fortdauernde Beset­
zung des Nordens Irlands, des willkür­
lich und künstlich 1922 abgetrennten 
Teils des Landes, mit dem Großbritan­
nien ganz Irland wirtschaftlich und po­
litisch in Schach hält. Die Besetzung ist 
trotz der „loyalen“ protestantischen 
Mehrheit in Nordirland (66%) nur un­
ter hohen Kosten mehr schlecht als 
recht aufrechtzuerhalten. Die Kosten 
sind nicht nur finanziell, die politi­
schen Kosten in Europa und den USA 
durch die Unterdrückung des Befrei­
ungskampfes sind beträchtlich. Außer­
dem wächst die Zahl der britischen Sol­
daten, die wegen Nordirland den 
Dienst quittieren, und das mit gutem 
Grund: Erst letzten Dienstag sprengte 
die IRA einen Armee-Panzerwagen mit 
fünf Soldaten in die Luft.

Andererseits kann Großbritannien 
nicht auf Irland verzichten. Die Kolo­
nisierung Irlands bezweckte die Ver­
wandlung des Landes zur „Viehweide 
Englands“, zum Lieferanten für billi­
ges Rindfleisch, Milchprodukte und 
Arbeitskräfte. Noch immer ist England 
der Hauptabnehmer irischer Landwirt­

schaftsprodukte, und englisches Kapi­
tal ist an der Ausbeutung irischer Ar­
beiter führend beteiligt.

Seit 1972 ist Irland wie Großbritan­
nien in der EG, und das bietet bereits 
eine Menge neuer Einmischungsmög­
lichkeiten. Gefährlich für die Imperia­
listen bleibt aber Irlands militärische 
Neutralität. Die Republik war während 

Brennender britischer Panzerwagen. — Besatzungssoldaten verschießen Gummi- 
und Tränengasgeschosse.

des zweiten Weltkrieges neutral und 
mußte sich sogar auf britische Wieder­
besetzungspläne vorbereiten, mit de­
nen die USA und Großbritannien die 
Atlantikhäfen für die Nachschubkon­
vois öffnen wollten. Nach dem zweiten 
Weltkrieg versuchten die USA, Irland 
in die NATO zu drücken. Außenmini­
ster Sean McBride antwortete: „Jede 
militärische Allianz mit Großbritan­
nien oder jedes Engagement, das uns 
zu gemeinsamen militärischen Aktio­
nen mit dem Staat verpflichtet, der für 
die unnatürliche Teilung Irlands ver­
antwortlich ist, der einen Teil unseres 
Landes mit seinen Streitkräften besetzt 
hält und der undemokratische Institu­
tionen im Nordosten Irlands unter­
stützt, wäre dem irischen Volk voll­
kommen widerlich und inakzeptabel.“

Die Beendigung der Neutralität ist 
Ziel der gegenwärtigen britischen Ir­
landpolitik. Thatcher warf Premiermi­
nister Haughey bei ihrem Zusammen­
treffen im Dezember in Dublin den 
Köder hin: Eine irische Föderation un­
ter Einschluß Nordirlands sei möglich, 
wenn es a) Garantien für die Protestan­
ten gäbe und b) Irland entweder der 
NATO beitrete oder einen besonderen 
britisch-irischen Verteidigungspakt un­
terzeichnen würde.

Dagegen gibt es aber eine starke Op­
position innerhalb Haugheys eigener 
Partei und außerhalb des Parlaments, 
vor allem bei den republikanischen Or­
ganisationen. Mehrere Parlamentsab­
geordnete wie auch die Provisorische 
Sinn Fein lehnen Mitgliedschaft in der 
NATO und Bündnis mit Großbritan­
nien strikt ab und fordern eine Orien­

tierung an der Dritten Welt und Mit­
gliedschaft in der Blockfreienbewe­
gung. Die gegenwärtigen schweren 
Kämpfe in Nordirland und die viehi­
sche Behandlung republikanischer Ge­
fangener durch die Regierung Thatcher 
haben den Verhandlungsprozeß zwi­
schen Dublin und London zum Still­
stand gebracht. Auch deswegen denkt 
Thatcher über Konzessionen nach.

Wahlen Niederlande
Offener Angriff auf 
die Arbeiterbevölkerung

Rechtzeitig vor den Parlamentswahlen 
am 26. Mai meldete der Präsident der 
Niederländischen Bank Zijlstra unmiß­
verständlich Forderungen der Finanz­
bourgeoisie an: 1.„Mäßigung“ bei den 
Löhnen zugunsten der maßlosen Ak­
kumulationsbedürfnisse der Kapitali­
sten; 2. Senkung der Sozialversiche­
rungszahlungen zwecks Verwandlung 
von Millionen und Milliarden Gulden 
aus Revenue der Arbeiterbevölkerung 
in Kapital. - Der Vorsitzende des 
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Christlichen Unternehmerverbandes 
präzisierte wenig später die Gebote 
christlicher Demut: Renten, Arbeitslo­
sengeld und andere Sozialversiche­
rungszahlungen dürften nicht weiter an 
die Lohnentwicklung gebunden, son­
dern müßten überproportional gesenkt 
werden; die von den Gewerkschaften 
geforderte Verkürzung der Arbeitszeit 
komme nicht in Frage, doch wünsche 
man die Ausweitung der Teilzeitar­
beit.

Um den guten Willen der bürgerli­
chen Parteien brauchen sich die Bour­
geois nicht zu sorgen. Vor allem die 
Parteien der Reaktion, die CDA und 
die WD, die die Regierung unter Mi­
nisterpräsident van Agt stellen, hatten 
diese Forderungen von vorneherein zu 
ihrem Wahlprogramm gemacht. Ihr er­
klärtes Ziel ist es, die Löhne 1981 um 
3% für die untersten Gruppen und bis 
zu 6% für die höheren zu senken. Da 
die gesetzlichen Mindestlöhne und in 
ihrem Gefolge die Renten usw. jeweils 
zum 1.1. und zum 1.7. neu festgelegt 
werden, wollten sie dann auch mit der 
Verwirklichung ihres Wahlprogramms 
nicht bis zur Zeit nach der Wahl war­
ten: In diesen Tagen verkündete die 
Regierung die Erhöhung der Mindest­
löhne zum 1. Juli um 2,3%, der Wit­
wenrenten um 1% und der Altersren­
ten um 0,5% - bei einer halbjährli­
chen Inflation von über 3%. Ob sie 
nach den Wahlen gegebenenfalls die 
Lohnindexierung ganz oder teilweise 
außer Kraft setzt, ob sie tarifliche 
Lohnerhöhung per Gesetz verbietet, 
macht sie ausrücklich allein davon ab­
hängig, ob der Druck des Arbeitslosen­
heeres (z.Zt. 345000) auf den Lohn­
standard ausreicht - oder nicht. Zu­
sammen mit dem Beschluß über die Er­
höhung der Benzinsteuer um 3 Cents 
gab sie ihre Absicht bekannt, nach der 
Wiederwahl die Mehrwertsteuer anzu­
heben.

Die ,,Meinungsumfragen“ progno­
stizieren den Parteien der Regierungs­
koalition zwar Verluste, aber dennoch 
den Wahlsieg. Tatsächlich auch unter­
scheidet sich das Wahlprogramm der 
sozialdemokratischen PvdA, der größ­
ten Parlamentspartei, nur wenig von 
den der Reaktion. Trotz gelegentli­
cher Äußerungen ihres Parteivorsitzen­
den den Uyl, daß die ,,Kaufkraft“ der 
Mindestlöhne erhalten werden müsse, 
erklären auch die Sozialdemokraten 
frank und frei, daß eine allgemeine 
Lohnsenkung unvermeidbar sei. Mit 
dem Ziel der Lohnsenkung tritt auch 
die vierte größere, die liberale Partei 
D’66, im Wahlkampf an.

Die Arbeiterbewegung hat bereits in 
den letzten Jahren schwere Niederla­
gen hin nehmen müssen; sie hatte Ge­
setze, die das Tarifrecht außer Kraft 
setzen, Einschränkungen der Lohnin­
dexierung, Senkung der Sozialversiche­

rungszahlungen, Erhöhung der Steu­
ern nicht verhindern können, obwohl 
sie gekämpft hat. Die Gewerkschaften 
sind in einer Krise. Die Industriege­
werkschaft FNV verliert z.Zt. monat­
lich 1000 Mitglieder, die FNV-Gewerk- 
schaft im öffentlichen Dienst 1000 al­
lein in Amsterdam. Dies beflügelt die 
Reaktion zu weiteren, noch unverfro­
reneren Angriffen. Obwohl die Nieder­
lande ein verhältnismäßig kleines Land 
sind, besteht kein Zweifel, daß ihr Er­
folg die Kräfteverhältnisse zwischen 
der Arbeiterklasse und der Bourgeoisie 
in der ganzen EG verändert. Die nie­
derländische Bourgeoisie muß weltmei­
sterliche Leistungen in der Ausbeutung 
erreichen, will sie sich in der Konkur­
renz halten und verbessern. Mit jedem 
ihrer Erfolge setzt sie der Konkurrenz 
auch Maßstäbe.

Spanien
Weichen für neuen 
Putsch werden gestellt

Während unter großer Empörung und 
Anteilnahme der Bevölkerung zwei 
von der Guardia Civil erschossene jun­
gen Männer begraben wurden, sind die 
ersten 13 am Putsch beteiligten Offizie­
re und Soldaten schon wieder freigelas­
sen. Bekanntlich konnte Tejero nach 
dem mißlungenen Putschunternehmen 
,,Milchstraße“ den nächsten Putsch 
vom 23. Februar dieses Jahres in Amt 
und Würden vorbereiten. Ähnliches 
trifft gegenwärtig für große Teile der 
Armee und der Polizei zu.

Ende April wurden in der Zeitung 
,,Diario 16“ Teile eines schriftlichen 
Berichts Tejeros über die Putschvorbe­
reitungen veröffentlicht. Der Bericht, 
den Tejero in Haft verfaßt hat, wurde 
der Zeitung zugespielt. Die Regierung 
versuchte zunächst, seine Veröffentli­
chung zu verhindern. Tejero berichtet 
offenherzig über die Putschvorberei­
tungen der Drahtzieher Bosch und Ar­
mada, aber auch der verschiedensten 
amtierenden Generäle und Offiziere. 
Inzwischen wurde bekannt, daß die 
Regierung im Besitz einer Liste von 150 
,»Privatpersonen“ sein soll, die an der 
Vorbereitung beteiligt waren.

Der Bericht und seine öffentliche 
Debatte durch die Kräfte der Reaktion 
sind so angelegt, daß schließlich nahe­
zu alle politischen Gruppierungen ir­
gendwie beteiligt gewesen seien und an­
dererseits dokumentiert werden soll, 
daß sie vom Parlament und der Linken 
nichts zu fürchten hätten. Über die in­
ternationale Rückendeckung des Put- 
sches läßt sich Tejero aus, man habe 
der amerikanischen Regierung und 
dem Vatikan Mitteilung zukommen 
lassen. Deren Standpunkt sei gewesen, 
solange die Monarchie erhalten bliebe, 

sei alles eine innerspanische Angele­
genheit. Das war auch die erste öffent­
liche Verlautbarung Haigs nach dem 
Putschversuch. Außerdem seien die 
putschwilligen Kräfte für die NATO 
und den Eintritt Spaniens gewesen.

Während die Regierung Sotelo nicht 
müde wird, jegliche erneute Putschge­
fahr zu bestreiten, betreibt sie selbst 
putschartig den Eintritt Spaniens in die 
NATO. Vor seinem Besuch in der

Ca. 150000 demonstrieren am 1. Mai 
in Madrid.

BRD hatte Sotelo weder das Kabinet 
noch das Parlament über seine Ge­
sprächsvorhaben im einzelnen unter­
richtet. So konnte dann das spanische 
Parlament aus der gemeinsamen Pres­
sekonferenz von Schmidt und Sotelo 
erfahren, daß ,,Spanien“- schnellst­
möglich in die NATO eintreten will, 
während sowohl die sozialistische 
PSOE wie die kommunistische PCE 
gegen einen Eintritt Spaniens in die 
NATO sind und die Sozialisten ein Re­
ferendum beabsichtigen.

Der Mobilisierung der Reaktion ha-* 
ben Sozialisten und Kommunisten und 
die Gewerkschaften Commissiones 
Obreras und UGT kein einheitliches 
Konzept entgenzusetzen. Zwar haben 
beide Gewerkschaften gemeinsam zum
1. Mai aufgerufen, auf den Demon­
strationen wurden Forderungen gegen 
den Eintritt in die NATO vertreten, 
aber die Beteiligung an den Demon­
strationen war geringer als im letzten 
Jahr. Die PCE fordert vage eine kon­
zertierte Aktion aller Parteien, die 
PSOE fordert die eigene Regierungsbe­
teiligung. Die Sozialisten haben für ein 
Gesetz zur ,,Sicherung der Demokra­
tie“ gestimmt, das weitgehende Regie­
rungsvollmachten enthält, die PCE hat 
sich enthalten. Die* nationalistische 
baskische Partei hat dagegen ge­
stimmt. Als große Gefahr für die Ar­
beiterklasse erweist sich das Fehlen ei­
ner Einheitsgewerkschaft. Nach Zah­
len der Commissiones Obreras sind nur 
18% der Lohnabhängigen gewerk­
schaftlich organisiert.
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Japan
Sinken des Lohnstan­
dards nicht gestoppt

Bis Mitte April waren die Entscheidun­
gen in der japanischen Privatwirtschaft 
schon gefallen. Der Gewerkschaftsver­
band IMF-JC, der etwa zwei Millionen 
Mitglieder von Betriebsgewerkschaften 
der japanischen Stahl- und Metallindu­
strie vertritt, einigte sich mit den Kapi­
talisten auf eine Lohnerhöhung von 
knapp über 7% oder durchschnittlich 
13500 Yen (= 140 DM) rückwirkend 
ab 1.4.

Gefordert hatte der IMF-JC 9,3% 
und war damit aus der Front mit den 
anderen Gewerkschaftsverbänden aus­
geschert, die sich für die Frühjahrsof­
fensive 81 auf eine 10%-Forderung als 
Mindestmarke geeinigt hatten. Die Ge­
werkschaften der Elektrizitätswerke 
schlossen mit ca. 7,7% oder 14300 Yen 
durchschnittlich ab, was gerade der In­
flationsrate entspricht. Aber nach Ab­
zug der steigenden Steuer- und Versi­
cherungslasten beläuft sich die Net­
toerhöhung nur auf 6%. Die Gewerk­
schaften der 280 größten japanischen 
Privatunternehmen schlossen bis Mitte 
April durchschnittliche Lohnerhöhun­
gen von 7,62% ab.

Unter diesen Ausgangsbedingungen 
führten der Gewerkschaftsverband der 
Beschäftigten der Staatsbetriebe Koro- 
kyo (Eisenbahn, Post, Fernmeldewe­
sen) und der Gewerkschaftsverband 
der Privatbahnen den für den 22. bzw. 
23. April angesetzten zweitägigen To­
talstreik nicht durch. Zwar standen die 
Privatbahnen am 22. für drei Stunden 
still, aber dann hatte sich die Verhand­
lungskommission unter Vorsitz eines 
staatlichen Schlichters geeinigt auf 

1 Lohnerhöhungen von 7,63% und eine 
Erhöhung der Zulagen um 1000 Yen 
ab Oktober. In derselben Höhe schloß 
gleich danach Korokyo für die Be­
schäftigten der Staatsbetriebe ab; die 
Regierung hatte ursprünglich 4,4% ge­
boten. Der Präsident der japanischen 
Staatsbahnen triumphierte: „Das ist 
der glücklichste Tag in meiner Amts­
zeit.“ Seit 17 Jahren hatten die Arbei­
ter der Staatsbetriebe bislang jedes 
Jahr gestreikt und damit oft die Früh­
jahrsoffensive auch für die Gewerk­
schaften der anderen Branchen ent­
schieden.

Nachdem schon im letzten Jahr die 
japanischen Kapitalisten und die Re­
gierung die Gewerkschaften auf Ab­
schlüsse festlegen konnten, die nach 
Angaben des Arbeitsministeriums bis 
jetzt 1,2% Reallohnsenkung gebracht 
haben, ist durch den Mißerfolg der 
diesjährigen Frühjahrsoffensive weite­
rer, noch stärkerer Lohnabbau sicher. 

Die Regierung hat außerdem weitere 
Steuererhöhungen angekündigt.

Nicht bekannt ist, wieweit die Kapi­
talisten auf die Gewerkschaftsforde­
rung nach Heraufsetzung des Renten­
alters auf 60 Jahre (s. Pol. Ber. 9/81) 
eingehen mußten, die der Vernutzung 
der alten, schon verrenteten Arbeiter 
zu Niedrigstlöhnen einen Riegel vor­
schieben soll.

Die Führer von sechs Industriege­
werkschaftsverbänden haben jetzt eine 
Initiative angekündigt zur Einigung 
der japanischen Gewerkschaftsbewe­
gung. Ein solcher Schritt ist notwen­
dig, wie die Frühjahrsoffensive gezeigt 
hat.

Aber die Aufgabe ist gewaltig. Denn 
die Gewerkschaftsbewegung muß so­
wohl die politische Spaltung der Ge­
werkschaftsverbände, die verschiede­
nen bürgerlichen Parteien nahestehen, 
überwinden als auch die Masse der 
Niedriglöhner, die nicht zu den Stam­
marbeitern der Großbetriebe zählen 
oder in den zahllosen Kleinbetrieben 
arbeiten, organisieren.

Demokratisches Kampuchea
ASEAN-Staaten für
Konferenz am 1.7.1981

Mit dem April 1981 endete die dritte 
Trockenzeit seit Beginn der vietnamesi­
schen Aggression gegen das Demokra­
tische Kampuchea. Die Regierung des 
Demokratischen Kampuchea stellte 
fest, daß sich mit dieser Trockenzeit ei­
ne Wende abzeichnet. Nach zwei har­
ten Jahren, in denen das kampucheani- 
sche Volk um das nackte Überleben 
kämpfte, sind die Befreiungskräfte in 
mehreren Provinzen in die Offensive 
gegangen. Ihnen ist gelungen, die be­
freiten Gebiete an der thailändischen 
Grenze und weiter im Osten zu verbin­
den. Durch Vertreibung der vietname­
sischen Truppen aus ihren Stellungen, 
die ihnen auch als Basis zum Drangsa­
lieren der Zivilbevölkerung gedient 
hatten, erreichten sie, daß sich die Be­

Militärische Lage im Februar 
1981
(Nach der vom Oberkomman­
do der Nationalen Armee des 
Demokratischen Kampuchea 
veröffentlichte Karte)

mokratische Kampuchea kon­
trollierte Gebiete

vorläufig vom
Feind kontrollierte Zone

Gebiete
umkämpfte

Guerillagebiet

durch das De­

wohner den Befreiungsstreitkräften 
anschließen konnten. Allein in der 
Provinz Battambang, wo ein 3 000 
Quadratkilometer umfassendes Gebiet 
befreit wurde, verstärkten sich die Be­
freiungskräfte um 800 Menschen.

In Zusammenarbeit mit Guerillas 
zerstörten die kampucheanischen 
Streitkräfte zahlreiche Brücken und 
Befestigungen der vietnamesischen Ar­
mee, verbrannten ihre Fahrzeuge und 
eroberten Waffen. Sie konnten die 
Kräfte der vietnamesischen Aggresso­
ren so breitflächig binden, daß diese zu 
ihrem geplanten massiven militäri­
schen Angriff nicht imstande waren. 
Umso grausamer ist die vietnamesische 
Führung in der Wahl der Kampfmittel. 
Das Außenministerium des Demokra­
tischen Kampuchea hat sich erneut an 
die UNO gewendet, insbesondere, um 
sie aufzufordern, Schritte gegen die 
Anwendung chemischer Waffen 
schleunigst zu ergreifen. Die vietname­
sischen Truppen benutzen chemische 
Kampfstoffe, die tödlich wirken, wenn 
die Betroffenen nicht alsbald in ein 
Krankenhaus gebracht werden kön­
nen. Zudem verseuchen sie damit 
Seen, Sümpfe und Wälder, aus denen 
die kampucheanischen Dorfbewohner 
Nahrung und Material beziehen wie 
Fisch, wildes Gemüse und Bambus.

Anfang Mai haben sich die Außen­
minister von Malaysia, Singapur und 
Thailand für den Plan der Regierung 
des Demokratischen Kampuchea, eine 
breitere Einheitsfront zu bilden, ausge­
sprochen und ihre Billigung aller Mittel 
erklärt, die die Kampucheaner selber 
ergreifen würden, um die Vietnamesen 
zu vertreiben; sie rechnen mit dem Zu­
standekommen der Front, die die Kräf­
te von Son Sann, Sihanouk und den 
Roten Khmer umfassen soll mit Beginn 
der UNO-Vollversammlung im Sep­
tember. Die ASEAN-Staaten bekräf­
tigten ihre Unterstützung für das De­
mokratische Kampuchea und verlang­
ten, daß die internationale Konferenz 
über den Abzug der vietnamesischen 
Truppen am 1. Juli beginnt.
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El Salvador

Entsendung von US-Interventionstrup- 
pen in Vorbereitung
Die US-Regierung werde sich Verhand­
lungen, die zu einer neuen Regierung 
in El Salvador führten, entschieden wi­
dersetzen; allenfalls zu den politischen 
Bedingungen der Militärjunta könne 
verhandelt werden, erklärte Reagan in 
der ersten Mai-Woche. Wischnewski, 
bewährt als Spezialagent für auswärti­
ge Interessen der Bonner Regierung, 
hatte im Auftrag der Sozialistischen 
Internationale der Junta einen Ver­
handlungsvorschlag der Demokrati­
schen Revolutionären Front überge­
ben. Die US-Regierung verlangt dage­
gen die Niederschlagung der Volksbe­
wegung: „Erst muß der Krieg zu Ende 
geführt werden“, und trifft Vorberei­
tungen zum Übergang zur Intervention 
mit Truppen.

Mit der Großoffensive der revolutio­

nären Kräfte zu Beginn des Jahres sind 
einige Gebiete und Städte der Kontrol­
le der Regierung in gewissem Umfang 
entzogen worden. Die Regierungstrup­
pen konnten zwar den Sturz der Junta 
verhindern und sind inzwischen zu 
Ausrottungsoperationen gegen die 
Guerilla, gegen die Bevölkerung ganzer 
Ortschaften und Flüchtlingszüge über­
gegangen. Sie können aber die Gueril­
lakräfte nicht vernichtend treffen. Eine 
Konzentration ihrer Kräfte an einer 
Stelle verschafft den Volksstreitkräften 
Spielraum an einer anderen. Nur über 
erhebliche zusätzliche militärische 
Kräfte rechnen sich die US-Imperiali­
sten und ihre Junta einen militärischen 
Sieg aus. Und das um so dringlicher, 
als die katastrophale wirtschaftliche 
Lage des Landes (ca. 50% Arbeitslo­
sigkeit, Höchststand an Konkursen) 

die Basis der Junta ständig verringert.
Die US-Regierung hat daher die 

Wirtschaftshilfe (126 Mio. $ in diesem 
Jahr) und die Militärhilfe (34 Mio.) er­
heblich erhöht. Die Juntatruppen wur­
den mit modernen Kampfhubschrau­
bern und Kommunikationsmitteln aus­
gerüstet. Amerikanische Berater stellen 
bereits ein starkes Zehntel des oberen 
Offizierskörpers und bauen mit der 
„Brigade Atlacatl“ eine spezielle 
Truppe gegen die Guerillakräfte auf. 
Massaker an der Bevölkerung sind seit 
Monaten an der Tagesordnung. In den 
USA wurden spanischsprechende, für 
den Salvador-Einsatz taugliche Mari­
neinfanteristen aufgefordert, sich für 
eine Mobilisierung bereitzuhalten. Mit 
der Absicht, die revolutionäre Bewe­
gung El Salvadors von der Unterstüt­
zung durch Nachbarländer abzu­
schneiden, wurden alle amerikanischen 
Kreditzusagen an Nicaragua gestri­
chen.

Nicht mehr umhin können die US- 
Imperialisten aber mit dem Widerstand 
gegen die Aggression und Intervention

Revolutionär-demokratisches Pro 
gramm, 1980

Im Januar 1980 einigten sich die in 
der Revolutionären Koordination der 
Massen zusammengeschlossenen Or­
ganisationen auf ein „Programm der 
Revolutionären Demokratischen Re­
gierung“, dem sich auch die Revolu­
tionäre Demokratische Front an­
schloß. Darin heißt es u.a.:

I. Politische Sofortmaßnahmen.
1. Schluß mit der Repression gegen 
das Volk in allen Formen und Frei­
heit der politischen Gefangenen . ..
3. Entwaffnung und tatsächliche 
Auflösung der Repressionsorgane

Farabundo Marti, Führer des blutig 
unterdrückten Aufstands, 1932.

5. Die Kommunalverwaltung wird wie­
der eingeführt als ein Organ der breiten 
Teilhabe der Massen an der Führung 
des Staates, ein echtes Organ der neuen 
Volksmacht ...
7. Stärkung und Entwicklung des 
Volksheeres ...
9. ... Unser Land wird Mitglied der 
Bewegung der Blockfreien Länder wer­
den und wird dort eine Politik des un­
widerruflichen Festhaltens an der Ver­
teidigung des Weltfriedens und für die 
Entspannung führen.

II. Strukturelle Veränderungen.
1. Das gesamte Bank- und Finanzwe­
sen nationalisieren ...
2. Den Außenhandel nationalisieren.
3. Die Stromversorgung und die ent­
sprechenden in privater Hand befindli­
chen Produktionsunternehmen natio­
nalisieren.
4. Die Erdölraffinerie nationalisieren.
5. Gemäß dem nationalen Nutzen die 
Enteignung der Monopolbetriebe in 
Industrie, Handel und Dienstleistung 
verwirklichen.
6. Eine grundlegende Landreform ver­
wirklichen, die das Land, das sich bis­
her in Händen einiger Großgrundbesit­
zer befindet, den großen Massen zur 
Verfügung stellen wird, die es bearbei­
ten. Dies wird nach einem wirksamen 
Plan geschehen, der die große Mehr­

heit der armen und mittleren Bauern 
und der bezahlten Landarbeiter be­
günstigt und die Produktionsent­
wicklung in Landwirtschaft und 
Viehzucht fördert ... .
8. Das Steuersystem von Grund auf 
so umgestalten, daß die Zahlung von 
Abgaben die Arbeiter nicht verschul­
det. Indirekte Abgaben auf Waren 
und Dienstleistungen des Massen­
konsums werden gesenkt . ..
10. Ein System der wirksamen Pla­
nung der nationalen Wirtschaft ein­
richten, das eine ausgeglichene Ent­
wicklung ermöglicht.
III. Maßnahmen im sozialen Bereich. 
(Darunter solche gegen die Arbeitslo­
sigkeit, für Erhöhung der Löhne, 
Wohnungsbau, Gesundheitsdienst, 
Alphabetisierung, Schulwesen, Kul­
tur).
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Kundgebung vor dem Weißen Haus. 500 Gegendemonstranten (rechts im Bild) 
können gegen die 100000 Teilnehmer nichts ausrichten.
in den USA selber. Im März hatte die 
Hafenarbeitergewerkschaft ILWO alle 
Verladungen nach El Salvador boykot­
tiert, um Waffenlieferungen zu unter­
binden. Von Solidaritätskomitees, Ge­
werkschaftsgruppen, Farbigenorgani- 
«ationen, studentischen und kirchli­
chen Gruppen wurde Anfang Mai vor 
dem Weißen Haus eine Kundgebung 
gegen die Aggression, gegen Aufrü­
stung und Streichungen im Sozialhaus­
halt mit 100000 Teilnehmern durchge­
führt. Einen Massenprotest solchen 
Umfangs hatte es seit den Aktionen ge­
gen die US-Aggression in Südostasien 
nicht mehr gegeben. Es ist der Reagan- 
Regierung nicht gelungen, demgegen­
über eine Stimmung für Intervention 
zu schaffen.

Um die weitere Strategie der Demo­
kratischen Revolutionären Front 
(FDR) - ihr gehören neben den revo­
lutionären und Guerillaorganisationen 
auch Gewerkschaften, die Sozialdemo­
kratische Partei und Teile der Christ­
demokratie an - findet zwischen den 
in der ,,Befreiungsfront Farabundo 

xMarti“ (FMLN) zusammengeschlosse- 
;fen Guerillaorganisationen eine De­

batte statt. Sie sind sich einig, daß ein 
rascher militärischer Sieg angesichts 
der US-Einmischung nicht möglich ist.

Die Mehrzahl der Guerillaorganisa­
tionen befürwortet, soweit aus den er­
hältlichen Dokumenten ersichtlich, ei­
nen sofortigen Friedensschluß und eine 
,,politische Lösung“. Ein militärischer 
Sieg der Revolution sei nicht möglich. 
Die USA und die Junta seien zum Völ­
kermord am salvadorianischen Volk 
übergegangen, und alle Salvadorianer, 
einschließlich Kapitalisten und Grund­
besitzer, hätten ein Interesse an sofor­
tigem Frieden. Die nationale Katastro­
phe, die mit einer offenen US-Inter- 
vention drohe, mache ein Bündnis bis 
hin zu den Grundbesitzern möglich. 
Sie verlangen Beteiligung an der Regie­
rung und Isolierung der rechten Mili­
tärs und des jetzigen Regierungschefs 
Duarte. Sie appellieren an die Kapitali­
sten, daß nur mit Einbeziehung der 

FDR in die Regierung der Wirtschafts­
krise ein Ende gemacht werden könne. 
In diesem Sinne erklärte ein Komman­
dant der Guerillaorganisationen: „Wir 
glauben, daß wir eine wahrhaft demo­
kratische Regierung bilden können, die 
im Bewußtsein, daß unsere Zukunft 
uns gehört, aus dem ganzen Volk be­
stehen würde: den Arbeitern, den Bau­
ern, den Kapitalisten und den Landbe­
sitzern.“

Dagegen halten die Volksbefreiungs­
kräfte (FPL), die größte der Guerilla­
organisationen, an der Strategie des 
langandauernden Volkskrieges zum 
Sturz der Regierungsjunta und zur Er­
oberung der Macht durch die in der 
FDR zusammengeschlossenen Organi­
sationen des Volkes fest. Dazu erklärte 
ein Vertreter dieser Organisationen: 
„Wie Sie feststellen können, befinden 
sich viele Städte hier unter der Kontrol­
le der Guerilleros. Der Feind kann hier 
keine Erfolge verzeichnen, weil er über 
keine Unterstützung verfügt.“ Und: 
„Unser Kampf wird kurz oder ausge­
dehnt sein, je nach dem Ausmaß, in 
dem wir die Intervention des US-Impe- 
rialismus besiegen. Wir sind jedoch da­
von überzeugt, daß wir trotz der Här­
ten keine Konzessionen im Hinblick 
auf unsere Prinzipien machen 
werden.“

EG-Kodex Südafrika 
Vertuschungsmühen der 
Bundesregierung

Zum zweiten Mal hat Anfang April die 
Bundesregierung über die Anwendung 
des EG-Verhaltenskodex für Firmen 
aus der EG in Südafrika berichtet. Die­
ser Kodex von 1977 enthält als haupt­
sächliche Empfehlungen: Anerken­
nung von Vertretungsorganen der 
schwarzen Arbeiter; gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit; gleiche Aufstiegschan­
cen; Mindestlohn 50% über dem Exi­
stenzminimum; Beseitigung der Ras­
sentrennung in den Betrieben. Die Ka­
pitalisten sind zu jährlicher Berichter­
stattung aufgefordert.

Die EG-Außenminister hatten mit 
dem Kodex auf die Kämpfe der 
schwarzen und farbigen Arbeiterbevöl­
kerung und auf die Kritik der Länder 
der Dritten Welt an den Südafrikage­
schäften der imperialistischen Konzer­
ne und Regierungen reagiert. Der Ko­
dex verunmöglicht diese Geschäfte kei­
neswegs, er macht ihnen in Form von 
Empfehlungen bestimmte Auflagen. 
Die in Südafrika tätigen westdeutschen 
Konzerne - und kaum einer mit Rang 
und Namen hat sich dort nicht festge­
setzt - machen kaum Anstalten, den 
Empfehlungen nachzukommen. Ein 
Teil von ihnen berichtet erst gar nicht. 
Die anderen wie auch die Bundesregie­
rung, die die Berichte zusammenfaßt, 
verfahren nach dem Strickmuster: All­
enthalben erfreuliche Fortschritte, 
aber leider noch kein Idealzustand. Bei 
der Rassentrennungspolitik der Regie­
rung in Pretoria könne man aber auch 
nicht, wie man gern wolle.

Es läßt sich aber nicht vertuschen: 
Nur fünf der westdeutschen Konzern­
ableger, die nämlich durch Streik­
kämpfe dazu genötigt wurden, haben 
bisher schwarze Gewerkschaften aner­
kannt. Die Masse der schwarzen Arbei­
ter ist nach wie vor in den allerunter­
sten Lohngruppen. Die Kapitalisten 
wollen sich scheinheilig herauswinden: 
sie zahlten Löhne nicht nach Rasse, 
sondern nach Qualifikation und Lei­
stung. So bleibt dann ein durchschnitt­
licher Stundenlohn der schwarzen Ar­
beiter von ca. 2,40 DM letzten Endes 
an der mangelnden Leistung der Arbei­
ter selber hängen. Der Internationale 
Metallgewerkschaftsbund stellte letztes 
Jahr fest, daß 60% der Arbeiter unter 
dem Mindestlohn des EG-Kodex be­
zahlt werden, großteils weit unter dem 
Existenzminimum. Davon aber schrei­
ben Lambsdorff und Genscher nicht. 
Dafür wird stolz berichtet, daß west­
deutsche Unternehmen „unter Ver­
zicht auf Rationalisierungsinvestitio­
nen“ Dauerarbeitsplätze schaffen 
wollten. Die Kapitalisten verzichten 
auf Rationalisierungen aber nur, wenn 
sich die Einsparung über neue Maschi­
nerie gegenüber den Elendslöhnen, die 
sie zahlen, nicht lohnt.

Es versteht sich, daß die Bundesre­
gierung von den großen, vom Interna­
tionalen Metallgewerkschaftsbund un­
terstützten Streikkämpfen des letzten 
Jahres, insbesondere bei VW Uitenha- 
ge, kein Sterbenswörtchen verliert. 
„Gewisse positive Ergebnisse“ der im­
perialistischen Konzerne ließen sich 
noch schlechter verkaufen als so 
schon. Wie obendrein der Wirtschafts­
und Sozialrat der UNO Anfang dieses 
Monats „gewisse westliche Länder, Is­
rael und andere Länder“ wegen ihrer 
Südafrikageschäfte erneut verurteilt 
hat.
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Aus Kultur und Wissenschaft

Abenteuerfilm
,,Flucht nach Athena“ — mit 
James Bond gegen die Nazis
1944. Auf einer von der faschi­
stischen Wehrmacht besetzten 
griechischen Ägäisinsel, kurz 
vor der alliierten Invasion. Der 
örtliche Führer des Wider­
stands, passend in einem Nazi- 
Bordell versteckt, hat den Auf­
trag, noch vor der Invasion die 
Nazi-Einrichtungen auf der In­
sel zu zerstören. Nicht in den 
Reihen des Widerstandes, son­
dern - wie es der Zufall will 
- in einem Wehrmachtslager, 
dessen Gefangene beim Raub 
griechischer Kunstschätze für 
deutsche Museen eingesetzt 
werden, findet er die geeigne­
ten Leute für das Unterneh­
men: ein britischer Archäologe 
mit perfekter Militärausbil­
dung; ein Zirkusartist; ein ita­
lienischer Gangster; ein US- 
Revuegirl, das als Taucherin 
ausgebildet ist ...

Zum Glück ist der Nazi-La­
gerkommandant ganz anders 
als die anderen Deutschen, 
entweder SS-Herrenmenschen 
oder tumbe Einfaltspinsel. 
Sein lockerer Führungsstil 
macht die Lagerbefreiung 
leicht. Seine Affäre mit dem 
Revuegirl - gängiges Klischee 
in solchen Filmen - zerstört 
vollends seine Nazi-Moral. 
Kurz: Die zusammengewürfel­
te Widerstandsgruppe macht 
die Lagerbesatzung nieder, der 
übriggebliebene Kommandant 
philosophiert über den Unsinn 
des Vaterlandsbegriffs und 
schließt sich der Gruppe an. 
Die stürmt anschließend das 
Treibstoffdepot für deutsche 
U-Boote. Gelegenheit für das ; 
Revuegirl, seine Tauchkünste 
bei der Verminung der Tanks j 
und auf der Flucht vor Nazi 1

Froschmännern kamerawirk­
sam zu zeigen.

Bleiben noch eine SS-Ein­
heit und Wehrmachts-Radar­
station in einem Kloster zu er­
ledigen. Das Kloster ist eine 
elektronische Bergfestung, mit 
Hochspannungsverhauen ge­
schützt. Aber unser Haudegen 
können bergsteigen, tragen 
Isolierschuhe und haben ein 
Gas dabei, mit dem sie die Na­
zi-Soldaten einschläfern. Aber 
bevor sie die Offiziere erschie­
ßen können, haben die noch 
Alarm ausgelöst und den Zeit­
zünder für die Klosterspren­
gung betätigt. SS-Mannen in 
schmucken Raumfahreranzü­
gen bringen eine Rakete in 
Stellung - der Zweck bleibt 
unklar. Natürlich entkommen 
die Helden, bevor das Ganze 
in die Luft fliegt. Zum Schluß 
erledigen sie die SS-Einheit, als 
sie griechische Geiseln erschie­
ßen will. Die Insel ist befreit,

I und bei Retsina und Sirtaki- 
I Musik wird gefeiert.

Das Strickmuster des briti­
schen Films ist James Bond 
nachempfunden, die „Starbe- 
setzung“ davon übernommen. 
Doch während die phantasti­
schen Erlebnisse in dem un­
wirklichen Handlungsrahmen 
der James Bond-Filme einen 
Reiz haben, ist die Story von 
,,Flucht nach Athena“ pene­
trant aufgesetzt auf den antifa­
schistischen Widerstand. Die 
griechischen Massen dienen 
nur als Kulisse für die Drauf­
gänger, die immer das Richtige 
machen oder Glück haben. 
Eingestreute Bemerkungen - 
„Was soll der Widerstand? 
Nach den Deutschen fallen 
Briten und Amerikaner über 
das Land her.“ (Bordellmut­
ter) - verstärken die Tendenz, 
den griechischen Widerstand 
verächtlich zu machen.

Vom Legionär 
zum Millionär

Philip Rosenthal, SPD-MdB 
und Porzellankapitalist, hat 
ein Buch über seine Zeit bei 
der Fremdenlegion herausge­
bracht, in die er 1939, kurz 
nach Kriegsausbruch, ging, um 
„Jahre von Blut und Grauen“ 
zu erleben. In der Wüste Süd­
marokkos ist er auf der Suche 
nach Widerstandskämpfern. 
Hart, brutal, pervers ist der 
Dienst. Rosenthal, mit abge­
schlossenem Oxford-Studium, 
steht über allem und allen, die 
nur „Versager“ sind. Mangels 
Feindberührung wird nie ge­
kämpft. Ihm stinkt das, und er 
haut ab. Berber, „diese Ha­
lunken“, schnappen ihn. Nach 
der dritten Flucht aus der Le­
gion wartet er in Casablanca 
auf ein Schiff nach Gibraltar, 
wird Rugby-Spieler und 
Sprachlehrer und bereitet als 
Geheimdienstmann die Inva­
sion der USA vor. Erneut ver­
haftet, muß er in einem Stein­
bruch in der Wüste schuften. 
Seitdem hat Rußland den 
Schrecken für ihn verlöre:;. 
Harte Zwangsarbeit behandelt 
er wie sportlichen Einsatz. 
Über tierischen Akkord schin­
det er Vergünstigungen und 
Freizeit raus, in der er dann 
Karl Marx liest. Mit Hilfe des 
Geheimdienstes gelingt ihm die 
Flucht nach Gibraltar.

Gelobt sei, was hart macht, 
und Arbeitsdienst täte der heu­
tigen Jugend gut, zieht Rosen­
thal im Nachwort Bilanz. Den 
Beweis dafür hätte er schließ­
lich geliefert. Und gegen die 
Akkordarbeit in der Wüste ist 
Akkord am Tunnelofen doch 
geradezu Erholung!
Philip Rosenthal, Einmal Legionär, 288 
Seiten, Albrecht Knaus Verlag, 32 DM.

CIA: an „Malko“ 
aus dem Sumpf

Ein exilkubanischer Zögling 
des CIA hat sich in El Salvador 
angeblich vom CIA verselb­
ständigt und mordet mit seiner 
Todesschwadron unkontrol­
liert. David Wise, Leiter der 
Operationsabteilung des CIA, 
beschließt, Chacon den 
„Schlächter“ wegen rufschä­
digender Wirkung beseitigen 
zu lassen. Die Angelegenheit 
muß aber geheim bleiben. Also 
läßt Wise seinen freischaffen­
den Spezialagenten Malko aus 
Europa einfliegen. Malko, 
richtiger Prinz Malko Linge, 
letzter Sproß eines österrei­
chisch-ungarischen Adels­
geschlechts, arbeitet für den 
CIA mit überragender Intelli-
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genz, blendendem Aussehen 
undsoweiter, und vor allem für 
viel Geld. Das hat er aber auch 
bitter nötig für die Renovie­
rung seines Schlosses. Eigent­
lich verabscheut er Gewalt ge­
radezu.

Ziemlich umständlich, aber 
dafür fast ganz auf sich ge­
stellt, stöbert er Chacon auf. 
Seine Informanten müssen mit 
dem Leben bezahlen. Ab­
schließend erschießt er Chacon 
mit Zielfernrohr in Notwehr.

Ebenfalls in Notwehr erle­
digt er den örtlichen CIA- 
Chef, der in Wirklichkeit die 
Fäden gezogen hat. Der Hand­
lungsablauf im einzelnen ist so 
unrealistisch wie abwegig.

Die aus dem Französischen 
übersetzte monatliche Buchse­
rie „Malko“ ist eine Propa­
ganda für die Verstärkung des 
CIA, die mit Zugeständnissen 
an bekannte Enthüllungen 
über den CIA operiert. Der 
Verkaufserfolg beruht auf ei­
ner geschickten Mischung von 
realistischer Darstellung der 
Schauplätze, vorgeblichen 
Hintergrundeindrücken über 
aktuelle Ereignisse (Kampu- 
chea, Laos, Nicaragua etc.) 
und einem dermaßen phanta­
stischen Helden, daß jede Ver­
anlassung zur Identifizierung 
einem eher aufgeschlossenen 
bis belustigten Interesse wei­
chen kann. Malko, außerdem 
ein Weg, für die Imperialisten 
zu arbeiten, daran zu verdie­
nen, ohne sich die Hände 
schmutzig zu machen und 
auch noch segensreich auf das 
Zeitgeschehen einzuwirken. 
Zwar fiktiv, aber warum soll 
nicht in der wüstesten Reak­
tion ein guter Kem stecken, 
meint der Autor.
Qerard de Villiers, Malko, Terror in 
San Salvador. Cora Verlag, Berlin 
1981. 4,00 DM

Die Befreiung 
der Slowakei

Peter Jilemnicky schildert in 
seinem 1947 erschienenen Ro­
man die Organisierung des Wi­
derstandes gegen den deut­
schen Faschismus, die Vorbe­
reitung und das Scheitern des 
slowakischen Aufstandes Ende 
August 1944, die Reorganisie­
rung der bewaffneten Kräfte 
und die Befreiung von der 
Herrschaft der Deutschen und 
dem faschistischen Tiso-Regi- 
me, die Ende Januar 1945 
durch Vereinigung der Miliz 
des Revolutionären National­
komitees, der Partisanen und 
der Roten Armee gelang.

Der Autor führt den Förster 
Gondas als Erzähler ein, der 
an achtzehn Abenden berich­

tet, scheinbar ungeordnet, was 
ihm wichtig ist, damit eine 
Chronik für das Dorf Ciem^ 
Balog im Gebiet der Niederen 
Tatra geschrieben werden 
kann, das den einzigen Schau­
platz des Romans bildet. Da­
durch, daß der Bericht des 
Försters selber aus verschiede­
nen Elementen besteht, Au­
genzeugenberichten und Wie­
dergabe von Vorfällen, über 
die er von anderen gehört hat, 
kann der Leser sich eine Auf­
fassung über die Arbeit der re­
volutionären Kräfte bilden, die 
sich auf die soziale Organisa­
tion des Dorfes und die Orts­
kenntnisse seiner Bewohner 
stützen konnten.

Man erfährt einiges über die 
Organisationsarbeit unter ille­
galen Bedingungen, wo auch 
der Förster nicht über alles Be­
scheid wissen konnte. Schwie­
rigkeiten werden nicht ver­
schwiegen, so die mangelnde 
Verbindung des Dorfes mit 
den Partisanen, Hilflosigkeit 
angesichts der Verfolgung von 
Zigeunern.

Der Leser kann nach t den 
vielen wahrheitsgetreu geschil­
derten Bruchteilen dem För­
ster folgen, wenn er Kriterien 
für die Darstellung aufstellt. 
Nicht diejenigen sollten her­
vorgehoben werden, denen es 
nur um Verteidigung von Häu­
sern oder Besitz gegangen sei. 
„Nicht wer sich der Situation 
angepaßt hat, sondern wer sie 
selbst schuf, muß an erster 
Stelle stehen.“

Er muß ihm nicht folgen, 
wenn er in unpassend klassen­
neutraler Fassung die Ziele der 
Handelnden angibt, die in den 
Deutschen „das schlugen, was 
in ihrem Namen verübt wor­
den war: Mord, Brandstif­
tung, Verwüstung, Raub“.

Der Autor mußte 1939 die 
Slowakei verlassen, wurde in 
Nordmähren wegen illegaler 
Tätigkeit verhaftet und zur 
Zwangsarbeit verschleppt. Zur 
Zeit seines Todes 1949 war er 
Kulturattache der CSSR in der 
UdSSR.
Peter Jilemnicky, Der Wind dreht sich, 
Röderberg-Verlag GmbH, Frankf./M. 
1977 10,50 DM.

Rüstungsexporte
Eine Wende im westdeutschen 
Rüstungsexport?

Die Lieferung von U-Booten nach Chile und Kampfpanzem nach 
Saudi-Arabien ist Ausgangspunkt einer heftigen Diskussion um 
den Rüstungsexport der westdeutschen Imperialisten. In den poli­
tischen Grundsätzen der Bundesregierung von 1971 ist festgelegt: 
„Als ein weiterer Beitrag zur Sicherung des Friedens in der Welt 
soll der Export von Kriegswaffen in die Länder außerhalb des at­
lantischen Verteidigungsbündnisses grundsätzlich unterbleiben. 
Der Export sonstiger Rüstungsgüter ist soweit wie möglich zu be­
schränken“. „Restriktiver Rüstungsexport“ war das Schlagwort, 
unter dem die sozialliberale Bundesregierung angetreten ist. Die 
Wende, die mit der beabsichtigten Lieferung der Kampfpanzer 
signalisiert wird, erscheint in der Argumentation der Bundesre­
gierung als das Resultat einer besonderen, insbesondere durch die 
Aggressionspolitik der SU hervorgerufenen Veränderung der Si­
cherheitslage, die ein „Umdenken“ erfordere.

Der Rüstungsexport der BRD, in konstanten Preisen von 1975 
gerechnet, betrug im Zeitraum 1967-69 durchschnittlich 130 
Mio. $/Jahr. Bis zum Zeitraum 1975-77 schnellte er auf durch­
schnittlich 580 Mio. $/Jahr. Wesentlichen Anteil an dieser Steige­
rung hat der Export schwerer Waffen in die Länder der Dritten 
Welt: Er stieg in diesem Zeitraum von 11 Mio. $/Jahr um 990% 
auf 120 Mio. $/Jahr. Über die Hälfte der insgesamt 3,5 Mrd. $ 
Rüstungsexporte der Jahre 1967 bis einschließlich 1977 wurde in 
den letzten drei Jahren dieses Zeitraums abgewickelt, bei den 
schweren Waffen in die Länder der Dritten Welt sogar 64%. In 
den Jahren 1973-77 gingen 70% der Rüstungsexporte in die 
Länder der Dritten Welt, davon 46% nach Nah/Mittelost, 27% 
nach Afrika, 21% nach Lateinamerika, 5% Ostasien, in Länder 
also1, die nach den „Politischen Grundsätzen“ weder Kriegswaf­
fen noch sonstige Rüstungsgüter erhalten sollten (Zahlen: Ame­
rikanische Abrüstungsbehörde ACDA, SIPRI, zit. nach „Wehr­
technik 4/81“).

Ein Beispiel: mit der französichen AEROSPATIALE schloß 
sich MBB 1972 zur EUROMISSILE zusammen zwecks Produk­
tion von Raketensystemen. Seit Produktionsbeginn 1973 wurden 
80000 MILAN und 4000 dazugehörige Feuereinrichtungen pro­
duziert. 134000 Bestellungen aus 21 Ländern ermöglichen jetzt 
eine Produktion von 1600 MILAN und 100 bis 110 Feuereinrich­
tungen pro Monat. Seit Produktionsbeginn 1977 haben 12 Län­
der über 32200 Einheiten der Panzerabwehrrakete HOT geor­
dert, 10000 HOT und 4000 Feuereinrichtungen wurden seither 
produziert mit einer Rate von jetzt 800 HOT pro Monat. Die Se­
rienproduktion der ROLAND setzt mit einer Rate von 300 
Stück/Monat ein. Jeweils rund ein Drittel all dieser Raketen geht 
in den Export. Seit Dezember ’79 bildet EUROMISSILE mit 
BRITISH AEROSPACE die EMDG, die die Produktion der 
dritten Generation von Anti-Panzer-Raketen vorbereiten soll. 
Zur Produktion einer zweiten Generation von Anti-Schiff-Rake­
ten bildeten beide Firmen die ASEM, wobei MBB verantwortlich 
für den Staustrahlenantrieb, die Aerodynamik und den Gefechts­
kopf zeichnet.

Vom Bodenseewerk Gerätetechnik BGT wurden 15000 Einhei­
ten der Luft-Luft-Rakete Sidewinder mit von BGT verbesserter 
Infrarot-Lenkeinheit produziert. Unter Führung von BGT pro­
duziert ein europäisches Konsortium ab 1981 9000 Sidewinder 
der verbesserten Version AIM-9L. Die Sidewinder gehört zur 
Frontausstattung der Luftwaffe von rund 30 Ländern.

Als derzeit größtes Projekt steht der deutsch-französische 
Kampfpanzer 90 an, vereinbart Februar 1980 und seither heftig 
umstritten. 5000 neue Panzer sind für die 90er Jahre in 
Mitteleuropa/NATO als Bedarf angemeldet. Zur Durchführung 
auf westdeutscher Seite wurde die M.K.S MaK Krauss-Maffei 
Sondertechnik GmbH gegründet. Vereinbart wurde das Fahrge­
stell des Leopard II als Grundlage. Den bis dahin marktbeherr­
schenden MTU-Motoren hat erstmals eine französische Firma 
mit dem V8X 1500 den Fehdehandschuh hingeworfen. Die fran­
zösische Serienproduktion soll vier Jahre vor der deutschen an­
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laufen. Das und die Bewegungsfreiheit auf den internationalen 
Waffenmärkten verschafft ihnen einen enormen Konkurrenzvor­
sprung. Gegen die westdeutsche Vorstellung von 60 t Gewicht 
wollen sie eine leichtere Version mit 401 durchsetzen, die für ver­
kehrstechnisch unterentwickelte Gebiete und damit für den Ex­
port besser geeignet ist. Bundestagsabgeordnete aus dem Vertei­
digungsausschuß übten Kritik, dem gemeinsamen Projekt stünde 
das starke Exportinteresse Frankreichs entgegen. Trotz der Kritik 
wurde auf einem Treffen der nationalen Rüstungsdirektoren der 
Beginn der Definitionsphase auf Herbst 1981 festgelegt. Die Re­
gierung baut darauf, daß mit der Durchsetzung des Panzerge­
schäfts an Saudi-Arabien die Bedenken hinfällig werden.

Die westdeutschen Imperialisten haben sich technologisch welt­
weit an vorderste Front geschoben. Die Rüstungsexporte und re­
sultierenden Profite waren schon bisher beachtlich, jedoch: was 
sind sie gegen die auf dem Weltmarkt möglichen Profite? Die 
Schranken müssen fallen, die von diesen Profiten trennen. Den 
Durchbruch auf die internationalen Waffenmärkte zu erreichen, 
erfordert, statt der Parole ,,restriktiver Rüstungsexport“ die 
,,Sorge um die internationale Sicherheitslage“ umzuhängen. Eine 
Wende ist das nicht.

Bauern
Teures Lehrgeld für bürgerliche 
Genossenschafts „hilfe‘ ‘
In den „Politischen Berichten“ 8/81 hatten wir in Auseinander­
setzung mit den Apologeten des Privateigentums und des 
„Wachsen oder Weichen“ im Deutschen Bauernverband den 
Schluß gezogen: „Es gibt für die selbstarbeitenden Bauern keinen 
anderen Weg, als sich genossenschaftlich zusammenzuschlie­
ßen.“ Nun existieren landwirtschaftliche Genossenschaften in 
der BRD, und rund 80% der westdeutschen Bauern dürften in 
mindestens einer der Kredit-, Bezugs-, Absatz-, Molkerei- und 
Milchverwertungsgenossenschaften Mitglied sein, ohne daß dies 
ihre Lage wesentlich erleichtert. Im Gegenteil: Diese Genossen­
schaften sind nichts anderes als große kapitalistische Monopole, 
die die kleinen und mittleren Bauern ausbeuten. Die Ursache da­
für sind u.a. in der Geschichte der Genossenschaftsbewegung 
selbst zu suchen.

Der moderne Genossenschaftsgedanke findet unter den Bauern 
ungefähr ab Mitte des letzten Jahrhunderts Verbreitung. Die bür­
gerliche Revolution 1848 hatte weitgehend vollendet, was die 
französische Revolution in den linksrheinischen Gebieten 
Deutschlands eingeleitet und die Agrarreformen von Stein und 
Hardenberg in Preußen weiter-, wenn auch keineswegs zuendege- 
führt hatten: die Befreiung der Bauern von feudaler Ausbeutung. 
Aber wie sah diese Befreiung aus!

Die Aufhebung der Leibeigenschaft, die Beseitigung der Fron­
dienste, des Zinses und der Abgaben aller Art an den Feudalherrn 
erkauften die Bauern vielfach mit der Abtretung weiteren Landes 
an die Großgrundbesitzer. In Preußen fielen im Zuge der „Regu­
lierung“ 425052 ha Land, und zwar das beste Land, an den 
Großgrundbesitz; darüber hinaus mußten die Bauern 178,3 Mio. 
Mark an Bargeld, 25,9 Mio. Mark an Renten sowie 16612 t Rog­
gen als „Entschädigung“ zahlen. Sofern nicht überhaupt von 
Grund und Boden befreit und auf den Arbeitsmarkt geschleu­
dert, hockte der „freie“ Bauer in aller Regel auf einer winzigen 
Parzelle, die kaum ihn und seine Familie ernährte.

Doch ihre vorkapitalistische Produktionsweise der Parzellen­
wirtschaft war bereits geschichtlich überholt. Die Entwicklung 
der Wissenschaften, insbesondere der Chemie, und moderner 
Maschinerie erforderten neue landwirtschaftliche Produktions­
methoden, die mit der Parzellenwirtschaft unvereinbar waren. 
Der spätere Gründer der Deutschen Landwirtschaftsgesellschaft 
Max Eyth wirft 1863 nach einer geradezu euphorischen Beschrei­
bung des Dampfpflugs und seiner Möglichkeiten die Frage auf, 
„ob die Dampfkultur »sich lohnt1“, und antwortet: „Das 
Dampfpflügen lohnt sich nicht, wo das Gut in kleine, zerstückel­
te Felder verteilt ist und dies nicht geändert werden kann.“

Tatsächlich ist die in der Statistik ausgewiesene Steigerung der 
Produktivität der Arbeit in der Landwirtschaft in der ersten Hälf­
te des 19. Jahrhunderts, die sich in der Steigerung der Pro-Hek­

tar-Erträge, der Milchleistung der Kühe, des Schlachtgewichts 
des Viehs usw. ausdrückt, fast ausschließlich auf die Anwendung 
moderner Produktionsmethoden in den landwirtschaftlichen 
Großbetrieben zurückzuführen, v.a. in der preußischen „junker­
lichen“ Wirtschaft, die trotz noch halbfeudaler Züge in ihrer 
Grundlage kapitalistisch war.

Für Millionen kleiner Bauern hingegen hat ihre Befreiung von 
feudaler Ausbeutung nicht auch unmittelbar zur Hebung der 
Produktivität ihrer Arbeit geführt. Fast läßt sich sagen, im Ge­
genteil. Ihre letzten Notgroschen hatten sie für die „Ablösung“ 
oder „Regulierung“ weggezahlt. Die Steuerlasten stiegen und 
drückten kaum weniger als zuvor die Feudallasten. Zugleich hatte 
der Siegeszug der großen Industrie die alte bäuerliche Hausindu­
strie vollständig vernichtet. Selbst die einfachen Arbeitsgeräte, 
die sie vordem noch selber produzieren konnten, mußten die 
Bauern nun kaufen. Sie brauchten Geld und nochmals Geld, das 
sie sich nur beim Wucherer verschaffen konnten. Weiterhin war 
auch die Allmende, auf der die Bauern in früheren Zeiten ihr Vieh 
weideten, verschwunden, unzählige Kleinbauern konnten sich 
deshalb kein Vieh mehr halten, ohne Vieh aber war eine rationelle 
Bewirtschaftung der Äcker nicht möglich.

Diese Verhältnisse auf dem Lande waren ein fruchtbarer Bo­
den für die Propaganda der genossenschaftlichen Organisierung 
der Bauern. Aufgrund ihrer ökonomischen Lage, ihrer isolierten 
Lebensweise, ihrer Erziehung konnten die Parzellenbauern diese 
Aufgabe nicht selbst in Angriff nehmen. Um die genossenschaft­
liche Organisierung kämpften, aus entgegengesetzten Interessen 
und mit entgegengesetzten Zielen, Bourgeoisie und Proletariat.

Als Vertreter der Bourgeoisie und Begründer des ländlichen 
Genossenschaftswesens gilt Friedrich Wilhelm Raiffeisen, preußi­
scher Offizier und Beamter. Er gründete 1847/48 in Weyerbusch 
als Bürgermeister zusammen mit den reichen Einwohnern den er­
sten „Wohltätigkeitsverein“, dem später weitere folgten und des­
sen vorrangige Aufgabe noch war, in Zeiten größter Not billige 
Nahrungsmittel für die verarmte und halbverhungerte Dorfbevöl­
kerung zu beschaffen. Als „Wohltätigkeitsvereine“ hatten diese 
Organisationen jedoch keine Zukunft; die geschäftlichen Mög­
lichkeiten zeichneten sich alsbald ab:

„.. . stellte sich anfänglich die Aufgabe, den bis dahin hervor­
getretenen Hauptkrebsschaden, den wucherischen Handel mit 
Vieh, zu beseitigen. Zunächst wurde Vieh angekauft und den 
Eingesessenen gegen allmähliche Tilgung der Kaufsumme, in der 
Regel auf 5 Jahre, zurückzahlbar in fünf gleichen Jahresraten, 
übergeben. Bald zeigte sich jedoch, daß dieses Verfahren zu um­
ständlich ... war. Sollte überhaupt eine durchgehende Besserung 
der ländlichen Verhältnisse herbeigeführt werden, so war es mit 
dem Ankäufe von Vieh allein nicht getan. Es mußten für viele an­
dere Bedürfnisse: Ankauf, resp. Verbesserung von Gebäuden 
und Grundstücken, Beschaffung von Geräten aller Art, Saat­
früchten etc., die Geldmittel gewährt werden. Man ging deshalb 
nicht lange nach dem Entstehen des Vereins dazu über, Hilfe 
durch Gewährung von baaren Darlehn zu schaffen.“ (Raiffeisen)

Doch immer noch war der Bourgeoisie die „Wohltätigkeit“ zu 
groß, das Geschäftsinteresse zu klein geschrieben. Solange der 
„Verein“ die Kreditvergabe nicht auf Mitglieder beschränkte und 
solange nicht die Vereinsmitglieder selbst in Solidarhaft für die 
Kredite bürgten, fand sich kaum ein Kapitalist, um die erforderli­
chen Geldmittel zur Verfügung zu stellen. Die „Vereine“ mußten 
in selbständige Wirtschaftskörperschaften umgewandelt werden, 
und dabei half der Staatsapparat, der anfänglich noch die Bürg­
schaften gestellt hatte, durch Entzug der Bürgschaft nach. 1864 
löste Raiffeisen die „Wohltätigkeitsvereine“ auf und gründete 
den Darlehnskassenverein. Nach dessen Satzung mußte jeder 
Kreditnehmer Mitglied sein, jedes Mitglied eine Einlage, ein Ein­
trittsgeld und Beitrag zahlen; die Geldmittel wurden durch die 
Mitgliedsbeiträge sowie durch Anleihen aufgebracht.

Fortan entwickelten sich die Genossenschaften dieses Typs 
schwungvoll. Bis 1883 waren 1050 gegründet, 1895 waren es be­
reits 7170, 1907 fast 21000, davon zwei Drittel Kreditgenossen­
schaften. Ihre historische Leistung besteht in der Beseitigung des 
Wuchers, aber nur zu dem Zweck, dem Kapital die Unterwerfung 
der bäuerlichen Landwirtschaft zu ermöglichen.

Bislang hatte der Parzellenbauer keinerlei Zugang zu den be­
gehrten Kreditmitteln außer eben über den Wucherer, der ihn 
ausblutete und die Entwicklung der Produktion hemmte. Erst 
mit der Gründung der Genossenschaften und insbesondere der 
Kreditgenossenschaften kann er sich Geldmittel verschaffen, um s 
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Produktionsmittel, Vieh, auch Land zu kaufen. Ohne sie wäre 
die gewaltige Steigerung der Produktivität der Arbeit in der 
Landwirtschaft in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts un­
denkbar gewesen. 1861 betrug die Förderung an Kalirohsalz in 
Deutschland 23000 dz, 1880 bereits 6,7 Mio., 1900 30 Mio. und 
1913 116 Mio. dz. Der Mineraldüngerverbrauch pro Hektar 
Landwirtschaftsfläche stieg von 1878-80 = 1,7 auf 1913 = 20,1 
dz. Die gesamte landwirtschaftliche Produktion je Hektar ver­
doppelte sich von 1800 bis 1883 und verdreifachte sich bis 1900.

Umgekehrt wuchs der Parzellenbauer mit dieser Entwicklung 
in neue Abhängigkeiten. Die Genossenschaften konzentrierten 
das Aufgesparte der Bauern, vergaben die Kredite, trieben die 
Tilgungs- und Zinszahlungen ein und die zahlungsunfähigen Bau­
ern von Haus und Hof, ermöglichten es also, das in der bäuerli­
chen Landwirtschaft angelegte Kapital rasch aus unrentablen in 
rentablere Bereiche zu verschieben, mit allen Konsequenzen des 
Bauernlegens. Bei all dem tasteten sie die überholte Produktions­
weise selbst, die Privatwirtschaft, nicht an. Daß sie unter diesen 
Bedingungen wie gewöhnliche kapitalistische Unternehmen fun­
gieren, braucht nicht weiter zu wundern. Die Bourgeoisie und an 
ihrer Seite die kapitalistischen Großgrundbesitzer sorgten in meh­
rerer Hinsicht auch für direkte Kontrolle der Genossenschaften.

Erstens sicherten sie ihren Vertretern die führenden Positio­
nen. In den Kreisorganisationen des „Hessen-Casselschen Ver­
bandes“ z.B. standen zwischen 1882 und 1933 51 Pfarrer, elf 
Lehrer, fünf Bauern, vier Gerichtssekretäre, zwei Domänenpäch­
ter, zwei Rechner und jeweils ein Amtsrichter, Rechnungsrat und 
Genossenschaftsbeamter an der Spitze.

Zweitens sicherten sie mit dem Genossenschaftsgesetz von 1889 
den Großgrundbesitzern direkt den Zutritt (nichtgeschlossene 
Mitgliederzahl), während gleichzeitig Beschränkungen nach un­
ten (Mindestanbaufläche u.ä.) zugelassen wurden. V.a. auch leg­
ten sie fest, daß eine Genossenschaft u.a., „wenn sie andere als in 
diesem Gesetz (§1) gezeichneten geschäftlichen Zwecke verfolgt, 
.. . aufgelöst werden (kann) ...“, ohne Anspruch auf Entschä­
digung.

Von dieser Genossenschafts,,hilfe“ durch die Bourgeoisie un­
terschieden sich die Aussichten, die die Arbeiterklasse den Klein­
bauern bieten konnte (und kann), grundlegend.

Versprach die Bourgeoisie die Erhaltung des Privateigentums 
und der Privatwirtschaft in der Genossenschaft - ein Verspre­
chen, daß sie für einen (abnehmenden) Teil der Bauern dadurch 
einlöste, daß sie den anderen (wachsenden) Teil vernichtete -, so 
wiesen die politischen Vertreter und Organisationen der Arbeiter­
klasse nach, daß es nur einen Weg für die Kleinbauern gibt, sich 
selbst zu helfen: durch freiwillige Überwindung von Privateigen­
tum und Privatwirtschaft. 1869 rief die deutsche Sektion der In­
ternationalen Arbeiterassoziation in einem „Manifest an die 
Landwirtschaftliche Bevölkerung“ auf:

x „1. Die Kleinbesitzer einer Gemeinde bilden, indem sie ihre 
•Grundstücke, Viehbestände, Wirtschaftsgebäude, Ackergerät­
schaften, Arbeitskräfte in Anwendung aller Mittel der Wissen­
schaft und Technik zu gemeinschaftlichem Betriebe vereinigen, 
eine Produktivgenossenschaft.“

Nur durch die Überwindung der Privatwirtschaft können sich 
die Bauern alle Vorteile des Großbetriebs, die Anwendung der 
Wissenschaft und modernster landwirtschaftlicher Maschinerie, 
verschaffen. Nur durch die bewußte Überwindung des Privatei­
gentums können sie die mörderische Konkurrenz untereinander 
beseitigen. Denn diese Konkurrenz besteht fort, und womöglich 
noch schärfer, solange einzelne Mitglieder, um ihre besonderen 
Interessen durchzusetzen, mit Austritt und Herausnahme ihres 
Hofes usw. drohen können. Doch nur durch engen Zusammen­
schluß zu gemeinschaftlichem Betrieb haben die bäuerlichen 
Kleinproduzenten die Aussicht, sich der übermächtigen Konkur­
renz durch die kapitalistischen Landwirtschaftsbetriebe, durch 
die Monopole, von denen sie ihre Produktionsmittel beziehen, 
und durch die Handelsmonopole bzw. Nahrungsmittelmonopole 
zu erwehren.

Die Produktivgenossenschaften konnten sich nicht durchset­
zen. Vor allem das gegenseitige Mißtrauen unter der bäuerlichen 
Bevölkerung, das seine Grundlage eben im Privateigentum hat, 
erwies sich als starkes Hemmnis. Doch wieviel Lehrgeld mußten 
die Bauemmassen in den letzten 120 Jahren dafür zahlen, daß sie 
den von der Bourgeoisie gezeichneten Weg beschritten, anstatt 
das angebotene Bündnis mit der Arbeiterklasse zu suchen, (wird 
fortgesetzt)

Analphabeten
Bremer Senator tut verwundert: 

unglaubliches Phänomen“
Seit der 1. Arbeitskonferenz über „Analphabetismus unter 
deutschsprachigen Jugendlichen und Erwachsenen“ im Novem­
ber 1980 in Bremen hat sich die Presse auf dieses „Phänomen“ 
gestürzt, teils mit reißerischen Aufmachem wie „Analphabeten 
tarnen sich perfekt“, teils mit rührseligen Geschichten. Nach 
Schätzungen der UNESCO sind 1—2% der Bevölkerung hoch­
entwickelter Industrienationen völlige Analphabeten, d.h. sie 
können überhaupt nicht lesen und schreiben, 8- 15% sind funk­
tionale Analphabeten oder Semialphabeten, Menschen, die 
bruchstückhaft buchstabieren und gerade ihre Unterschrift und 
Adresse malen können. Diese Schätzungen sind durch statistische 
Untersuchungen in den USA (1960 2,4% totale, 8,2% funktiona­
le Analphabeten), in Großbritannien (1979 ca. 2 Mio.) und Hol­
land (1/2 Mio.) bestätigt. 1912 wurde in Deutschland die letzte 
Erhebung durchgeführt: 0,01-0,02% Analphabeten beim 
Reichsheer. Seither galt Analphabetentum als ausgerottet.

Auch in der neuesten pädagogischen Fachliteratur werden Al­
phabetisierungsmaßnahmen in der BRD nur im Zusammenhang 
mit ausländischen Arbeitern und ihren Kindern erwähnt. Dage­
gen stehen die Erfahrungen und Ergebnisse der letzten Jahre: 
steigende Nachfrage für Rechtschreibekurse für Erwachsene bei 
Volkshochschulen; eine Sozialerhebung der TU München, daß 
5% aller bayerischen Berufsschüler größte Schreib- und Lese­
schwierigkeiten haben; das Kreiswehrersatzamt Kassel mustert 
jährlich ca. 1% wegen Lese- und Schreibschwäche als „untaug­
lich“ aus; der Leiter des Gefängnisses Duisburg-Hamborn geht 
von bis zu 7% Analphabeten unter den Insassen aus; die GEW in 
Berlin schätzt 40% der Sonderschulabgänger als Analphabeten 
ein. Zur fehlenden Untersuchung des Ausmaßes des Analphabe­
tentums in der BRD gesellt sich Verneblung der Ursachen des 
Problems. Der Bremer Senator für Wissenschaft und Kunst Fran­
ke sieht im Analphabetismus eher ein „psychisch-medizinisches 
Problem“, „nicht so sehr ein Versagen des Bildungssystems“.

Die Lebensgeschichten von Analphabeten in der BRD bezeu­
gen gerade das Gegenteil: Die meisten wurden als 
„Sch ul Versager“ abgestempelt, Hauptschüler ohne Abschluß 
(insges. 10% aller Hauptschüler), Sonderschüler, die beschäftigt, 
aber nicht unterrichtet wurden. Viele wechselten häufig die Schu­
le oder besuchten sie nur zeitweilig, da sie schon früh zur familiä­
ren Existenzsicherung beitragen mußten (z.B. Arbeit in der Land­
wirtschaft, Betreuung von Geschwistern); anderen, die heute fast 
50jährigen „Bombenkinder“, war in den Kriegs- und Nach­
kriegsjahren kein geregelter Schulbesuch möglich. Dann keine 
Berufsausbildung, die schlechtest bezahlten Arbeiten, auf dem 
Arbeitsmarkt gelten sie als „schwervermittelbar“, vielen wird ge­
kündigt, wenn ihr Analphabetentum im Betrieb bekannt wird. 
Kein Wunder, daß sie versuchen, es zu verbergen, bis in persönli­
che Beziehungen hinein. „Das ist ein unglaubliches Phänomen, 
dem wir sehr mühsam auf die Spur gekommen sind, weil diese 
Menschen das sehr dicht halten gegenüber ihrer Umwelt“, stellt 
Franke so die tatsächlichen Verhältnisse auf den Kopf.

Zuerst mußten sich Sinti und dann Strafgefangene jahrelang 
vergeblich um Lese- und Schreibunterricht bemühen, mußten pri­
vate Selbsthilfegruppen um Geld betteln, bevor sich ein Kultus­
minister dazu durchrang, das Thema Analphabetentum jetzt erst­
mals bei der kommenden Kultusministerkonferenz auf die Tages­
ordnung zu setzen. Von den jährlich ca. 500 Mio. DM für Er­
wachsenenbildung in der BRD ist bis heute keine einzige Mark 
für die Unterrichtung der Elementartechniken Lesen und Schrei­
ben vorgesehen. Einige Volkshochschulen erhalten spärliche Mit­
tel über das Bundessozialhilfegesetz, andere Träger sparen beim 
Personal Kosten ein über ABM-Stellen, Honorarkräfte und „En­
gagement“. Anfang 1981 wurden ca. 1000 Personen auf diese 
Weise in Abendkursen, die sie selbst bezahlen müssen, unterrich­
tet. In GB nahmen 1980 75000, in Holland 5000 und in Italien 
50000 an Alphabetisierungsmaßnahmen teil. In Italien haben die 
Gewerkschaften 1970/72 ein Bildungsurlaubsgesetz durchgesetzt, 
das jedem Arbeitnehmer innerhalb von zwei Jahren 150 vollbe­
zahlte Arbeitsstunden für persönliche Weiterbildung sichert, für 
Alphabetisierungsmaßnahmen noch zusätzliche 100 Stunden.
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Besch.

16384 DM monatl

04 Flächengleiche Gegenüberstellung: Besch, 
o. Abitur, FH- oder Hochschulabschluß 
(durchgez.),Besch, mit solchen Abschi, (gep.)

Nach den bisherigen Untersu­
chungen ergibt sich die Lohn- 
und Gehaltsdifferenzierung 
aus der unterschiedlichen Ste­
lling im Arbeitsprozeß. Um 
prüfen zu können, inwieweit 
diese unterschiedliche Stellung 
im Arbeitsprozeß auch unter­
schiedliche Reproduktionsko­
sten der jeweiligen Arbeits­
kräfte hervorbringt, muß zu­
erst versucht werden, eine kla­
rere Vorstellung von der ,,Stel­
lung“ im Arbeitsprozeß zu ge­
winnen.

Zu diesem Zweck haben wir 
uns bemüht, eine Verteilung 
der Lohn- und Gehaltssumme 
aufzustellen, die annähernd al­
le Arbeiter und Angestellten 
umfaßt. Das ist nicht einfach, 
weil die öffentliche Lohnstati­
stik in den höheren und höch­
sten Gehaltszonen nicht mehr 
zählt. Die Effektivlohnstatistik 
zählt zum Beispiel die Lei­
stungsgruppen la und Ib dej 
Angestellten nicht mehr, und 
auch die ausführliche Lohn­
strukturerhebung, die alle 
sechs Jahre durchgeführt wird, 
zählt diese Gruppe nicht voll­
ständig.

Die in diesem Heft schon 
mehrfach herangezogene Stati­
stik der Sozialversicherten von 
1976 wiederum faßt alle über 
3100 DM gelegenen Löhne 
und Gehälter zu einer Klasse 
zusammen. Indessen eben nur 
die bei der gesetzlichen Versi­
cherung Erfaßten, d.h. dieje­
nigen, die sichvin dieser Versi­
cherung weiterversichert ha­
ben oder in sie eingetreten 
sind.

Für eine Darstellung der auf 
der Lohnskala anzutreffenden 
Ausbildungsvoraussetzungen 
der Arbeitskräfte ist jedoch eU 
Vorstoß in diese Gehaltszoneri 
unerläßlich, einfach weil ein 
erheblich großer Teil der Ar­
beitskräfte mit Abitur, Fach­
hochschule, Hochschule, Pro­
motion in diesen Sphären Be­
schäftigung findet.

Die beiden ,,Gesamt Vertei­
lungen“ unterscheiden sich im 
unteren Bereich der Lohnskala 
erheblich; die Effektivlohnver­
teilung erreicht die in den un­
tersten Skalenbereichen tat­
sächlich gezahlten Löhne und 
Gehälter nicht. In der Erfas­
sung der Sozialversicherungs­
pflichtigen fallen nämlich etli­
che Mängel der Erhebung weg, 
die der Effektivlohnstatistik 
anhaften; sei dies die schlech­
tere Erfassung von Klein- und 
Kleinstbetrieben, familienver­
mittelte Halbsklaverei im 
Handwerk und allerhand Der­
artiges. Da unsere Untersu­
chung aber in der Zone des 
Überganges von den höheren
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Lohnhöhe und Ausbildung (III)

zu den höchsten Gehältern an­
gesiedelt ist, zählt doch, daß 
die Übereinstimmung beider 
Gesamtverteilungen in diesem 
Bereich tragbar ausfällt.

Im Schaubild Nr. 03 ist eine 
Darstellung des Anteils enthal­
ten, den in der jeweiligen 
Lohn- und Gehaltsklasse die 
mit Abitur und höher Gebilde­
ten einnehmen; im Schaubild 
Nr. 04 eine Gegenüberstellung 
der Gesamtverteilung aller Ar­
beitskräfte ohne Abitur, Fach­
hochschul- oder Hochschulbil­
dung zu denen mit einer sol­
chen. Aus diesem Material las­
sen sich gewisse Schlußfolge­
rungen ziehen:

1. ) Der Anteil der Angestell­
ten ohne Abitur, Fachhoch- 

-schulbildung usw. ist bis in die
höchsten Gehaltszonen ver­
hältnismäßig hoch. Hieraus 
läßt sich schließen, daß der Be­
darf an Kenntnissen, Fertigkei­
ten, Fähigkeiten usw., der von 
den Kapitalisten an derartige 
Arbeitskräfte gestellt wird, 
sich nur teilweise durch eine 
Schulbildung erwerben läßt. 
Eine solche Schulbildung er­
scheint nicht als zwingende 
Voraussetzung.

2. ) Diese hauptsächlich 
schulisch gebildeten Arbeits­
kräfte zerfallen - dem An­
schein nach und bei aller Unsi­
cherheit der Statistik doch 
deutlich - in zwei Gruppen. 
Man wäre geneigt, im Bereich 
der ersten Gruppe auf techni­
sche und wissenschaftliche 
Qualitäten zu schließen, die in 
den Arbeitsprozeß einfließen. 
*tm Bereich dieser Gruppe 
nimmt ferner der Anteil von 
Arbeitskräften mit höherer 
Schulbildung zu, kommt aber 
kaum über 50% zu stehen. 
Umgekehrt scheint also in die­
sen Einkommensklassen ein 
Spektrum von Fertigkeiten be- 
nötit zu werden, wie es nur 
durch ziemlich ausgreifende 
Erfahrung in der Produktion 
gewonnen werden kann bzw. 
in praktischer Tätigkeit für ei­
nen Kapitalisten.

3. ) Im Bereich der zweiten 
Gruppe sind hauptsächlich 
,,leitende Angestellte“ enthal­
ten. Der Anteil der Angestell­
ten mit höherer Bildung über­
steigt die 50%-Marke und 
nimmt weiter zu. Dennoch läßt 
sich bestreiten, daß die Lohn­
differenzierung in diesem Be­
reich etwa durch den höheren 
Bildungsanteil verursacht wä­
re. Ausschlaggebend für die

Lohndifferenzierung sind hier 
vielmehr:

a) Die Anzahl der jeweils 
untergebenen Arbeitskräfte: 
Bei bis zu 99 unterstellten Ar­
beitskräften ist ein - auf den 
Monat umgerechnetes - Ge­
halt von 10100 DM normal, 
bei 5000 u.m. Arbeitskräften 
21400 DM.

b) Die Geldmasse des unter 
Regie dieser Leute bewegten 
Umsatzes: Bei bis zu 10 Mio. 
DM pro Jahr ist ein Gehalt 
von 8600 DM normal, bei über 
500 Mio. DM von 18400 DM.

c) Die Erfahrung in der flot­
ten Bewegung von Geld und 
Leuten: Beim Beginn einer sol­
chen Karriere (bis 29 J.) ist ein 
Gehalt von 5500 DM normal, 
nach 30 erfüllten Antreiber­
jahren (über 60 J.) 14500 DM. 
Boshaft ausgedrückt steigt das 
Gehalt dieser Leute mit c|em 
durch Vergessen unvermeidli­
chen Verfall ihrer Schul- und 
Hochschulkenntnisse. (Anga­
ben a bis c für Geschäftsfüh­
rer).

Die Fragestellung war: Ist 
mit der Stellung im Arbeits­
prozeß eine solche Steigerung 
der Reproduktionskosten ver­
bunden, die zur Lohndifferen­
zierung führt oder sie erklärt? 
Das Zwischenergebnis dieser 
Untersuchung wäre dazu: 
Zweifellos geht in die Bildung 
der Arbeitskräfte für die höhe­
ren Gehaltszonen ein erheblich 
höherer Beschulungsaufwand 
ein. Andererseits wiegt der An­
teil derartig Gebildeter insbe­
sondere in jenen Gehaltskate­
gorien schwer, in denen der 
Zusammenhang von Entgelt 
und Reproduktionskosten lan­
ge zerrissen ist und die Kunst, 
Profit aus der Arbeit anderer 
zu schlagen, das Hauptmerk­
mal der Tätigkeit.

Die Mittel für die Beschu­
lung werden zum großen Teil 
von der öffentlichen Hand 
aufgebracht, d.h. sie stammen 
aus Steuermitteln. Die Unter­
suchung muß jetzt darauf ge­
lenkt werden, inwieweit das 
höhere Bildungssystem auch 
heute noch als ein Institut der 
herrschenden Klasse, bezahlt 
aus der Steuer der Lohnabhän­
gigen, bewertet werden muß. 
Weiter wird von Interesse sein 
herauszufinden, in welche 
Lohn- und Gehaltszonen der 
enorm angewachsene Ausstoß 
an derartig gebildeten Arbeits 
kräften gelenkt wird.

05 Unterstelltes

1200- (Geschäfts-, Personal der leit.
führer) Angest. und Ge­

800 ■ schäftsführer nach

400- (2. Ebene)
(1. Ebene) Höhe ihrer Bezüge 

1977
unterlegt: Vertei­

0 lung der leitenden
Un­ Angestellten und
terst. der Geschäftsführer
Pers. nach Höhe ihrer 

Bezüge 1977

4096 8192 16384 32768 DM

600-

400-

200-

0

Mio.
DM 
Ums.

06 Umsatz des Be- 
(Geschäfts- / triebs nach Höhe

: führer) / der Bezüge der leit.
(2. Ebene); / Angest. und Ge-

; ; (I. Ebene) . schäftsführer 1977
unterlegt: Vertei­
lung der leitenden 
Angestellten und 
der Geschäftsführer 
nach Höhe ihrer 
Bezüge 1977

4096 8192 16384 32768 DM

50-
•

07 Alter der leit. 
Angest. und Ge­
schäftsführer nach 
Höhe ihrer Bezüge

40-
• 1977

unterlegt: Vertei­

30-
•* lung der leitenden 

Angestellten und 
der Geschäftsführer

Alter nach Höhe ihrer 
Bezüge 1977

4096 8192 16384 32768 DM

90% •
• • 08 Anteil leit.

• . • . Angest. und Ge­
80% ■ schäftsführer mit

70% ■ Abitur, FH- oder 
Hochschulabschluß

60% • nach Höhe ihrer
50% • ••

1 •
Bezüge 1977 
unterlegt: Vertei­

40% ■ • lung der leitenden
Ant. • Angestellten und
höh. der Geschäftsführer
Bild. nach Höhe ihrer 

Bezüge 1977

4096 8192 16384 32768 DM

Quellen und Anmerkungen zu den Schaubildern:
01 Effektivlohnstatistik: Löhne und Gehälter, Fachserie 16, Reihe 2.1 und 2.2, Stat. 
Bundesamt Juli 1977; Gesamtbezüge der leitenden Angestellten und Geschäftsfüh­
rer: Gehaltsstrukturuntersuchung *77, Bd. I Leitende Angestellte u. Bd. II Ge­
schäftsführer, Kienbaum Unternehmensberatung, Gummersbach 1977.

Die Erhebung von Kienbaum unterscheidet nach Geschäftsführern, Leitenden 
Angestellten Ebene I und Leitenden Angestellten Ebene II. In der Erhebung ist die 
Ebene I überrepräsentiert. Zusammen 6026 Gehälter erhoben. Eine Schätzung über 
die Größenordnung dieses Personenkreises in der gesamten Industrie wurde auf 
Grundlage einer von Kienbaum angegebenen Durchschnittsgröße der „Ebenen“ 
nach Betriebsgrößen errechnet.

02 Statistik der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Arbeitnehmer: Zur Ent­
wicklung der qualifikationsspezifischen Einkommensrelationen in der BRD, Mit­
teilungen für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung Nr. 2/1980.

05, 06, 08 Da die betreffenden Merkmale von Kienbaum jeweils nur für die „Ebe­
nen“ getrennt ausgewiesen sind, war eine durchgehende Reihe für diese Merkmale 
in Beziehung zum Einkommen nicht zu ermitteln.

07 Eine durchgehende Reihe für einen vergleichbaren Personenkreis konnte ermit­
telt werden nach den Angaben für 3014 leitende Angestellte 1978 in: Gehälter in 
Deutschland, Capital Ratgeber, Hamburg 1979.
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Im nächsten Heft

BRD
Hoffentlich platzt die Finanzierung des Verteidigungshaushalts
Für die NATO-Staaten liegt 
nach neuer Definition ein Ak­
tionsgrund vor, wenn »lebens­
wichtige Interessen* gefährdet 
sind. Ihre Geschäftstätigkeit 
wird einen solchen Grund im­
mer liefern. Die BRD hat an 
der Neufassung der Bündnis­
aufgabe fleißig mitgewirkt. 
Die SPD kämpft verbissen um 
die Finanzierung passender 
Wehr. 1980 verweigerten über 
50% des Abiturientenjahrgan­
ges. Entsprechende Wirkun­
gen auf den Rüstungshaushalt 
sind erst noch zu erzielen.

Studenten
,Die Ausbildungsförderung ... Kernstück 
der Sozialpolitik im Bildungsbereich*
In erster Lesung hat der Bun­
destag die neueste Novellie­
rung dieses Kernstücks be­
schlossen. Würde das Gesetz 
verabschiedet, so bekämen alle 
BAFöG-Bezieher weniger 
Geld, weil die nominale Lohn­
erhöhung zusammenfällt mit 
der ausgesetzten Anpassung 
und den gesenkten Freibeträ­
gen. Aber nicht nur senkt die 
Regierung den minimalen

Geldbetrag der überhaupt 
noch geförderten Studenten 
und Schüler. . die Ansätze 
im Haushaltsentwurf 1981 und 
den kommenden Jahren der 
Finanzplanung zwingen dazu, 
die Förderungsstruktur zu 
überprüfen“ (BAFöG-Bericht 
März 81). Werden sich die Stu­
denten mit einiger Aussicht 
auf Erfolg gegen diese Politik 
zur Wehr setzen können?

Elbfischer
Demonstration von 30000 fordert Plan zur Sanierung der Elbe

Über 30000 beteiligten sich an 
einer Demonstration, zu der 
die Elbfischer in Hamburg 
aufgerufen hatten. Die Elbe, 
noch in den 50er Jahren einer 
der fischreichsten Flüsse Euro­
pas, wird zu einer Kloake. 
60% der Fische sind quecksil­
bervergiftet. Die zunehmende 
Abwasserlast der Industrie ver­
nichtet die Existenz der Fi­
scher, die auch Repräsentan­

ten einer breiten demokrati­
schen Bewegung gegen die 
hemmungslose Verschmut­
zung sind. Die Elbfischer, in 
einer Produktionsgenossen­
schaft organisiert, haben dem 
Senat bereits 100000 DM abge­
kämpft als Ausgleich für das 
Aalverkaufsverbot. Sie for­
dern das Verbot von Schwer­
metalleinleitungen und einen 
Plan zur Sanierung der Elbe.

Indien
Kämpfe der Bauern, Lage in der Landwirtschaft
In Indien gab es in den letzten 
Monaten vermehrt Aktionen 
und Demonstrationen für die 
Erhöhung der Erzeugerpreise 
und gegen die Plünderung na­
tionaler Ressourcen. Die Lage 
der indischen Bauern hat sich 
in den letzten zehn Jahren ge­
wandelt, weil das Land sich 
aus der Abhängigkeit von den 
Imperialisten zu lösen sucht. 
Die koloniale Gesetzgebung ist 
noch immer eine Fessel. Aber 
auch der Sowjetunion ist es 
nicht gelungen, sich Indien als 
Satelliten zu züchten.


